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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/240: Halbwertzeit - Demobegleitung ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Ecodefense, Russland

Greenpeace Russland

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf 

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) 

IPPNW - Internationale Ärzte zur Verhütung des Atomkriegs / Ärzte in
sozialer Verantwortung

Gemeinschaftliche Pressemitteilung

Gronau/Münster/Hamm, 8. Dezember 2019

Montag, 9.12.: Aktionstag gegen Uranmüllexporte

- Proteste in 12 Städten gegen neuen Uranmüllzug Gronau-Russland

- "Uranmüllexporte müssen gestoppt werden"



Am Montag, 9. Dezember, finden in zwölf Städten im Rahmen eines
überregionalen Aktionstages Proteste gegen die zu erwartende Abfahrt
eines neuen Uranmülltransports mit 600 t abgereichertem Uranhexafluorid
(UF6) von der Urananreicherungsanlage im westfälischen Gronau zur
Atomanlage Novouralsk in Russland statt. Die Proteste finden nicht nur
im Münsterland statt, sondern erstmals auch im Ruhrgebiet, am
Niederrhein sowie in Amsterdam, wo die radioaktive Fracht am Mittwoch,
11. Dezember, im Amerikahaven auf die Mikhail Dudin für die Weiterfahrt
nach St. Petersburg verladen werden soll. Beim letzten Transport Mitte
November stoppten AtomkraftgegnerInnen den Uranzug bei Burgsteinfurt im
Münsterland mit einer Abseilaktion für mehr als sieben Stunden.

Für die Ankunft des Atomschiffes in St. Petersburg sind auch in Russland
neue Proteste geplant. Rund 53 000 Menschen haben dort bereits eine
Online-Petition von Greenpeace Russland unterschrieben.

Anti-Atomkraft-Initiativen und Umweltverbände in Deutschland und
Russland fordern vom Betreiber der Gronauer Urananreicherungsanlage, dem
Urenco-Konzern, sowie von den deutschen Urenco-Anteilseignern RWE und
EON und der Bundesregierung einen sofortigen Stopp der Uranmüllexporte.
Erst am Donnerstag hatte Bundesumweltministerin Svenja Schulze
angekündigt, den Export von Brennelementen einschränken zu wollen.
Dieses geplante Verbot muss auf Uranexporte jeglicher Art ausgeweitet
werden.

"Die erfreuliche Ausweitung der Proteste zeigt, dass das Abschieben des
eigenen Atommülls nach Russland auf immer mehr Ablehnung stößt. Es ist
klar, dass Urenco, RWE und EON vor allem die hohen Kosten für eine
sichere Entsorgung des Atommülls einsparen wollen - aber Russland ist
nicht die Atommüllkippe für NRW. Mit einer eigenen Anlage zur Umwandlung
des Uranabfalls in das etwas lagerungsfähigere Uranoxid hat Urenco am
britischen Standort Capenhurst seit Jahren offenbar erhebliche
technische und finanzielle Probleme. Konsequent sind ein Exportstopp und
die Stilllegung der Urananreicherungsanlage Gronau im Rahmen des
deutschen Atomausstiegs," forderte Udo Buchholz vom Arbeitskreis Umwelt
Gronau und Vorstandsmitglied im Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU).

Streckenverlauf des Urantransports von Gronau nach Amsterdam

Der Uranzug wird von Gronau über Burgsteinfurt und Münster zum
Güterbahnhof in Hamm fahren und dort mehrere Stunden rangieren und
"parken". Im weiteren Verlauf sind zwei Routen möglich:

Nordroute: Von Hamm über Lünen-Recklinghausen-Herten-Gelsenkirchen
Buer-Gladbeck-Bottrop-Oberhausen nach Duisburg-Rheinhausen und Krefeld.

Südroute: Von Hamm über Unna-Hagen-Ennepetal-Wuppertal-Düsseldorf nach
Mönchengladbach.

Ab Viersen geht es dann auf einer Strecke über Venlo-Eindhoven-Rotterdam
nach Amsterdam.

Zusätzlich fahren ab Montag auch LKWs mit UF6 in zwei Chargen an zwei
Tagen von Gronau über Enschede-Hengelo-Almelo-Deventer-Amersfoort zur
Verladung nach Amsterdam.

Protestorte am morgigen Montag:

- Gronau (UAA): ab 8 Uhr Mahnwache auf Bahnbrücke Max-Planck-Str.

- Ochtrup (Bhf): ab 7 Uhr Verteilen von Infomaterial im Berufsverkehr


- Burgsteinfurt (Bhf): ab 11 Uhr Mahnwache

- Münster (Hbf): ab 10.45 Uhr Mahnwache

- Hiltrup (Bhf): ab 12 Uhr Mahnwache

- Drensteinfurt (Bhf): ab 7 Uhr Verteilen von Infomaterial im
Berufsverkehr

- Hamm (Hbf): ab 14 Uhr Mahnwache

- Unna (Bhf): ab 19 Uhr Mahnwache

- Lünen (Hbf): ab 20.30 Uhr Mahnwache 

- Mönchengladbach (Europaplatz): ab 18 Uhr Mahnwache

- Hengelo (Bhf Nordseite): ab 17 Uhr Mahnwache

- Amsterdam-Sloterdijk (Bhf): ab 17 Uhr Mahnwache 

Aktuelle Hintergrundinfos zu den jetzigen Uranmüllexporten und zur
Uranmülllagerung an der Urananreicherungsanlage Gronau finden sich auf
www.sofa-ms.de sowie www.urantransport.de.

Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

https://www.laka.org

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/672: Klimakampf und Kohlefront - wir fordern mehr ... (AufBäumen)


AufBäumen - Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019

+++ Klimaaktivist*innen stören den Betrieb bei RWE Zentrale in Köln
+++ RWE soll enteignet werden +++ Energieproduktion soll vergesellschaftet
werden +++



Köln - Zeitgleich mit den Klimaverhandlungen in Madrid und kurz
nach den erfolgreichen Blockaden von Kohleinfrastruktur in der Lausitz
durch das Bündnis Ende Gelände hat die Gruppe AufBäumen vor dem RWE
Hauptsitz in Köln Junkersdorf demonstriert und zivilen Ungehorsam
geleistet.

Nach der gemeinsamen Tanzdemo mit Fridays for Future haben hunderte
Menschen mit vielfältigen Aktionen den Betrieb gestört. Die
Aktivist*innen versuchten in die Nähe des Gebäudes zu gelangen, wurden
aber mit unverhältnismäßiger Gewalt der Polizei daran gehindert. Dies
geschah unter dem Motto: "Enteignungsparty - (Ab) heute gehört der
Laden uns."

"Der notwendige gesellschaftliche Wandel ist nur ohne
profitorientierte Großkonzerne wie RWE möglich. Der Energiesektor muss
entprivatisiert und demokratisiert werden, um ein wirklich nachhaltiges
und soziales Wirtschaften zu ermöglichen. Deswegen handeln wir jetzt und
enteignen RWE", so Pressesprecher Dominic da Silva Cordeiro von
AufBäumen.

Die ungehorsamen Aktionen finden im Rahmen der Kampagne 
"RWE ENTEIGNEN-ENERGIEPRODUKTION VERGESELLSCHAFTEN" statt. Diese Kampagne fordert eine
Enteignung des Energieriesens RWE, nachdem dieser selbst Jahrzehnte lang
die Häuser von Menschen enteignete um Kohle abzubauen und Profite zu
maximieren.

"Auf die Bedürfnisse der Menschen - sowie die immer weiter
voranschreitende Klimakrise - nahm und nimmt RWE keine Rücksicht. Wir
sehen Energieversorgung als Grundbedürfnis an, nicht als Ware. Deshalb
sollten alle Menschen Zugang zu Energie bekommen und mitentscheiden
können, wie diese produziert und verteilt wird", so Paula Moser,
Pressepsrecherin von AufBäumen.

Die Energieproduktion muss dabei ökologisch stattfinden und den
Bedürfnissen der Anwohnenden, Mitarbeitenden und Verbrauchenden
angepasst sein. Die Enteignung ist der erste notwendige Schritt hin zu
einem energiedemokratischen und klimagerechten System.


Social Media:

aufbaeumen.net

facebook.com/gegenKohle

twitter.com/aufbaumen

flickr.com/aufbaeumen

 * 

Quelle:

AufBäumen

E-Mail: aufbaeumen-presse@riseup.net

Internet: https://aufbaeumen.net
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KOHLEALARM/671: Klimakampf und Kohlefront - rechtliche Nachspiele ... (We don't Shut up!)


"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Prozess gegen Klimaaktivist*innen wegen Kraftwerksblockade endete heute
mit einem Aufsehen erregenden Urteil



Eschweiler - Heute [4.12.2019] endete der dritte Prozesstag gegen fünf
Klimaaktivist*innen am Amtsgericht Eschweiler mit einem Freispruch im
Hauptanklagepunkt "Störung öffentlicher Betriebe" sowie im Bezug auf den
Vorwurf des Hausfriedensbruchs. Verurteilt wurden die Angeklagten jedoch
wegen Widerstands zu 50 bzw. 60 Tagessätzen à 5 Euro. In der Verhandlung
ging es um die Blockade des Kohlekraftwerks Weisweiler im November 2017.

Cornelia, eine der Angeklagten, sagt: "Dass wir wegen Störung
öffentlicher Betriebe freigesprochen wurden, ist erfreulich. Aber obwohl
das Gericht viele Beweistatsachen zur Klimakrise als offenkundig
ansieht, hat es daraus nicht die nötigen Konsequenzen gezogen und die
Blockade als gerechtfertigt anerkannt."

Die Angeklagten und ihre Verteidigung kündigten an, in Berufung zu
gehen, da unter anderem Fragen bezüglich der Versammlungsfreiheit aus
ihrer Sicht nicht zufriedenstellend geklärt wurden.

Der heutige Prozesstag begann mit einer Stellungnahme der Angeklagten zu
den zuletzt gehörten Vorträgen der Sachverständigen Rosa Gierens und
Christian Döring, die beim letzten Verhandlungstag dargelegt hatten,
inwiefern das Kraftwerk Weisweiler durch Luftverschmutzung Menschen
krank macht und tötet.

Die Beweisaufnahme wurde nach einer kurzen Anhörung einer Polizeizeugin,
die zur Aufklärung des Sachverhalts nichts beitragen konnte,
geschlossen.

In ihrem inhaltlich widersprüchlichen Plädoyer beantragte die
Staatsanwältin dann überraschend Freiheitsstrafen.

Es folgten Plädoyers aller Verteidiger*innen, die aufgrund der dünnen
Beweislage sowie rechtlicher Bedenken Freispruch in allen Anklagepunkten
forderten. Sie kritisierten dabei auch ein allgemein erhöhtes
Verfolgungsinteresse der Behörden gegenüber Klimaaktivist*innen.

Die Angeklagten bezogen sich in ihrem letzten Wort einmal mehr auf die
Klimakatastrophe und den Beitrag des Kraftwerks Weisweiler zur
Zerstörung von Lebensgrundlagen weltweit. Dabei verlasen sie ein
Statement des vom Klimawandel betroffenen Zeugen Seuri Sanare Lukumay
sowie einen Text des Klimawissenschaftlers Tobias Bayr zum Thema
Kippelemente im Klimasystem. Beide waren im Verfahren nicht angehört
worden.

Die Angeklagten beendeten ihr Statement mit der Ankündigung: "Das letzte
Wort der Bewegung für Klimagerechtigkeit ist noch lange nicht
gesprochen."

Das Gericht lehnte einen Freispruch aufgrund eines rechtfertigenden
Notstands unter anderem damit ab, dass die Blockade nicht lange genug
angedauert habe, um der Klimakrise Einhalt zu gebieten.

Vor dem Hintergrund der anhängigen Schadensersatzforderung von 2
Millionen gegen die Aktivist*innen ist das heutige Urteil insofern
interessant, dass sie in allen Anklagepunkten, in denen RWE sich als
geschädigt sieht, freigesprochen wurden. Das Zivilverfahren vor dem
Landgericht Aachen ruht, bis der Strafprozess abgeschlossen ist.

In diesem Prozess wurde nebenbei zum ersten Mal über die Aktion "Ende
Gelände" im November 2017 entschieden. Der Freispruch für die
Angeklagten wegen der Besetzung des Tagebaus Hambach ist auch ein
Freispruch für 3000 andere Aktivist*innen.

Die Aktivist*innen der hauptsächlich verhandelten Aktion "WeShutDown"
hatten am 15. November 2017 frühmorgens Förderbänder und Bagger im
Braunkohlekraftwerk Weisweiler bei Aachen blockiert, und damit die fast
vollständige Abschaltung des Großkraftwerks erreicht. Zeitgleich tagte
die 23. Klimakonferenz der UN in Bonn. Die Aktion verhinderte neben
Schadstoffemissionen auch den Ausstoß von rund 26 000 Tonnen C02 durch
das Kraftwerk.

Webseite: wedontshutup.org

Twitter: @we_shut

 * 

Quelle:

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

E-Mail: wedontshutup@riseup.net

Internet: www.wedontshutup.org
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TREFF/1489: Stuttgart - Teresa Präauer, Tier werden, erzählerischer Essay, 24.01.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2020

Donnerstag, 24.01.19, 19.30 Uhr

Tier werden

Teresa Präauer

Veranstaltungsreihe: Auf Sendung

Lesung und Gespräch,

Moderation: Katharina Borchardt



"In der Literatur benimmt sich einer oder eine so oft "wie ein Tier",
macht Muh oder Mäh, spinnt sich ein in seinen Kokon, ist der Hahn im
Korb oder wie ein Kaninchen vor der Schlage. Ist es diese Konjunktion
"wie", mit der die Verwandlung bereits einsetzt: Tier zu werden?"
Teresa Präauer In ihrem neuen erzählerischen Essay denkt Teresa
Präauer über die unscharfe Grenze zwischen Mensch und Tier nach, die
in der Kunst so häufig aufgesucht wird. Teresa Präauer beobachtet in
"Tier werden" Stationen des Übergangs, der Verwandlung, des
Aus-der-Art-Schlagens. Einen Auftritt in ihrem Text bekommt, wer oder
was Haare hat: an Stellen, die von Schraffur überwuchert werden, von
Pelz, Kunstfell oder Gras. Eine Sammlung zotteliger Figuren hat sie
hierfür zusammengetragen, von den mittelalterlichen Zeichnungen von
Fabelwesen - halb Natur, halb Erfindung - über die Perchten aus den
Alpen bis hin zum Perückenträger Toni Erdmann. All diesen künstlichen
und künstlerischen Phänomenen geht die Autorin in konkreten
Bildbetrachtungen und philosophischen Überlegungen nach. Während wir
schreiben, reizen wir die Möglichkeiten des Sprechens aus und geraten
an seine menschlichen Grenzen. Während wir lesen, verwandeln wir uns,
so lauten die Warnung und das Versprechen dieses
erzählend-essayistischen Textes.

Teresa Präauer, geb. 1979, lebt in Wien und wurde für ihre Romane
"Für den Herrscher aus Übersee", "Johnny und Jean" und "Oh Schimmi"
zahlreich ausgezeichnet.

In Zusammenarbeit mit dem SWR2, Sendung am 29.1. um 22.03 Uhr.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Januar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1488: Stuttgart - African Literatures and Ideas, Felwine Sarr, Afrotopia, 15.01.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2020

Dienstag, 15.01.19, 19.30 Uhr

Afrotopia

Felwine Sarr

Veranstaltungsreihe: Membrane. African Literatures and Ideas.

Lesung und Gespräch,

Moderation: Deniz Utlu

Übersetzung: Jürgen Stähle



In seinem klugen wie beeindruckenden Manifest "Afrotopia", das
zugleich Analyse der Gegenwart ist und mögliche Wege in die Zukunft
aufzeigt, fordert der senegalesische Ökonom und Schriftsteller
Felwine Sarr eine Entkolonialisierung Afrikas, indem es sich auf
seine sozialen und geistigen Ressourcen zurückbesinnt, ohne den
Kontakt mit der Moderne zu verleugnen. Ein anderes, ausgeglicheneres
Verhältnis zwischen den Menschen und zwischen Mensch und Natur wird
so nicht nur für Afrika denkbar. Als einer der internationalen
renommierten Zukunftsdenker Afrikas wurde Felwine Sarr in den
Beraterstab von Präsident Macron berufen, um zusammen mit Benedicte
Savoy Rückgabestrategien für die Raubkunst in Frankreich zu
entwickeln. Auch in Deutschland wird der Umgang mit dem kolonialen
Erbe auf der Basis der Empfehlungen von Sarr und Savoy derzeit auf
politischer Ebene diskutiert. Diese Impulse greifen wir auf und
intensivieren sie in einem internationalen Literaturfestival mit dem
Titel "Membrane. Durchlässiges Denken. Literaturen aus Afrika", für
das wir Felwine Sarr als Kurator gewinnen konnten. Veranstaltet wird
es vom Literaturhaus zusammen mit dem Institut francais und der
Akademie Schloss Solitude vom 23.-26. Mai 2020. Unser Denken über
Afrika durchlässiger zu machen, Auseinandersetzungen mit gemeinsamer
Kolonialgeschichte und den geteilten Herausforderungen im 21.
Jahrhundert zu fördern und dabei die Literatur als zentralen
Reflexionsraum neuer Visionen des Zusammenlebens ernst zu nehmen ist
Ziel des Festivals. Yvonne Adhiambo Owuor, Schriftstellerin und
Kulturvermittlerin aus Kenia, derzeit Fellow am Wissenschaftskolleg
Berlin, und Nadja Ofuatey-Alazard, Journalistin und
Ko-Geschäftsführerin bei "Each One Teach One", Berlin, erarbeiten
gemeinsam mit Sarr das Programm.

Im Anschluss an das Gespräch Felwine Sarrs mit Schriftsteller und
Kolumnist Deniz Utlu werden sich die Kurator*innen zum geplanten
Festival äußern.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Januar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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EUROPA/147: Schweiz - Solidarität ist kein Verbrechen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Solidarität ist kein Verbrechen

Medienmitteilung von Amnesty International Schweiz, 6. Dezember 2019



Amnesty International und Solidarité sans frontières haben heute
Mittag die Petition "Solidarität ist kein Verbrechen" übergeben. Fast
30.000 Menschen und 200 Anwälte und Anwältinnen ("Déclaration des
avocat·e·s de Suisse sur le délit de solidarité") haben diese
unterzeichnet und fordern eine Anpassung des Ausländer- und
Integrationsgesetzes, damit solidarisches Handeln nicht länger
kriminalisiert wird.

Im Jahr 2018 wurden 972 Personen wegen Verstosses gegen Artikel 116
des Ausländer- und Integrationsgesetzes (AIG) verurteilt. Allerdings
handelte es sich in nur in 32 Fällen tatsächlich um Schlepper. Die
überwiegende Mehrheit der Urteile betraf Personen, die solidarisch
oder zumindest ohne finanziellen Nutzen handelten. In der Schweiz wird
strafrechtlich verfolgt, wer Menschen in Not hilft, die nicht über die
notwendigen Papiere verfügen. Dies auch, wenn die Hilfe uneigennützig
und aus reinem Mitgefühl erfolgt. Deshalb fordert Amnesty Schweiz eine
Revision des Artikels 116 des Ausländer- und Integrationsgesetzes,
damit Menschen, die selbstlos helfen, nicht mehr strafrechtlich
belangt werden können.

"Es ist höchste Zeit, dass Personen, die sich für Menschen in Not
einsetzen, für ihre Menschlichkeit nicht mehr bestraft werden. Man
muss helfen können, ohne zuvor den Ausweis der hilfsbedürftigen Person
zu kontrollieren", sagt Reto Rufer von Amnesty International.


Mit ihrer rigiden Gesetzgebung ist die Schweiz zunehmend ein
Sonderfall

Neben Frankreich sehen die Gesetze in Deutschland, Italien,
Österreich, in den Niederlanden, in Luxemburg, Schweden, Portugal,
Tschechien, Polen, Rumänien, Bulgarien sowie auf Malta und Zypern eine
Strafbefreiung vor, wenn die Beihilfe zu illegalem Aufenthalt aus
humanitären Gründen erfolgt. Eine Bestrafung erfolgt nur dann, wenn
die "Hilfe" profitorientiert ist. In Irland ist die Beihilfe zu
illegalem Aufenthalt überhaupt nicht strafbar. Auch in der Schweiz war
bis 2008 die Beihilfe zur illegalen Einreise nicht strafbar, wenn sie
"aus achtenswerten Beweggründen" erfolgte.

"'Liberté et Fraternité': Für den französischen Verfassungsrat ist
klar, dass straffrei bleiben muss, wer Asylsuchenden und "Sans
Papiers" Verpflegung, Unterkunft oder medizinische Versorgung gewährt,
ohne dafür eine Gegenleistung zu verlangen. Es ist an der Zeit, dass
auch die Schweiz diesen Schritt macht: Stopp der Kriminalisierung von
Solidarität", erklärt Reto Rufer.

Das internationale Recht verpflichtet die Schweiz keineswegs dazu, den
Straftatbestand der Beihilfe zu rechtswidriger Ein- oder Ausreise oder
zum rechtswidrigen Aufenthalt derart allgemein auszulegen: Der Kampf
der Uno gegen die Schlepperei hat nur Tatbestände im Visier, bei denen
ein finanzieller oder sonstiger materieller Vorteil im Spiel ist. Die
einschlägige EU-Richtlinie - die für die Schweiz als Mitglied des
Schengen/Dublin-Raums verbindlich ist - räumt den Mitgliedsstaaten
explizit dieses Recht ein.

"Amnesty International fordert das neue Parlament auf, der
parlamentarischen Initiative Mazzone zuzustimmen, damit die Schweiz
die Grundsätze von Freiheit und Brüderlichkeit lebt, statt Solidarität
zu kriminalisieren", so Reto Rufer.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/334: Rückblick 2019 - Das Jahr der Proteste ist eine Verpflichtung für 2020


Amnesty International - Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019

Rückblick auf 2019 zum Tag der Menschenrechte: 

Das Jahr der Proteste ist eine Verpflichtung für 2020



• Der friedliche Protest von Millionen Menschen hat das Jahr 2019
geprägt. Es wird deutlich: Die zunehmenden Angriffe auf die Menschenrechte werden
nicht stillschweigend hingenommen.

• Deutschland ist 2020 gefragt, mit der Übernahme der 
EU-Ratspräsidentschaft,
als Mitglied des UN-Sicherheitsrats und des UN-Menschenrechtsrats die
Initiative zu ergreifen und international auf eine wirksame Durchsetzung
der Menschenrechte hinzuarbeiten.

• Repräsentative Amnesty-Umfrage [1] unterstreicht, dass die
Bundesregierung mehr tun muss, um Menschen vor rassistischer Gewalt zu schützen.


Berlin - Ägypten, Hongkong, Iran, Sudan oder Venezuela: Die Bilder
von Millionen Menschen, die demonstriert haben, sind um die Welt gegangen. "Wir
haben in den vergangenen Monaten eindrucksvoll erlebt, wie die Bevölkerung
mit friedlichem Protest auf Angriffe durch Regierungen und Unternehmen auf
ihre Menschenrechte reagiert hat", sagt Markus N. Beeko, Generalsekretär
von Amnesty International in Deutschland, im Rückblick anlässlich des Tags
der Menschenrechte am 10. Dezember. Doch während die Menschen ihr Recht auf
Versammlungsfreiheit ausübten, zeigten Regierungen auch, wie gefährlich
friedlicher Protest sein kann. "Mit teilweise erschreckender und tödlicher
Menschenverachtung sind Sicherheitskräfte gegen friedliche Demonstranten in
Ägypten, Hongkong, Iran, Irak oder auch in Venezuela vorgegangen", sagt
Beeko. "Dies verdeutlicht, wie wichtig weltweite Solidarität und die
wirksame Durchsetzung internationalen Rechts und des internationalen
Menschenrechtsschutzes sind - auf nationaler und internationaler Ebene."

Die deutsche Bundesregierung besetzt im Jahr 2020 drei Schlüsselrollen der
internationalen Bühne: Sie ist Mitglied im UN-Sicherheitsrat, wird einen
Sitz im UN-Menschenrechtsrat haben und übernimmt die 
EU-Ratspräsidentschaft. "Die internationale Rolle, die Deutschland im
kommenden Jahr zukommt, ermöglicht der Bundesregierung, ihrer Ankündigung
einer an Menschenrechten orientierten Außenpolitik auch Taten folgen zu
lassen", sagt Beeko.

Dazu gehört auch ein entschiedenes Auftreten der EU gegenüber China, das
u.a. geschätzt mehr als eine Million Uiguren in der Provinz Xinjiang
interniert hat.

"In Zeiten systematischer Angriffe auf die Menschenrechte, darf es auch für
die EU kein business as usual geben. Das Wegschauen und das Tolerieren
schwerer Menschenrechtsverletzungen untergraben unsere internationale
Ordnung. Ganz konkret sollte sich Berlin jetzt weiter für den ungehinderten
Zugang internationaler Beobachter nach Xinjiang einsetzen", so Beeko. Eine
konsequent an den Menschenrechten orientierte Politik befürwortet auch eine
absolute Mehrheit der deutschen Bevölkerung, wie eine repräsentative
Umfrage im Auftrag von Amnesty Deutschland ergeben hat. 77 Prozent der
Befragten wünschen sich mehr Druck der Bundesregierung auf Staaten, die
Menschenrechte verletzen.

Ein entschlossenes Vorgehen ist auch im Umgang mit den großen
Digital-Konzernen notwendig. "Unternehmen wie Google oder Facebook
betreiben ein Geschäftsmodell auf Kosten des Rechts auf Privatsphäre von
Millionen Menschen", sagt Beeko. "Die Teilnahme am digitalen Leben darf
aber nicht davon abhängig gemacht werden, dass wir irgendjemand die
umfassende Erfassung, Überwachung und individualisierte Auswertung unserer
persönlichen Daten erlauben müssen. Amnesty fordert die EU und die
Bundesregierung dazu auf, ihre Bürgerinnen und Bürger wirksam vor
Eingriffen der Tech-Konzerne in ihre Grundrechte zu schützen."

Deutschland ist auch gefragt, bei der problematischen EU-Migrationspolitik
auf konkrete Verbesserungen beim Flüchtlingsschutz hinzuwirken. "Menschen
ertrinken im Mittelmeer, private Helfer werden kriminalisiert und
diffamiert", kritisiert Beeko. "Die Europäische Union als
Friedensnobelpreisträger und einer der stärksten Wirtschaftsräume der Welt
muss zu ihrer internationalen Verpflichtung stehen, schutzbedürftigen
Menschen Zuflucht zu gewähren. Es braucht umgehend eine staatliche
Seenotrettung im Mittelmeer. Schutzsuchende Menschen dürfen nicht nach
Libyen gebracht werden." Die Amnesty-Umfrage zeigt, dass fast zwei Drittel
der deutschen Bevölkerung (65 Prozent) die Einführung staatlicher
Seenotrettung befürworten.

Innenpolitisch fehlen sichtbare und wirkungsvolle Schritte der Bundes- und
Landesregierungen, um tatsächlich konsequent gegen täglichen Rassismus und
Diskriminierung sowie rassistische, antisemitische und islamophobe Gewalt
in Deutschland vorzugehen. "Der Mord am Kasseler Regierungspräsidenten
Walter Lübcke und der Anschlag auf die Synagoge in Halle mit zwei Toten
zeigen, dass der Schutz vor Rassismus und Diskriminierung eine Frage der
inneren Sicherheit ist", sagt Beeko. "Dass rechtsextreme Gewalt oben auf
der Agenda der Innenministerkonferenz vergangene Woche stand, ist ein
Anfang. Jetzt müssen konkrete Schritte folgen: Der Nationale Aktionsplan
gegen Rassismus muss endlich umgesetzt werden. Ebenso braucht es ein
konsequentes Vorgehen gegen rassistische Netzwerke in Ermittlungs- und
Sicherheitsbehörden." Die Bundesregierung hat hier einen klaren Auftrag,
das sieht auch eine Mehrheit der Bevölkerung so: 60 Prozent der Befragten
finden, dass die Bundesregierung nicht genug tut, um die Menschen vor
rassistischer und antisemitischer Gewalt zu schützen. 60 Prozent sind der
Meinung, dass menschenrechtsfeindliche Einstellungen in der politischen
Debatte eher zunehmen, 55 Prozent sagen dies über die mediale
Berichterstattung.


Amnesty-Umfrage: Repräsentative Bevölkerungsbefragung zur
Menschenrechtssituation in Deutschland (PDF, 10.14 MB):

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2019-12/Amnesty-Umfrage-zur-Menschenrechtssituation-in-Deutschland-November2019.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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LATEINAMERIKA/112: Brasilien - Übergriffe auf Indigene im Amazonas


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019

Übergriffe auf Indigene im Amazonas

Indigene Umweltschützer in Brasilien erschossen



Am vergangenen Samstag wurden zwei indigene Männer, Angehörige der
Guajajara, im Bundesstaat Maranhao im Nordosten Brasiliens
erschossen. Zwei weitere wurden bei dem Angriff verletzt. Die Männer
waren auf Motorrädern unterwegs, als sie aus einem vorbeifahrenden
Auto beschossen wurden. "Indigene Umweltschützer sind seit Jahren
immer wieder Ziel von Angriffen. Verantwortlich sind zumeist
Kriminelle, die auf indigenem Land illegal Holz schlagen oder Gold
schürfen", erklärt Regina Sonk, Referentin für indigene Völker bei
der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV). "Die grassierende
Straflosigkeit hat sich unter Präsident Bolsonaro noch verschärft.
Der Einsatz für den Amazonas ist lebensgefährlich geworden."

"Deutsche Partnerschaftsbeziehungen, zum Beispiel zwischen deutschen
Bundesministerien und der brasilianischen Regierung dürfen nicht
voranschreiten, ohne dass diese Missstände angegangen werden",
fordert Sonk. "Brasilien muss dringend Maßnahmen ergreifen, um die
Straflosigkeit für Gewalt an Indigenen zu beenden." Auch
brasilianische NGOs forderten das Justizministerium, den
Generalbundesanwalt sowie den Kongress Brasiliens auf, Untersuchungen
einzuleiten. Sonia Guajajara, nationale Koordinatorin des
brasilianischen indigenen Dachverbands APIB betonte in einem
Statement: "Diese Verbrechen sind keine Einzelfälle. Sie reflektieren
den Hass, der auch von den höchsten staatlichen Institutionen gegen
uns indigenen Völker verbreitet wird. [...] Wir fordern
Gerechtigkeit. Diese Verbrechen dürfen nicht ungestraft bleiben."

Der Angriff am Wochenende ereignete sich im indigenen Schutzgebiet
Cana Brava, das sich im Bundesstaat Maranhao über 137.000 Hektar
erstreckt und nach Angaben der Regierung 4.500 Einwohner zählt. Erst
im vergangenen Monat war Paulo Paulino Guajajara, der als Waldhüter
für die Verteidigung des indigenen Territoriums tätig war, von
Holzfällern ermordet worden. Der Tatort lag in der Nähe des
Schauplatzes des neuen Verbrechens.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/1043: Internet- und Telefonanbieter speichern Aufenthaltsort und Internetkennungen tagelang auf Vorrat (AK Vorrat)


Pressemitteilung des Arbeitskreises Vorratsdatenspeicherung vom 07.12.2019

Internet- und Telefonanbieter speichern Aufenthaltsort und
Internetkennungen tagelang auf Vorrat



Obwohl Gerichte die umstrittene verdachtslose Vorratsdatenspeicherung
ausgesetzt haben, sammeln deutsche Telekommunikationsanbieter trotzdem
von jedem Kunden Informationen über ihre Kontakte und Bewegungen, die
nicht zur Abrechnung nötig sind. Dies ergibt sich aus einer jetzt,
aufgrund der Nachfrage des Arbeitskreises Vorratsdatenspeicherung,
veröffentlichten Erhebung der Bundesnetzagentur.[1] Die Daten werden auf
Anforderung an Strafverfolger und Abmahnkanzleien weiter gegeben.

Konkret wird der Aufenthaltsort von Handynutzern (Funkzelle) zu Beginn
einer Verbindung, die weltweit einmalige Kennung mobiler Endgeräte
(IMEI) und die Internetkennung (IP-Adresse) eine Woche lang gespeichert,
ohne dass dies zur Abrechnung nötig ist. Die im Arbeitskreis
Vorratsdatenspeicherung zusammen geschlossenen Bürgerrechtler,
Datenschützer und Internetnutzer warnen vor den Konsequenzen dieser
"freiwilligen Vorratsdatenspeicherung":

"Dass Mobilfunkanbieter bei jeder Verbindung den Aufenthaltsort
festhalten, ermöglicht Behörden massenhafte Funkzellenabfragen und kann
Unschuldige in Verdacht bringen, beispielsweise nach der Teilnahme an
einer Demonstration", erklärt Uli Breuer vom Arbeitskreis
Vorratsdatenspeicherung. "Zu jeder Internetnutzung die IP-Adresse zu
speichern ermöglicht Abmahnanwälten, Verbraucher tausendfach wegen
angeblicher Urheberrechtsverletzungen im Internet abzukassieren, die sie
oft nicht begangen haben."

Der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung verlangt von den Unternehmen,
ihre "freiwillige Vorratsdatenspeicherung" zu stoppen und die Zahl der
Auskünfte über ihre Kunden zu veröffentlichen. Der Arbeitskreis
Vorratsdatenspeicherung warnt außerdem, die geplante ePrivacy-Verordnung
der EU drohe die "freiwillige Vorratsdatenspeicherung" durch
Telekommunikationsanbieter massiv auszuweiten,[2] und verlangt ein
klares Verbot allgemeiner und unterschiedsloser Vorratsdatenspeicherungen.

Aus Sicht der im Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung
zusammengeschlossenen Datenschützer, Bürgerrechtler und Internetnutzer
ist eine verdachtsunabhängige und wahllose Vorratsspeicherung von
Telekommunikationsdaten für viele Bereiche der Gesellschaft höchst
schädlich: Sie beeinträchtigt vertrauliche Kommunikation in Bereichen,
in denen Menschen auf Vertraulichkeit angewiesen sind (z.B. Kontakte zu
Psychotherapeuten, Ärzten, Rechtsanwälten, Betriebsräten, Eheberatern,
Kinderwunschzentren, Drogenmissbrauchsberatern und sonstigen
Beratungsstellen) und gefährdet damit die körperliche und psychische
Gesundheit von Menschen, die Hilfe benötigen, aber auch der Menschen aus
ihrem Umfeld. Wenn Journalisten Informationen elektronisch nur noch
überrückverfolgbare Kanäle entgegen nehmen können, gefährdet dies die
Pressefreiheit und beeinträchtigt damit elementare Funktionsbedingungen
einer freiheitlichen demokratischen Gesellschaft. Die
verdachtsunabhängige und wahllose Vorratsdatenspeicherung schafft
Risiken des Missbrauchs und des Verlusts vertraulicher Informationen
über unsere persönlichen Kontakte, Bewegungen und Interessen.
Telekommunikationsdaten sind außerdem besonders anfällig dafür, von
Geheimdiensten ausgespäht zu werden und Unschuldige ungerechtfertigt
strafrechtlichen Ermittlungen auszusetzen.



Der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung ist ein Zusammenschluss von
Bürgerrechtlern, Datenschützern und Internetnutzern, die sich in
Zusammenarbeit mit weiteren zivilgesellschaftlichen Initiativen gegen die
ausufernde Überwachung im Allgemeinen und gegen die Vollprotokollierung der
Telekommunikation und anderer Verhaltensdaten im Besonderen
einsetzen.

http://www.vorratsdatenspeicherung.de


Fußnoten:

[1] https://fragdenstaat.de/anfrage/speicherung-von-verkehrsdaten-durch-tk-anbieter/#nachricht-422498

[2] http://www.vorratsdatenspeicherung.de/content/view/788/79/lang,de/
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MELDUNG/179: Uganda - Vertriebene der Kaweri Kaffeeplantage von versprochenem Land vertrieben


Fian - Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Uganda: Vertriebene der Kaweri Kaffeeplantage von versprochenem Land
vertrieben



Kampala/Köln: Laut Aussagen der Neumann Kaffee Gruppe und der ugandischen
Regierung wurden die ehemaligen Bewohner des Landes, auf dem das
Unternehmen seit 18 Jahren die Kaweri Coffee Plantation betreibt, auf
Grundstücke in der Gemarkung Kambuye umgesiedelt. Im Oktober 2018 wurden
die dortigen Bewohner erneut brutal vertrieben. FIAN hat die Geschichte
einer Frau dokumentiert, die von beiden Vertreibungen betroffen ist. Ihre
Geschichte straft die Behauptungen des Kaffeekonzerns und der Regierung
Ugandas Lügen.

"Ich bin zweimal vertrieben worden, ohne entschädigt zu werden. Mein Leben
hat sich dadurch erheblich verschlechtert", fasst die sechzigjährige Joyce
Namakula ihr Schicksal zusammen. Sie wurde 2001 von ugandischen Soldaten
von ihrem Land vertriebenen, welches die ugandische Investitionsbehörde
seitdem der Kaweri Coffee Plantation Ltd., einem Tochterunternehmen der
Hamburger Neumann Kaffee Gruppe, verpachtet. Aus eigener Kraft baute sie
mit ihren Kindern eine neue Existenz in der benachbarten Gemarkung auf.
Doch 17 Jahre nach der Vertreibung für die Kaweri Plantage wurde sie im
Oktober 2018 erneut ohne Entschädigung vertrieben. "Ihre Geschichte
verdeutlicht, dass die Mär vom alternativen Land, auf das die Vertriebenen
der Kaweri Coffee Plantation angesiedelt worden seien, schlicht falsch
ist", kommentiert FIAN-Referentin Gertrud Falk. "Die Vertriebenen der
Kaweri Kaffeeplantage wurden weder umgesiedelt, noch hätten sie auf dem
Land Sicherheit vor weiterer Vertreibung gehabt. Die Neumann Kaffee Gruppe
und die ugandische Regierung müssen nun die Vertriebenen endlich umfassend
entschädigen". Falk dokumentiert die Situation der Betroffenen derzeit vor
Ort.

Das am 1. Juli 2019 gerichtlich angeordnete Mediationsverfahren im Prozess
der Vertriebenen gegen das Unternehmen und den Staat ist am 2. Dezember um
zwei Wochen bis zum 16. Dezember verlängert worden. "Es ist skandalös, dass
das Unternehmen bisher kein Angebot auf den Tisch gelegt hat", empört sich
Gertrud Falk. "Wenn man nun in aller Deutlichkeit sieht, dass die
Geschichte der angeblichen Entschädigung erfunden war, potenziert dies den
Skandal".

Vom 18. - 21. August 2001 hatte die ugandische Armee im Bezirk Mubende vier
Dörfer zerstört und die Bewohner vertrieben, weil die Regierung das Land an
die Kaweri Coffee Plantation Ltd. für den Aufbau einer Kaffeeplantage
verpachtet hatte. Die Kaweri Coffee Plantation Ltd. ist ein
Tochterunternehmen der Hamburger Neumann Kaffee Gruppe. Die Vertriebenen
prozessieren gegen den ugandischen Staat und das Tochterunternehmen. Am 1.
Juli 2019 hatte das Hohe Gericht in Kampala eine Mediation zwischen Klägern
und Beklagten angeordnet. Die Frist dafür ist am 19. November ohne Ergebnis
verstrichen. Weder die ugandische Staatsanwaltschaft noch die Kaweri Coffee
Plantation Ltd. haben auf die Forderungen der Vertriebenen reagiert. Diese
fordern 3,8 Mrd. Ugandische Schilling für den verursachten Sachschaden
sowie 30 Millionen Schilling (rund 7.200,- EUR) pro Familie, damit diese je
10 Morgen Land kaufen können. Im Gegenzug sind sie bereit, ihre Landrechte
auf das von der Kaweri Kaffeeplantage gepachtete Land abzutreten.


Lesen Sie hier die Geschichte einer doppelten Vertreibung ohne
Entschädigung: 

https://www.fian.de/artikelansicht/2019-12-05-interview-mit-joyce-namakula-vertrieben-zugunsten-der-kaweri-kaffeeplantage-in-uganda/

Weitere Informationen:

www.fian.de/fallarbeit/kaweriuganda/

 * 
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ATTAC/2024: Offener Brief - Energiecharta-Vertrag behindert Klimaschutz


Attac Deutschland - Pressehinweis

Frankfurt am Main, 9. Dezember 2019

Über 250 Organisationen warnen: Energiecharta-Vertrag nicht vereinbar
mit Pariser Klimaabkommen

Offener Brief an Teilnehmer der Energiecharta-Konferenz in Brüssel



Vom morgigen Dienstag an kommen in Brüssel die Vertreter*innen der
Mitgliedsstaaten der Energiecharta-Konferenz zu ihrer Jahrestagung
zusammen. Auf der Tagesordnung steht die Modernisierung des
Energiecharta-Vertrags (Energy Charta Treaty, ECT). Eine erste
Verhandlungsrunde ist für Mittwoch geplant.

Der ECT wird regelmäßig von Unternehmen genutzt, um Entscheidungen zum
Ausstieg aus fossilen Brennstoffen und Atomkraft anzufechten.

In einem Offenen Brief warnen daher
mehr als 250 zivilgesellschaftliche Gruppen und Gewerkschaften aus
Europa und weiteren Ländern, dass der ECT mit dem Pariser Klimaabkommen
und einer gerechten Energiewende unvereinbar und somit eine Bedrohung
für das öffentliche Interesse ist.

Sie fordern die verantwortlichen Politiker*innen auf, als Bedingung für
eine Neuverhandlung des ECT ein Ende der Bestimmungen zum Schutz
fossiler Brennstoffe durchzusetzen und dafür zu sorgen, dass die
Investor-Staat-Streitbeilegung (ISDS) aus dem Kontrakt gestrichen wird.
Sollte dies nicht gelingen, soll der Vertrag gekündigt werden und der
Beitritt weiterer Ländern gestoppt werden.

Zu den Unterzeichner*innen des Briefes gehören auch zahlreiche
Attac-Länderorganisationen.

 * 

OFFENER BRIEF ZUM ENERGIECHARTA-VERTRAG (ECT)

9. Dezember 2019

Sehr geehrte Ministerinnen und Minister,

sehr geehrte Kommissare und Kommissarinnen, 

sehr geehrte Abgeordnete des Bundestags und des Europäischen Parlaments,

wir schreiben Ihnen als betroffene zivilgesellschaftliche Gruppen und
Gewerkschaften aus den Mitgliedsstaaten der Energiecharta-Konferenz, die in
den nächsten zwei Tagen (10. und 11. Dezember 2019) in Brüssel ihre
Jahresversammlung abhalten wird. Eine erste Verhandlungsrunde zur
Modernisierung des Energiecharta-Vertrags (Energy Charta Treaty, ECT)
findet am 11. Dezember statt.

Wir - 278 Umwelt-, Klima-, Verbraucher*innen-, Entwicklungs- und
handelsbezogene zivilgesellschaftliche Organisationen sowie Gewerkschaften -
 sind der Ansicht, dass der ECT mit der Umsetzung des Pariser
Klimaabkommens und mit den von Arbeitnehmer*innen und Gewerkschaften
entwickelten Maßnahmen für eine gerechte Energiewende unvereinbar ist.
Außerdem steht der Vertrag notwendigen gesellschaftspolitischen Maßnahmen
im Weg. Der ECT wurde und wird von Unternehmen aus dem Bereich fossiler
Brennstoffe und der Kernenergie genutzt, um Entscheidungen zum Ausstieg aus
diesen Energien anzufechten. Darüber hinaus stellt er ein Hindernis dabei
dar, Investitionen in erneuerbare Energien und Energieeffizienz zu
priorisieren, die Energieerzeugung unter öffentliche Kontrolle zu bringen
und Maßnahmen zur Beseitigung der Energiearmut zu ergreifen. Der ECT in
seiner jetzigen Form ist veraltet und eine Bedrohung für das öffentliche
Interesse.

Wir fordern Sie daher auf, dafür zu sorgen, dass der ECT nicht länger
Maßnahmen zur Bekämpfung der Klimakrise, zum Schutz der Umwelt und zur
Verringerung von Energiearmut untergraben kann. Wir fordern Sie auch auf,
die geografische Ausdehnung des ECT auf weitere Unterzeichnerstaaten
unverzüglich zu stoppen.

Der ECT enthält viele Vorschriften - darunter auch zu Energiedurchleitung
und -handel -, besonders bedenklich sind aber die Bestimmungen zum Schutz
ausländischer Energieinvestitionen. Sie ermöglichen es ausländischen
Investoren im Energiesektor, die Unterzeichnerstaaten des ECT außerhalb
bestehender Gerichte in geheimen internationalen Schiedsstellen aus drei
Privatanwälten*innen zu verklagen. In diesen Schiedsstellen können
Anleger*innen schwindelerregend hohe Summen an öffentlichen Geldern
verlangen - als Entschädigung für staatliche Maßnahmen, von denen sie
behaupten, diese hätten ihre Gewinne geschmälert.

Wir haben sechs Kernprobleme des ECT identifiziert:

1. Der ECT schützt Investitionen und Infrastruktur für fossile Brennstoffe
und wird genutzt, um notwendige Klimaschutzmaßnahmen anzugreifen und zu
unterminieren. Seit 2017 verklagt das britische Unternehmen Rockhopper
Italien wegen eines Verbots neuer Öl- und Gasbohrungen in der
Nähe der Küste des Landes und fordert eine Entschädigung von bis zu 350
Millionen Dollar.(i) Im Jahr 2017 drohte das kanadische Unternehmen
Vermilion damit, Frankreich aufgrund eines Gesetzesvorschlags zur
Beendigung der Förderung fossiler Brennstoffe zu verklagen, der dann
deutlich abgeschwächt wurde.(ii) Und im Herbst 2019 kündigte das deutsche
Unternehmen Uniper an, dass es die Niederlande verklagen und Entschädigung
verlangen würde, wenn das Land ein geplantes Gesetz zum Ausstieg aus der
Kohleverstromung verabschieden würde.(iii) Wahrscheinlich wird es in
Zukunft mehr ECT-Klagen gegen Klimaschutzmaßnahmen geben, da Regierungen
beginnen, Pläne für Klimaneutralität und einen Übergang zu sauberer Energie
zu entwickeln. Es besteht die reale Gefahr, dass dies Regulierung
einfriert, Regierungen also davon abhält, angesichts der massiven
Schadenersatzforderungen notwendige Maßnahmen zu ergreifen.(iv)

2. Der ECT setzt öffentliche Haushalte und Steuerzahler*innen einem
unkalkulierbaren Risiko aus. Private Schiedsstellen können Staaten zwingen,
Milliarden zur Entschädigung von Anleger*innen auszuzahlen - einschließlich
völlig hypothetischer entgangener "zukünftiger Gewinne", die nach
nationalem oder EU-Recht nicht erstattungsfähig sind. Durch den ECT wurden
Regierungen bereits gezwungen bzw. haben im Rahmen von Vergleichen
zugestimmt, insgesamt mehr als 51,6 Milliarden US-Dollar Schadenersatz aus
öffentlichen Mitteln zu zahlen.(v)

3. Der ECT könnte die Förderung erneuerbarer Energien gefährden. Der
Vertrag erlaubt es nicht, zwischen verschiedenen Energiequellen zu
unterscheiden.(vi) Das macht es für Regierungen finanziell riskanter,
dringend notwendige Maßnahmen zur Förderung erneuerbarer Energien statt
kohlenstoffintensiver Investitionen zu tätigen. Darüber hinaus schützt der
ECT weder Investitionen in die Energieeffizienz noch andere Maßnahmen zur
Reduzierung des Energieverbrauchs.(vii)

4. Der ECT kann den Umweltschutz untergraben. Ein Beispiel hierfür ist die
1,4 Milliarden Euro schwere ECT-Klage des schwedischen Unternehmens
Vattenfall aus dem Jahr 2009 gegen Umweltstandards für ein Kohlekraftwerk
in Deutschland. Laut offiziellen Aussagen zwang der geforderte Betrag die
örtliche Regierung dazu, die Vorschriften abzuschwächen und den Fall mit
einem Vergleich beizulegen, was die Umweltauswirkungen der Anlage auf den
örtlichen Fluss und dessen Tierwelt verschärfte.(viii) In der zweiten und
derzeit noch laufenden ECT-Klage von Vattenfall gegen Deutschland fordert
das Unternehmen 6,1 Milliarden Euro für den beschleunigten Atomausstieg des
Landes nach der Fukushima-Katastrophe.(ix) Im November 2019 kündigte das
australische Unternehmen Aura Energy eine ECT-Klage gegen Schweden
bezüglich der Entscheidung des Landes aus dem Jahr 2018 an, den Uranabbau
aus Umwelt- und Gesundheitsgründen zu verbieten.(x)

5. Der ECT kann dazu genutzt werden, Maßnahmen zu untergraben, die Energie
erschwinglich machen und unter öffentliche Kontrolle bringen. Mehrere
osteuropäische Länder wurden im Rahmen des ECT verklagt, weil sie Schritte
unternommen haben, die Gewinne großer Energieunternehmen zu beschränken und
Strompreise für Verbraucher*innen zu senken.(xi) Die Bestimmungen des ECT
können auch gegen solche Initiativen verwendet werden, die darauf abzielen,
Energieerzeugung und -dienstleistungen unter öffentliche und demokratische
Kontrolle zu bringen. (xii)

6. Das Investor-Staat-Schiedsverfahren nach dem ECT steht im Widerspruch
zur Rechtsstaatlichkeit und untergräbt die nationalen Rechtssysteme. Im
Gegensatz zum Grundsatz des gleichberechtigten Zugangs zur Justiz schafft
der ECT ein paralleles Rechtssystem, das ausschließlich ausländischen
Investoren - und damit einigen der reichsten und mächtigsten Akteure der
Gesellschaft - zur Verfügung steht. ECT-Schiedsverfahren sind höchst
intransparent und mit Interessenkonflikten behaftet: Schiedsrichter*innen
verdienen viel Geld mit derartigen Fällen und haben daher ein
entsprechendes Interesse daran, den Boom der ECT-Streitigkeiten
aufrechtzuerhalten. (xiii) Der Europäische Gerichtshof hat mit seinem
Achmea-Urteil von 2018 die Rechtmäßigkeit dieser parallelen privaten
Rechtsverfahren innerhalb der Europäischen Union infrage gestellt.

Darüber hinaus bringt der Investitionsschutz des ECT nicht den behaupteten
wirtschaftlichen Nutzen: Es gibt derzeit keine Belege dafür, dass das
Abkommen dazu beiträgt, Investitionen zur Verringerung der Energiearmut zu
erleichtern, geschweige denn Investitionen in erneuerbare Energien zu
fördern.(xiv)

Der angestrebte Modernisierungsprozess wird diese Fehlkonstruktionen in
seiner jetzigen Form wahrscheinlich nicht beheben können. Das
Verhandlungsmandat der EU sieht beispielsweise weder ein Ende des
Investitionsschutzes für fossile Brennstoffe noch eine Beendigung von
Investitionsschiedsverfahren oder von anderen Arten der
Investor-Staat-Streitbeilegung des ECT vor.(xv) Änderungen des ECT, die den
Vertrag mit dem Pariser Klimaschutzabkommen vereinbar machen, müssten von
allen Unterzeichnerstaaten einstimmig beschlossen werden. Viele von ihnen
sind maßgeblich an der Erzeugung von oder dem Handel mit fossilen
Brennstoffen beteiligt. Einige Mitglieder haben bereits erklärt, dass sie
überhaupt keine Notwendigkeit sehen, den ECT überhaupt zu ändern.(xvi)

Wir fordern Sie daher auf,


	als Bedingung für die Aufnahme von Verhandlungen zur Modernisierung des ECT ein Ende der Bestimmungen zum Schutz fossiler Brennstoffe einzufordern;

	die Streichung von Investor-Staat-Streitbeilegung (ISDS) aus dem ECT zu beantragen;

	den Rückzug aus dem oder die gemeinsame Kündigung des ECT zu fordern, wenn der Modernisierungsprozess nicht schnell dazu führt, das Abkommen durch die Beseitigung des Streitbeilegungsverfahrens und des Schutzes fossiler Brennstoffe klima- und umweltverträglich zu gestalten;

	den Prozess der geografischen Ausdehnung des ECT auf immer neue Staaten zu stoppen und keinen Vertragsbeitritt zuzulassen, solange der ECT in seiner jetzigen Form bestehen bleibt.



Mit freundlichen Grüßen

Unterzeichnende Organisationen
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Energy Charter Secretariat (2019) Policy Options for Modernisation of the
ECT, 6 Oktober.


Der Offene Brief im PDF-Format, mit Verlinkungen und mit allen
Unterzeichner*innen ist zu finden unter:

www.attac.de/fileadmin/user_upload/bundesebene/Pressegruppe/191209_Offener_Brief_zum_Energiecharta_Vertrag.pdf)

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/408: Drohung mit Atomwaffen und ihr Einsatz verstößt gegen das Recht auf Leben (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Drohung mit Atomwaffen und ihr Einsatz verstößt gegen das Recht auf
Leben 

Tag der Menschenrechte



Die Organisationen IALANA, IPPNW und ICAN weisen anlässlich des morgigen
Tages der Menschenrechte auf den öffentlich wenig bekannten Beschluss des
UN-Menschenrechtsausschusses hin, wonach die Drohung mit Atomwaffen und ihr
Einsatz gegen das Recht auf Leben verstoßen. Dieser Beschluss ist ein
wichtiger Schritt zur Stärkung des Völkergewohnheitsrechts und ein Grund
mehr für die Bundesregierung, dem UN-Vertrag für ein Verbot von Atomwaffen
beizutreten.

Am 30. Oktober 2018 verabschiedete der UN-Menschenrechtsausschuss die
"Allgemeine Bemerkung Nr. 36" zu dem Recht auf Leben. In dem Text
konstatiert der Ausschuss die Unvereinbarkeit von Atomwaffen mit dem Recht
auf Leben. Die Drohung mit und der Einsatz von Atomwaffen könne sogar eine
völkerrechtliche Straftat darstellen.

Der im Dezember 1966 verabschiedete UN-Pakt über bürgerliche und politische
Rechte (UN-Zivilpakt) ist eines der wichtigsten internationalen Abkommen
nach den Erfahrungen mit Faschismus und Krieg. Er trat 1976 in Kraft, zählt
heute 172 Vertragsstaaten und ist damit einer der bedeutendsten
menschenrechtlichen Verträge. Jeder Vertragsstaat hat sich verpflichtet,
die im Pakt anerkannten Rechte zu achten und sie allen in seinem Gebiet
befindlichen Menschen zu gewährleisten. Alle Staaten, die nach dem
Atomwaffensperrvertrag Atomwaffen besitzen, mit Ausnahme Chinas, sind auch
Vertragsparteien des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische
Rechte. Seine Einhaltung überwacht der UN-Menschenrechtsausschuss.

Art. 6 des Zivilpaktes statuiert: "Jeder Mensch hat ein angeborenes Recht
auf Leben. Dieses Recht ist gesetzlich zu schützen. Niemand darf
willkürlich seines Lebens beraubt werden." In der Allgemeinen Bemerkung
Nr. 36 heißt es u.a. "Die Bedrohung durch oder der Einsatz von
Massenvernichtungswaffen, insbesondere von Atomwaffen, welche in ihrem
Effekt willkürlich sind und, ihrer Natur nach, die Zerstörung von
Menschenleben in katastrophalem Ausmaß verursachen können, ist mit der
Achtung des Rechts auf Leben unvereinbar und kann eine völkerrechtliche
Straftat darstellen. Die Vertragsstaaten müssen alle erforderlichen
Maßnahmen ergreifen, um die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen zu
stoppen, einschließlich Maßnahmen, um ihren Erwerb durch nichtstaatliche
Akteure zu verhindern, sie nicht zu entwickeln, zu produzieren, zu testen,
zu erwerben, zu lagern, zu verkaufen, zu übertragen und zu nutzen, sowie
alle bestehenden Lagerbestände zu vernichten und angemessene
Schutzmaßnahmen gegen unbeabsichtigte Verwendung zu treffen, die alle ihren
internationalen Verpflichtungen entsprechen. (...)"*

Die Atommächte unter den Vertragsstaaten bestreiten, dass die "Allgemeinen
Bemerkungen" rechtlich bindend sind. Sie spiegeln jedoch unbestritten
Völkergewohnheitsrecht wider und tragen zu dessen Weiterentwicklung bei.
Schließlich erinnern die ausformulierten Einzelpflichten zum Umgang mit
Atomwaffen bis in den Wortlaut hinein an den Atomwaffenverbotsvertrag und
die Abrüstungsverpflichtungen des Atomwaffensperrvertrages. Auf diese Weise
verstärken sich die jeweiligen Begründungen für die Forderung nach
vollständiger Beseitigung aller Massenvernichtungswaffen wechselseitig. So
wird das "Recht auf Leben" zu einem weiteren gewichtigen Argument für noch
zögernde Staaten, dem Atomwaffenverbotsvertrag beizutreten, der inzwischen
von 80 Staaten unterzeichnet und von 34 bereits ratifiziert worden ist.



Die IALANA-Studie "Recht auf Leben vs. Atomwaffen" finden Sie unter:

www.ialana.de

* Eigene Übersetzung, IALANA

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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LESUNG/6562: Stuttgart - Reihe "Falsches Rot", Dieter M. Gräf, Martin Schulz, 14.01.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2020

Montag, 14.01.19, 19.30 Uhr

Falsches Rot

Dieter M. Gräf, Martin Schulz

Veranstaltungsreihe: Falsches Rot

Lesung und Gespräch,

Moderation: Hubert Winkels



Ist unsere Gesellschaft noch so durchlässig, wie sie in den
70er-Jahren zu werden schien, als Dieter M. Gräf, Sohn einer
Ludwigshafener Arbeiterfamilie, seine Liebe zur Kunst und Literatur
entdeckte? Was ist in der Gesellschaft schief gelaufen, wenn sie ihre
Kunstschaffenden in Villen und Schlösser schickt, aber niemals in die
Produktion? "Was kann man der Lyrik nicht alles vorwerfen!", schreibt
Paul Jandl in der Neuen Zürcher Zeitung. "Dass sie weltfremd sei,
meinen die Poesieverächter. Sie stoßen sich daran, dass im lyrischen
Sprechen die kleinen Dinge bis zu einer Größe herausmikroskopiert
werden, die sie im Leben nicht haben. Wenn es aber gelingt, das
Monströse in den wenigen Zeilen eines Gedichtes schrecklich funkeln
zu lassen, dann ist das wie eine grosse Überraschung. "Falsches Rot",
der neue Band des Lyrikers Dieter M. Gräf, ist so eine Überraschung.
Diese Lyrik spiegelt die Zeiten und Orte, an denen die Welt sich
selbst fremd wird." Mit ihm ins Gespräch kommt Martin Schulz,
Jahrgang 1955, gelernter Buchhändler und unlängst Gast im
Literarischen Quartett, einst Bürgermeister von Würselen, dann
Abgeordneter des Europäischen Parlaments und dessen Präsident,
Parteivorsitzender und Kanzlerkandidat der SPD - und heute weiterhin
Abgeordneter des Deutschen Bundestages. Dieter M. Gräf, geboren 1960,
schreibt seit 1975 Gedichte und veröffentlichte Bücher bei Suhrkamp,
Insel, der FVA und bei Brueterich Press, seit 2014 stellt er auch
seine Fotografien aus. Zusammen mit Ulf Stolterfoht und Frank Witzel
hat er im Literaturhaus die gleichnamige Ausstellung "Falsches Rot"
entwickelt.

Gefördert vom Innovationsfonds des Ministeriums für Wissenschaft,
Forschung und Kunst Baden-Württemberg.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Januar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6561: Stuttgart - das Junge Literaturhaus, Judith Schalansky, "Verzeichnis einiger Verluste", 07.01.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2020

Montag, 07.01.19, 19.00 Uhr

Über "Verzeichnis einiger Verluste" von Judith Schalansky

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/lese = Lesestunde



"Während der Arbeit an diesem Buch verglühte die Raumsonde Cassini in
der Atmosphäre des Saturn; (...) verschwand eine Boeing 777 spurlos
auf dem Weg von Kuala Lumpur nach Peking; (...) stürzte bei einem
Erdbeben in Kathmandu zum zweiten Mal der Dharahara-Turm ein." So
öffnet Schalansky neues Buch, daß von zwölf Momenten des Verlustes
erzählt. Denn die Weltgeschichte ist voller Dinge, die verloren sind -
 mutwillig zerstört oder im Lauf der Zeit abhanden gekommen. In ihrem
neuen Buch widmet sich Judith Schalansky dem, was das Verlorene
hinterlässt: verhallte Echos und verwischte Spuren, Gerüchte und
Legenden, Auslassungszeichen und Phantomschmerzen. Ausgehend von
verlorengegangenen Natur- und Kunstgegenständen wie den Liedern der
Sappho, dem abgerissenen Palast der Republik, einer ausgestorbenen
Tigerart oder einer im Pazifik versunkenen Insel, entwirft sie ein
naturgemäß unvollständiges Verzeichnis des Verschollenen und
Verschwundenen, das seine erzählerische Kraft dort entfaltet, wo die
herkömmliche Überlieferung versagt, und wo unsere Diskussion im neuen
Jahr beginnen soll.

Anmeldung unter Ort: Literaturhaus Stuttgart

Eintritt: Mitglieder frei / Gäste 3,- Euro

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Januar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1278: Stuttgart - Klassiker der Literaturgeschichte, Gottfried Benn, "Kleine Aster - Gedichte und Prosa", 21.01.2020


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Januar 2020

Montag, 21.01.19, 19.30 Uhr

Gottfried Benn: "Kleine Aster - Gedichte und Prosa"

Ulrike Draesner, John von Düffel

Veranstaltungsreihe: Klassiker der Literaturgeschichte

Gespräch, 

Moderation: Anja Brockert



Gottfried Benn schockte schon vor dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs
mit seinem Zyklus "Morgue": So kalt und zynisch hatte noch niemand
über den menschlichen Körper und über den Tod geschrieben. Benn
enthüllte die Abgründe seiner Zeit, es war ein furioser Höhepunkt des
Expressionismus. Und der Dichter machte auch abseits seiner Texte von
sich reden: Er war nicht nur Lyriker und Essayist, sondern auch
Soldat im Ersten Weltkrieg, Arzt im Deutschland der NS-Diktatur,
mehrfacher Ehemann und ein früher Radioenthusiast. Benn war durch und
durch ein Mensch des 19. Jahrhunderts. Mit seinen Texten erlangte er
schon früh Bekanntheit, wurde zwischenzeitlich fast vergessen und
später glücklicherweise wiederentdeckt. Im Gespräch werden sich die
Schriftstellerin Ulrike Draesner und der Autor und Dramaturg John von
Düffel mit Benn als Person sowie seinem gesamten schriftstellerischen
Profil auseinandersetzen. Timo Brunke, Performance-Poet aus
Stuttgart, untermalt den Abend mit poetischen Interventionen.

Sendung zum Thema in SWR2 Wissen: Donnerstag, 17.01.19, 8.30 Uhr
"Kleine Aster und andere Gedichte" von Helmut Böttiger

Gefördert von: Ministerium für Kultus, Jugend und Sport

Baden-Württemberg

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Januar 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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ADVENT/130: Adventskalender - für den 10. Dezember 2019 (SB)

Adventskalender für Dienstag, den 10. Dezember
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AUSSICHTEN/8827: Und morgen, den 10. Dezember 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.12.2019 bis zum 10.12.2019 +++
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/455: Anne-Klein-Frauenpreis an Prasanna Gettu aus Indien


Heinrich-Böll-Stiftung - Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019

Anne-Klein-Frauenpreis an Prasanna Gettu, Kriminologin und
Frauenrechtsaktivistin aus Chennai, Indien



Berlin - Der Anne-Klein-Frauenpreis geht 2020 an die Menschenrechtlerin und
Frauenaktivistin Prasanna Gettu aus Chennai, Indien. Die Kriminologin ist
eine bemerkenswerte und mutige Verteidigerin der Menschenrechte und der
Rechte der Frauen auf ein gewaltfreies und selbstbestimmtes Leben in Würde
und Gesundheit. Sie hat 2001 die Organisation International Foundation for
Crime Prevention & Victim Care (PCVC) gegründet, die in Indien von Gewalt
betroffene Frauen konkret unterstützt. Prasanna Gettu setzt sich besonders
für die Überlebenden von Brand- und Säureattacken ein.

Der Alltag in Indien ist von einer großen zwischenmenschlichen
Gewaltbereitschaft geprägt, die sich vielfach gegen Frauen entlädt. Dies
ist Prasanna Gettu nicht bereit zu akzeptieren. Ihrem Einsatz ist es zu
verdanken, dass 2018 erstmals eine Hotline für Opfer von Verbrennungen in
akuter Notsituation eingerichtet wurde. Endlich gibt es auch ein
Heilungszentrum für traumasensible medizinische Unterstützung. Gemeinsam
mit Gemeinden, Gesundheitseinrichtungen und der Polizei arbeitet Prasanna
Gettu an Aufklärung und Prävention. Ihre Organisation PCVC ist ebenfalls
eine Anlaufstelle für junge lesbische Frauen, Transgender und
Intersex-Personen, die häufig vor ihren Familien fliehen müssen und denen
oftmals jegliche Unterstützung fehlt. Prasanna Gettu ist selbst massiven
persönlichen Drohungen und Anfeindungen ausgesetzt. Sie steht mit
politischem Einsatz und ganz konkreter Hilfe stets an der Seite der Frauen
und Mädchen.

Die Juryvorsitzende Barbara Unmüßig, Vorstand der Heinrich-Böll-Stiftung,
sagt: "Indien ist eines der frauenfeindlichsten Länder unter den großen
Nationen der Welt. Gesellschaftliche und zwischenmenschliche Gewalt gegen
Frauen und Mädchen ist weit verbreitet. Prasanna Gettu nimmt das nicht hin.
Sie stemmt sich politisch und mit konkreten Unterstützungsangeboten für
betroffene Frauen gegen diese Gewalt. Anne Klein hat sich 1989/90 als
Senatorin in Berlin vehement und erfolgreich für Frauenhäuser und 
Mädchen-Weglaufhäuser eingesetzt. Mit der Vergabe des von ihr gestifteten und nach
ihr benannten Preises an eine indische Verbündete erinnern wir an den 70.
Geburtstag Anne Kleins am 2. März 2020."

Der Anne-Klein-Frauenpreis wird zum neunten Mal verliehen und ist mit
10.000 Euro dotiert. Der Preis wird bei einem Festakt am Abend des 6. März
2020 in Berlin überreicht.

 * 

Quelle:

Heinrich-Böll-Stiftung e.V.

Schumannstraße 8, 10117 Berlin

Telefon: +49 (30) 285 34-0, Fax: +49 (30) 285 34-109

Email: info@boell.de

Internet: www.boell.de
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AUFBAU/578: Klimabewegung - Es geht ums Ganze


aufbau Nr. 98, Sep/Okt 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

KLIMABEWEGUNG

Es geht ums Ganze



Die Klimabewegung Schweiz befindet sich ein gutes Jahr nach den
ersten Mobilisierungen in einer Konsolidierungsphase. Auf der einen
Seite steht eine junge, breit aufgestellte und aktionistische
Basisbewegung, andererseits versuchen etablierte Parteien vom Erfolg
und der Präsenz zu profitieren und sich in die Thematik
reinzudrängen.



(agw/raw) Die grosse Fragestellung innerhalb der Klimabewegung dreht
sich im Moment darum, was ihre konkreten Forderungen an die
parlamentarische Politik sein könnten. Können sie sich auf die
"gewählten PolitikerInnen" verlassen und kann die Klimakrise innerhalb
des kapitalistischen Systems überhaupt gelöst werden?

Die Antworten auf diese Fragen fallen, entsprechend den überaus
heterogenen politischen Positionen der Klimabewegten, sehr
widersprüchlich aus: Es gibt die Position, dass die
Massenmobilisierungen bloss den Druck auf die "gewählten
PolitikerInnen" erhöhen sollen, "damit diese ihre Arbeit machen",
sprich bestehende Abkommen zum Klimaschutz wie das Pariser Abkommen
konsequent durchsetzen sollen. Durch die grössere Präsenz der
Jungparteien von Sozialdemokratie und Grünen innerhalb der lokalen wie
überregionalen Klimastreik-Kollektive ist eine Tendenz zur
"klassischen" reformistischen Politik mit Volksinitiativen und
politischen RepräsentantInnen erkennbar. Im Widerspruch dazu steht
eine gleichermassen in der Bewegung präsente, antikapitalistische
Haltung, welche davon ausgeht, dass die Klimakrise im Kapitalismus
nicht zu lösen ist und entsprechend auch die bürgerliche Demokratie
mit ihren Institutionen ablehnt.

Während der reformistische Teil der Bewegung in der Schweiz im Moment
vor allem Bezug auf die Parlamentswahlen nimmt und unter anderem eine
"Klima-Charta" online gestellt hat, zu der Kandidierende Stellung
nehmen können ("Wir wollen Themenpolitik, keine Parteipolitik"), sind
aus dem antikapitalistischen Lager durchaus Tendenzen abzusehen, einen
konfrontativeren Kurs einzuschlagen und klarer Position zu beziehen.
Das zeigte sich beispielsweise bei den Bankblockaden durch das
"Collective Climate Justice" in Basel und Zürich Anfang Juli oder im
Entstehen von Bewegungen wie Extinction Rebellion (XR, "Rebellion
gegen das Aussterben"). Die Bewegung entstand vor einem guten Jahr in
Grossbritannien und stellt durchaus radikale Forderungen. XR traut den
Regierungen schnelles Handeln aber nicht zu, zur Umsetzung sollen
BürgerInnenversammlungen ("citizens assemblies") einberufen werden.
Aktionen sind ein wichtiger Teil zur Erreichung ihrer Ziele, in
Grossbritannien gab es durch XR massive Blockadeaktionen und Störungen
von Parlamentssitzungen. Die Bewegung hat sich strikte Gewaltfreiheit
auf ihre Fahnen geschrieben und soll analog zu den
Klimastreik-Kollektiven offen für alle Positionen sein.


Klimaschutz im Kapitalismus?

Mittlerweile ist XR auch in der Schweiz angekommen. Bereits gibt es in
einigen Städten Regionalgruppen. Aktuell sind sie, laut eigener
Aussage, noch zu klein für grosse Aktionen. 2020 soll sich dies jedoch
ändern. Dann sollen breite Aktionen von zivilem Ungehorsam
stattfinden. Die inneren Widersprüche zeigen sich jedoch bereits
jetzt. Zum Verhindern des Voranschreitens des Klimawandels hält XR
eine radikale Reduktion der Güterproduktion und des Konsums für
unumgänglich. Doch wie sich diese Forderungen im Kapitalismus
tatsächlich umsetzen liessen, wird offen gelassen, andererseits wird
aber auch keine klar antikapitalistische Position und Perspektive
formuliert.

Dass die Bewegung in ihrer eigenen Widersprüchlichkeit gefangen ist,
wird in vielen Belangen deutlich. Dies entspricht einerseits dem
breiten Bewegungscharakter, andererseits ist die Klimafrage aktuell
vielfach erstes Politisierungsmoment vieler Jugendlicher. Klare
Positionierungen müssen also erst im Rahmen der Praxis und anhand der
inneren Widersprüche gebildet werden.

Trotzdem ist es erstaunlich, dass gerade das Pariser Klima-Abkommen
von 2015 weiterhin einen zentralen Bezugspunkt für die Klimabewegung
darstellt. Das Abkommen beinhaltet zwar die Zielsetzung, die
Erderwärmung auf 1,5 bis 2 Grad Celsius über dem vorindustriellen
Niveau zu begrenzen. Allerdings gibt das Abkommen weder einen
weltweiten und gemeinsamen "Fahrplan" zur Erreichung dieses Ziels vor,
noch wurden bindende nationale Reduktionsziele oder, im Falle des
Nichterreichens, Sanktionsmechanismen vereinbart. Kein Wunder also,
dass global die CO2-Emissionen weiterhin steigen statt sinken. Das
Abkommen stellt also vor allein den fehlenden Willen und die
Unfähigkeit der Herrschenden dar, im bestehenden Wirtschaftssystem die
Herausforderungen des Klimawandels anzugehen. Umso widersprüchlicher,
weiterhin auf einer "Umsetzung" dieses Abkommens zu beharren.


Forderungen an die Herrschenden

Der Widerspruch zwischen der eigentlich deutlich angebrachten Kritik
an den RepräsentantInnen der bürgerlichen Demokratie sowie den
(besonders) umweltverschmutzenden Konzernen und der tatsächlichen
Praxis, welche mit konkreten Forderungen der Bewegung an die
Herrschenden verbunden wird, zeigt sich auch andernorts. Allen
antikapitalistischen Parolen zum Trotz werden auch bei Aktionen wie
Bankblockaden hauptsächlich konkrete Forderungen an die Konzerne, wie
der "sofortige Ausstieg der UBS aus Projekten und Unternehmungen im
Bereich fossiler Brennstoffe" gestellt.

Die Forderung nach "nettonull" Emissionen bis 2030, also dass der
Ausstoss und die Absorption von CO2 einander angepasst werden, bietet
gar reichlich Anknüpfungspunkte für den "innovationsfreundlichen"
Wirtschaftsflügel. Dieser beharrt stets darauf, dass es eine rein
technologische Lösbarkeit für den Klimawandel gebe, ein politischer
Wandel also keineswegs nötig sei.

In dieselbe Kerbe hauen, unter Einbezug der Forderung nach neuen
Arbeitsplätzen, auch die Gewerkschaft Unia mit ihrem bereits vor
einigen Jahren skizzierten "öko-sozialen Umbau" der Wirtschaft
(Förderung von nachhaltigen Wirtschaftszweigen und damit Schaffung von
Arbeitsplätzen in der Schweiz) und die SP Schweiz in Teilen ihres
jüngst vorgestellten "Marshallplans".

Die letzte Forderung der Klimabewegung schliesslich, die der
"Klimagerechtigkeit" bringt zwar ansatzweise die soziale Frage,
beziehungsweise den Punkt, dass die Ärmsten am meisten unter dem
Klimawandel zu leiden haben, und einen gewissen Internationalismus auf
den Tisch.

Die Forderung bleibt aber diffus, weil eine Perspektive darin völlig
fehlt. Dabei würde die aktuelle Debatte um die Auswirkungen des
Klimawandels durchaus genügend Ansatzpunkte für die Verbindung von
Ökologie und der Klassenfrage bieten.

Um einen tatsächlichen Wandel in Sachen Umwelt- und Klimazerstörung zu
erreichen, müsste die Klimabewegung ihre oft formulierte Parole
"system change not climate change" konsequenter politisch fassbar
machen. Der richtige Impuls vieler Klimabewegten sollte seinen
Ausdruck in einer antikapitalistischen, revolutionären Position
finden. Statt weiterhin Appelle an die "gewählten PolitikerInnen" zu
formulieren, braucht es einen Bruch mit der bürgerlichen Demokratie
als Herrschaftsform des Kapitals.


Kämpfe verbinden

Den antikapitalistischen Kräften innerhalb der Klimabewegung kommt
deshalb die wichtige Rolle zu, andere Ansatzpunkte mit der
ökologischen Frage zu verbinden. Dass die Kriege um Ressourcen und
Einflussgebiete überall auf der Welt immer auch mit massiven
Umweltzerstörungen einhergehen, kommt kaum zur Sprache. Aktuellstes
Beispiel sind die grossen Zerstörungen von Ackerland in Syrien durch
Brandstiftungen. Ein anderes Beispiel ist die Verwendung von
Uranmunition durch die US-Armee in den Kriegen gegen den Irak 1992 und
2003 oder beim NATO-Angriff auf Jugoslawien. Die Folgen davon sind bis
heute zu sehen und spüren. Auch die Frage der Migration könnte
angesichts der drastischen Auswirkungen des Klimawandels, welche
unzählige Menschen zur Flucht zwingen, vermehrt mit der ökologischen
Frage verknüpft und eine internationalistische Position formuliert
werden. Entsprechend sollten auch die verheerenden Waldbrände im
Amazonasgebiet in den Kontext der aktuellen faschistischen Regierung
Jair Bolsonaros gesetzt und auf das Hofieren der europäischen
Regierungen hingewiesen werden.

Neben dem Massencharakter der Klimastreiks liegt die Stärke der
Bewegung beziehungsweise der von ihr aufgeworfenen Fragen darin, dass
sie die Probleme, die der Kapitalismus tagtäglich produziert, so
verallgemeinert auf den Punkt bringt. Es liegt an den
antikapitalistischen Kräften innerhalb der Bewegung, ihre Position in
aller Konsequenz in die Mobilisierungen hineinzutragen, den
kapitalismuskritischen Instinkt der Bewegung, weiterzuentwickeln und
sich so den Schönfärbereien eines "grünen Kapitalismus"
entgegenzustellen. Dabei gilt es zu betonen, dass es in der jetzigen
Situation keinesfalls bereits darum geht, sich an Fragen der konkreten
perspektivischen Umsetzung - welche Energieressourcen sollen wie
genutzt werden? - aufzureiben. Viel wichtiger ist es, dass mit dem
Umsturz der bestehenden Produktionsverhältnisse überhaupt erst die
Grundlage geschaffen werden kann für die Organisation einer
Produktionsweise und Gesellschaftsform, die sich gleichermassen an den
Bedürfnissen aller orientiert aber auch ohne die Zerstörung des
Planeten funktioniert. Es bleibt keine Zeit, um auf die Umsetzung der
Forderungen der Klimabewegung zu warten, der Systemwandel muss
zuoberst auf die Agenda rücken.

 * 
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Das Weihnachtsfest wird für fast 600 Beschäftigte des Discounters Aldi Süd
kein frohes. Nur drei Wochen vor den Feiertagen hat die Konzernspitze ihnen
mitgeteilt, dass sie entlassen werden.

Betroffen sind die jeweils fast 300 Beschäftigten der
Regionalgesellschaften in Mülheim an der Ruhr (Nordrhein-Westfalen) und in
Roth (Bayern). Lager und Verwaltung der beiden Standorte sollen geschlossen
werden. Die zwei von insgesamt 30 Regionalgesellschaften beliefern und
verwalten etwa 120 Filialen des Discounters, die künftig von anderen
Regionalgesellschaften betrieben werden.

Auch Aldi Nord schließt zum Jahresende zwei von 32 Regionalgesellschaften
in Schwelm (ebenfalls NRW) sowie in Greiz (Thüringen). Hier ist nicht
bekannt, wie viele Kündigungen ausgesprochen werden.

Die Beschäftigten sind schockiert und wütend. Die Ankündigung kam für sie
völlig überraschend. Sie erfuhren erst auf Betriebsversammlungen, dass der
Betrieb Ende April kommenden Jahres eingestellt wird. Noch vor Weihnachten
sollen die Kündigungen übergeben werden. Die LKW-Fahrer werden durch
Leiharbeitskräfte ersetzt und für das Kommissionieren werden Beschäftigte
aus den Filialen abberufen. Aldi-Beschäftigte aus Mülheim berichteten der
WSWS, viele der Beschäftigten hätten sich krank gemeldet.

In einem Brief an die "lieben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter", der der
WSWS vorliegt, erläutert Martin David, Geschäftsführer der
Regionalgesellschaft Mülheim, die Entscheidung, die offenbar in den letzten
Monaten vorbereitet worden war. Für den Standort seien hohe Investitionen
für "ein profitables und nachhaltiges Wachstum" erforderlich.
"Wirtschaftlich sinnvoller" sei es, "den Standort aufzulösen".

Der Standort im Stadtteil Mülheim-Styrum beliefert derzeit die Filialen in
Mülheim sowie den umliegenden Städten Oberhausen, Bottrop und Duisburg.

Mülheim ist der Konzernsitz von Aldi Süd. Der Sitz von Aldi Nord befindet
sich im angrenzenden Essen. Die vor einigen Jahren verstorbenen Brüder Theo
und Karl Albrecht hatten den Discounter in der Nachkriegszeit aufgebaut und
1961 mit damals rund 300 Filialen in Aldi Nord und Süd aufgeteilt. Heute
zählt Aldi zu den zehn größten Einzelhandelsgruppen der Welt mit einem
Jahresumsatz von rund 100 Milliarden Euro und fast 200.000 Beschäftigten.

Allein in Deutschland betreiben die beiden Konzernteile etwa 4100 Filialen,
beschäftigen rund 70.000 Menschen und setzen mehr als 30 Milliarden Euro um
(17 Milliarden Aldi Süd, 13 Milliarden Aldi Nord). Die Familien der
Gebrüder Albrecht waren lange Zeit die reichsten Deutschlands. Heute
belegen sie in der Reichsten-Liste die Plätze vier und fünf mit einem vom
Manager-Magazin geschätzten Vermögen von 22,5 Mrd. Euro (Familien
Albrecht und Heister, Aldi Süd) bzw. 17 Mrd. Euro (Familien Theo Albrecht
Jr. und Babette Albrecht, Aldi Nord).

Nun wird hunderten Familien die finanzielle Lebensgrundlage genommen, damit
diese Reichtümer gemehrt werden. Wie überall wird der brutale
Konkurrenzkampf auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen.

Mit dem Aufstieg der Schwarz-Discounter-Gruppe (Lidl, Kaufland) nimmt
dieser Konkurrenzkampf groteske Züge an. Die Lieferanten werden von den
Großabnehmern immer weiter ausgepresst, indem ihnen die Preise diktiert
werden. Lange Zeit setzte Aldi die Maßstäbe bei der Ausbeutung der eigenen
Beschäftigten wie der Beschäftigten von Lebensmittel-, Textil- und
Haushaltswarenherstellern im In- und Ausland. Breite Medien- und
Werbekampagnen konnten das "Schmuddel"-Image von Aldi abbauen. Auch die
Modernisierung der Filialen trug dazu bei.

Doch insbesondere Aldi Nord hat bislang sehr zögerlich in seine Filialen
investiert. Der Discounter hatte 2018 erstmals in seiner mehr als
50-jährigen Geschichte in Deutschland Verluste verbuchen müssen. Nur die
Gewinne im Ausland sicherten ein positives Gesamtergebnis.

Bereits Anfang des Jahres hatte daher Torsten Hufnagel, seit September 2018
Chef der Unternehmensgruppe, im Magazin Stern Reaktionen
angekündigt: "Als Gegenmaßnahmen planen wir einen signifikanten
Wachstumskurs mit erheblichen Investitionen in Personal und Infrastruktur.
Das ist kein Sparprogramm, sondern ein Wachstumsprogramm. Weder in
Deutschland, noch in Europa ist ein Stellenabbau geplant; ganz im
Gegenteil: wir bauen systematisch Personal auf."

Das galt offensichtlich nicht für jede Stelle im Konzern. Denn auch bei
Aldi Nord werden zwei Regionalgesellschaften geschlossen. Wie viele
Arbeiter hier betroffen sind und was mit ihnen passiert, teilte das
Unternehmen auch auf Nachfrage der Regionalpresse nicht mit. Ein Sprecher
von Aldi Nord sagte dafür: "Bereits Anfang dieses Jahres haben wir
kommuniziert, dass die Logistikprozesse bei Aldi Nord optimiert und weiter
gestärkt werden."

Optimierung und Stärkung der Logistikprozesse bedeutet in dieser
Managersprache den Abbau von Arbeitsplätzen und die Erhöhung des
Arbeitspensums der verbleibenden Beschäftigten. Vor fast zwei Jahren,
Anfang 2018, hatte Aldi Nord schon die Regionalgesellschaften Hoyerswerda
(Sachsen) und Könnern (Sachsen-Anhalt) geschlossen.

Insofern bleiben Aldi Süd und Aldi Nord ihrer Devise treu, dass die
Arbeitsplätze, Arbeitsbedingungen und Löhne den Milliardengewinnen geopfert
werden. Deshalb trauen die Beschäftigten auch den Ankündigungen des
Konzerns nicht, man werde versuchen, allen Betroffenen Ersatzarbeitsplätze
im Konzern anzubieten.

Ein Unternehmenssprecher sagte am Dienstag der Deutschen Presse-Agentur
(dpa): "Das ist kein Lippenbekenntnis. Das haben wir vor." Im Brief an
die Beschäftigten in Mülheim heißt es aber schon einschränkend: "Für alle
Mitarbeiter, [...] für die wir keine Tätigkeit innerhalb der
Unternehmensgruppe anbieten können, werden wir sozialverträgliche Lösungen
anbieten."

Arbeiter aus Mülheim berichteten der WSWS, dass z.B. im Aldi-Lager
im nächstgelegenen, rund 40 Kilometer entfernten Rheinberg nur 20
qualifizierte Lagerkräfte aus Mülheim eingestellt werden sollen. Und dort
werden diese 20 Lagerfachkräfte wie alle innerhalb des Konzerns
verbleibenden Beschäftigten einen neuen Arbeitsvertrag erhalten.

Das bescheinigt der Mitarbeiter-Brief in einem angehängten FAQ-Teil: "Bei
einer erfolgreichen Bewerbung erhalten Sie einen neuen Arbeitsvertrag bei
Ihrer neuen Regionalgesellschaft oder bei der Aldi Süd Dienstleistung."
Inwiefern so auch Tarifbestimmungen ausgehebelt und Löhne gesenkt werden
sollen, bleibt abzuwarten.

Es ist klar, dass die Lippenbekenntnisse Aldis nur einen Zweck verfolgen:
Die Beschäftigten sollen bis zum letzten Tag ihren vollen Einsatz bei der
Arbeit liefern. Im brieflichen FAQ-Teil heißt es: "So schwer es uns allen
auch fällt: Die Entscheidung [zur Auflösung des Standorts] darf keinen
Einfluss auf unsere tägliche Arbeit haben. Es muss unser Anspruch sein,
unsere Arbeit auf dem gewohnt hohen Niveau fortzusetzen." Das ist eine
Schlag ins Gesicht für die entlassenen Arbeiterinnen und Arbeiter.

Betriebsrat und die Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft (Verdi)
erklären, sie hätten nichts von der Auflösung der beiden Standorte gewusst.
Laut Betriebsverfassungsgesetz ist der Unternehmer verpflichtet, den
Betriebsrat bei allen betriebsbedingten Kündigungen "anzuhören". Das heißt,
ihm müssen detailliert die Sozialdaten jedes Beschäftigten sowie die
Kündigungsgründe dargestellt werden. Diese Anhörung hat also entweder noch
nicht stattgefunden oder der Betriebsrat schweigt dazu.

Auf jeden Fall hätte eine Kenntnis der Schließungspläne Verdi und ihre
Betriebsräte nicht zu einem anderen Handeln bewegt. Wenn nun
Verdi-Vertreter in der Presse von einem "Skandal" sprechen, ist das blanker
Hohn. Verdi hat es noch nicht einmal zustande gebracht, auch nur eine
Pressemitteilung zu der geplanten Schließung zu veröffentlichen.
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Am 28. November sprach die WSWS in Berlin mit Nils Melzer, dem
UN-Sonderberichterstatter für Folter. Melzer spielt eine zentrale Rolle bei
der Verteidigung von Julian Assange. Am Tag vor dem Interview beteiligte
sich Melzer an der Enthüllung der Kunstinstallation "Anything to say" mit
Skulpturen von Assange, Chelsea Manning und Edward Snowden vor dem
Brandenburger Tor und nahm an einer Anhörung zu Assange im Bundestag teil.

Im Interview mit der WSWS spricht der Schweizer
Rechtswissenschaftler, der Humanitäres Völkerrecht an der University of
Glasgow lehrt, über seine Arbeit im Fall Assange und den dramatischen
Zustand des Wikileaks-Gründers im britischen Hochsicherheitsgefängnis
Belmarsh. Er geißelt die Rolle der Regierungen und der Mainstreammedien bei
der Verfolgung von Assange und warnt vor den gefährlichen Konsequenzen der
weitgehenden Erosion demokratischer Rechte.

WSWS: Vor wenigen Tagen wurde der Offene Brief von über 60 Ärzten
veröffentlicht, die davor warnen, dass Assange im Gefängnis sterben könnte.
Die Ärzte beziehen sich auch zentral auf Ihre Berichte - den vom 1.
November und vom Frühjahr. Können Sie etwas zur Bedeutung des Briefs sagen
und zu Ihrer Arbeit in den letzten Monaten?

Nils Melzer: Als ich Assange im Mai zum ersten Mal traf - zuvor
kannte ich ihn und den Fall noch nicht so gut - habe ich ganz bewusst zwei
Ärzte mitgenommen, um eine objektive medizinische Basis für meine
Schlussfolgerungen zu haben. Das Ergebnis war schon damals sehr klar. Er
zeigte alle Symptome, die typisch sind für Opfer langdauernder
psychologischer Folter.

Diese Symptome sind das Resultat einer zutiefst willkürlichen Umgebung,
welche systematisch destabilisiert und unberechenbar gemacht wurde, um
seine Verletzlichkeit zu maximieren. Das ist eine Form der emotionalen und
mentalen Manipulation, die bei der psychologischen Folter ganz gezielt
angewandt wird. Die Ärzte konnten die neurologischen und kognitiven
Konsequenzen bereits physisch messen. Auch wenn der genaue Verlauf nie
genau voraussehbar ist, kann sich von diesem Punkt an alles sehr schnell
entwickeln. Auf jeden Fall war klar, dass sich Assanges Gesundheitszustand
bei gleichbleibenden Faktoren sehr schnell drastisch verschlechtern wird.

WSWS: Und das war dann auch der Fall.

Melzer: Ja. Nur wenige Tage nach meinem Besuch musste Assange in die
medizinische Abteilung des Gefängnisses überstellt und medikamentös
stabilisiert werden. Aber die Ursache für seine Symptome, die ständige
Willkür, Isolation und Überwachung, hat man überhaupt nicht verändert,
sondern sogar verschlimmert. Vorher hatte er Zugang zu anderen Häftlingen,
zumindest ein paar Stunden am Tag konnte er sich frei bewegen und sich mit
ihnen unterhalten. Jetzt ist er isoliert. Jetzt hat er keinen Kontakt mehr
mit anderen Insassen, und die Behandlung die er von den Behörden erfährt,
ist von Willkür und Vorurteilen geprägt. Abgesehen von den Besuchen, die er
von außen bekommt, lebt er in einer absolut feindseligen Welt.

Und nun wird das Argument der Gesundheit natürlich missbraucht, um zu
sagen, wir müssen ihn immer überwachen, damit ihm nichts geschieht. Ein
anderes Argument ist: Wir müssen ihn schützen vor den anderen Häftlingen
und deswegen müssen wir sicherstellen, dass er keinen Kontakt hat. Das ist
so eine Catch-22-Situation. Ich bin der Überzeugung, dass das ganz
absichtlich gemacht wird, und ich werde auch bestärkt in dem Verdacht, weil
ich ja sehe, wie die englische Regierung auf meine Briefe reagiert. Da wird
alles im Rundumschlag abgelehnt und man weigert sich, mit mir in einen
Dialog zu treten.

WSWS: Was ist der Grund dafür?

Ich nehme an, wenn man die Fragen nicht beantworten kann, ist es bequemer,
den Dialog von vornherein abzuwürgen. Staaten, die für ihr Verhalten eine
Rechtfertigung haben, präsentieren diese in der Regel sehr gerne. Das
Verhalten, das Schweden und England jetzt zeigen, ist hingegen typisch für
Staaten, denen die Unrechtmässigkeit ihres Verhaltens sehr bewusst ist, und
die gerade deshalb jeden Dialog vermeiden.

Ich habe aus verschiedenen verlässlichen Quellen Informationen erhalten,
dass sich sein Gesundheitszustand inzwischen dramatisch verschlechtert hat.
Das hat man ja auch gesehen vor Gericht. Wir sind heute an einem Punkt, wo
er jeden Moment zusammenbrechen könnte. Vielleicht hält er es auch noch ein
Jahr aus, vielleicht auch noch zwei. Vielleicht ist er aber auch morgen
schon am Ende. Das war für mich der Grund, erneut Alarm zu schlagen. Auch
weil ich gesehen habe, dass die britische Regierung keinerlei Absicht hat,
sich auf einen Dialog mit mir einzulassen oder meine Empfehlungen ernst zu
nehmen. Hinzu kam, dass Assange nach dem Absitzen seiner Strafe weiter in
Auslieferungshaft bleibt und noch dazu in einem Hochsicherheitsgefängnis,
was meines Erachtens vollkommen unverhältnismäßig ist.

WSWS: Sie haben den Fall Assange bei der Enthüllung der Skulpturen
vor dem Brandenburger Tor als "wichtigsten Testfall unserer Zeit"
bezeichnet. Können Sie etwas mehr dazu sagen? Was genau meinen Sie damit?

Nils Melzer: Die westlichen Demokratien, die sich selbst als reife
Demokratien bezeichnen, sind sehr selbstgerecht geworden. Vor allem seit
dem Fall der Berliner Mauer - wir sitzen hier in Berlin - und dem Ende des
Kalten Krieges sind sie der Auffassung, dass ihr politisches und
wirtschaftliches System gewonnen hat und deshalb unanfechtbar das richtige
und beste ist. In Wirklichkeit sind wir jedoch zu Schönwetterdemokratien
geworden, deren staatliche Institutionen in kritischen Situationen nicht
mehr funktionsfähig sind, weil sie sich nicht mehr gegenseitig überwachen.
Für den Schutz der Rechtsstaatlichkeit ist jedoch absolut entscheidend,
dass die Justiz und das Parlament die Regierung überwachen und bei
Machmissbrauch eingreifen und die Politiker und Behörden zur Verantwortung
ziehen. Das funktioniert heute vor allem dort nicht mehr, wo es um
grundlegende Interessen des wirtschaftlichen und politischen Establishments
geht.

WSWS: Und die Medien...

Nils Melzer: Die Medien sind ja eigentlich die vierte Gewalt im
Staat, die das Funktionieren der Gewaltenteilung von außen betrachten soll
und bei deren Versagen die Alarmglocken läuten müsste. Das tun aber die
Mainstream-Medien nicht mehr, denn sie sind selber Teil des Establishments
geworden. Sie profitieren davon, sie sind abhängig davon. Das gleiche gilt
für viele der großen Menschenrechtsorganisationen. Zumindest zum Teil hat
man den Eindruck, dass eben auch sie Teil des Establishments geworden sind.
Sie werden von großen Spenden getragen und sind von den Staaten abhängig
und deshalb nicht bereit, sich zu weit aus dem Fenster zu lehnen und auch
einmal unbequeme Positionen einzunehmen, die vor allem Geld kosten könnten.

In diesem Kontext, wo die Überwachung der Staatsmacht nicht mehr gegeben
ist, weder durch die politischen Institutionen noch durch die Medien, kam
eine Organisation wie Wikileaks hoch, die versucht, diese Funktion zu
übernehmen. Das ist demokratisch, rechtsstaatlich und staatspolitisch so
folgerichtig wie unerlässlich. Gewisse Praktiken von Wikileaks mögen
durchaus fragwürdig gewesen sein. Das Internet ist ein schwer regulierbarer
Bereich, der neben Informationsfreiheit auch grosse Risiken mit sich
bringt, welche angemessen behandelt werden müssen. Aber die grundsätzliche
Funktion, welche Wikileaks übernommen hat, nämlich die Aufdeckung von
Machtmissbrauch und Korruption, ist staatspolitisch unerlässlich.

Wie wir mit dieser Frage umgehen, ist ein staatspolitischer Testfall. Wie
gehen wir damit um, dass unsere Regierungen plötzlich wieder überwacht
werden? Nicht mehr durch die ursprünglich dafür geschaffenen Institutionen,
sondern durch die Öffentlichkeit. Gegenwärtig erleben wir, wie sich
diejenigen, die über unüberwachte Macht verfügen, mit allen Mitteln dagegen
wehren, sich wieder der Überwachung unterstellen zu müssen. Die Staaten
verfolgen Assange, um an ihm ein Exempel zu statuieren. Sie wollen zeigen,
wie es einem ergeht, wenn man ihre Macht in Frage stellt. Darum geht es.
Ich möchte ganz klar daran erinnern, dass aufgrund der Enthüllungen kein
einziges Strafverfahren gegenüber denen stattgefunden hat, die die
enthüllten Verbrechen begangen haben. Das an sich ist ja schon Beweis für
das Fehlen des guten Glaubens dieser Staaten. Selbst Kriegsverbrechen
werden nicht mehr geahndet, sondern man verfolgt und zerstört all
diejeningen, welche solche Verbrechen ans Licht ziehen.

Ich möchte ein Beispiel bringen, welches deutlich macht, wie weit der
Westen heute zurückgefallen ist. Vor einigen Monaten wurden zwei
Journalisten in Myanmar begnadigt. Sie waren zu einer mehrjährigen
Haftstrafe verurteilt worden, weil sie ein Massaker an Zivilisten durch die
myanmarischen Streitkräfte enthüllt hatten. Gleichzeitig wurden auch die an
dem Massaker beteiligten Soldaten begnadigt. Allerdings hatte Myanmar diese
Soldaten zuvor immerhin zu zehn Jahren Haft verurteilt und bis zur
Begnadigung auch eingesperrt. Diesbezüglich ist sogar Myanmar dem Westen
meilenweit voraus. Das haben weder die Amerikaner noch die Briten bisher
geschafft. Im Gegenteil, beide Regierungen weigern sich, die Beteiligung
ihrer eigenen Agenten und Soldaten am Folter- und Auslieferungsprogramm der
CIA strafrechtlich zu verfolgen.

WSWS: Ein Beispiel ist hier auch der Fall des Oberst Klein, der vor
zehn Jahren den Luftangriff von Kundus befohlen hat. Am Ende wurde er
befördert.

Melzer: Ja. Ich war damals vor Ort in Afghanistan und habe mich
danach auch persönlich zu dem Fall geäußert. Es kann durchaus sein, dass
die Beweislage für eine strafrechtliche Verfolgung zwar nicht ausreichend
war. Aber die Frage der strafrechtlichen Schuld einer Einzelperson ist ja
nur ein Aspekt eines solchen Falles. Darüber hinaus gibt es ja auch noch
die Frage der Staatenverantwortlichkeit. Der Staat ist verantwortlich für
jede völkerrechtswidrige Schädigung, ganz unabhängig von der Strafbarkeit
der Beteiligten Personen. Zuerst hätte man also abklären müssen, ob der
Angriff völkerrechtswidrig war. Wenn ja, dann ist der Staat
entschädigungspflichtig. Erst in einem zweiten Schritt schaut man, ob
allenfalls auch ein Strafverfahren gegen die verantwortlichen Personen
eingeleitet werden muss. Aber den erste Schritt hat man in diesem Fall
meines Wissen schlicht ausgelassen. Ich kann nicht beurteilen, wie die
strafrechtliche Beweislage wirklich war, aber kriegsvölkerrechtlich war
dies sicher ein problematischer Fall, der hätte untersucht werden müssen.

Es geht hier um die Frage der Staatsverantwortung. Im Begriff
"verantworten" steckt das Wort "Antwort". Staaten müssen auf Fragen der
Öffentlichkeit zur Ausübung von Staatsgewalt antworten können. Welche
Kriterien sind angewendet worden? Wer hat was auf wessen Befehl gemacht?
Wenn Staaten diese Antworten nicht mehr geben, wenn wir nur noch
geschwärzte Texte bekommen, dann haben wir keine Transparenz mehr, sondern
Zensur. Und mit der Zensur kommt unweigerlich die Tyrannei. Die kommt so
sicher wie das Amen in der Kirche, denn unüberwachte Macht korrumpiert. Und
darum geht es im Kern auch im Fall Assange. Deshalb ist diese ein
systemischer Testfall. Wenn wir diesen Testfall nicht bestehen, dann haben
wir die Türe weit aufgesperrt für die Tyrannei.

WSWS: Wir erleben, dass es in allen Ländern, vor allem aber auch in
Europa, eine Hinwendung zu Militarismus, Krieg und Diktatur gibt. Sie
warnen vor der Rückkehr der Tyrannei. Wie, denken Sie, muss in dieser
Situation die Kampagne zur Verteidigung von Assange weitergehen?

Melzer: Also, ich werde mich sicherlich weiterhin darauf
konzentrieren, Fragen zu stellen, welche die Staaten beantworten können
müssen. Mein Mandat gebietet mir, dass ich öffentlich Bericht erstatte über
das, was ich sehe, dass ich Fragen stelle, wo sich Fragen stellen, und dass
ich die Staaten auffordere, in einen Dialog zu treten und sich zu erklären.
Es ist dann an der Öffentlichkeit, an der Zivilgesellschaft und an den
Menschenrechtsorganisationen und Medien, sich selber ein Bild zu machen und
daraus die politischen Konsequenzen zu ziehen. Den Staaten liefere ich
einen Spiegel, und der breiteren Öffentlichkeit liefere ich Informationen
und Material, welche von einer Vielzahl von Akteuren - Medien oder andere
gesellschaftliche und politische Organisationen - genutzt werden können, um
Regierungen zur Verantwortung zu ziehen.

Und genau darum geht es ja auch Wikileaks. Es geht darum, Behörden zur
Verantwortung zu ziehen. Sie müssen Rede und Antwort stehen. Das ist das
Wesen der Demokratie und des Rechtsstaates. Die Macht kommt vom Volk und
ist für das Volk. Und wenn die Regierung uns nur noch geschwärzte Antworten
gibt, dann heißt das, dass sie uns nicht mehr antworten will. Dann ist sie
aber auch nicht mehr verantwortlich, sondern ist unverantwortlich geworden.
Darum geht es hier, und nicht darum, ob Assange möglicherweise narzisstisch
ist, ob er in der Ecuadorianischen Botschaft Skateboard fuhr, oder wie er
dort seine Katze behandelt hat. Das ist sowohl juristisch wie auch
politisch völlig irrelevant. Es geht darum, ob unsere Staaten und
Institutionen integer sind. Das hingegen ist sehr relevant, und zwar für
alle und für jeden. Denn sobald sich diese unüberwachte Macht auf höchster
Ebene etabliert hat, rieselt das durch alle Institutionen hindurch und
korrumpiert das gesamte System.

Wir müssen uns einfach bewusst darüber sein, dass das, was wir uns in den
letzten 200 Jahren erarbeitet haben nicht selbstverständlich ist. Wir sind
drauf und dran, wieder zurückzugleiten in das 18. Jahrhundert. Das
manifestiert sich heute natürlich in einer anderen Form. Es sind nicht mehr
Menschen mit Kronen auf Pferden mit vorausreitenden Soldaten. Heute sitzen
sie in großen Hoteltürmen und häufen groteske Vermögen von zig Milliarden
an, während ihre Angestellten von ihren Löhnen häufig nicht mehr leben
können und von Sozialhilfe abhängig sind. Und diese Leute regieren uns. Wir
wählen zwar unsere Volksvertreter ins Parlament, aber diese Vertreter
vollstrecken dann nicht den Volkswillen, sondern denjenigen der Lobbys. Und
die Lobbys werden kontrolliert von denjenigen, die die wirtschaftlichen
Mittel kontrollieren, also von einer verschwindend kleinen Minderheit der
Weltbevölkerung, welche mit Nachhaltigkeit, Gerechtigkeit und
Allgemeininteresse nur wenig am Hut hat. Wir müssen uns langsam bewusst
werden, wie das System wirklich funktioniert und welc
he Gefahr das in sich birgt: für unsere Zukunft, unsere Menschenwürde und
unsere Menschenrechte.

WSWS: Es gibt eine wachsende Resonanz auf die Kampagne zur
Verteidigung von Assange. Wie nehmen Sie diese Entwicklung wahr? Im Mai,
als Sie ihre Arbeit begonnen haben, waren Sie noch - und ich weiß nicht,
wie stark Sie das selbst empfunden haben - viel isolierter und ziemlich
stark unter Druck.

Melzer: Das stimmt. Ich möchte es mal so sagen, ich war noch etwas
allein im Feld. Aber seither hat sich in der Tat etwas verändert. Es ist,
wie wenn man einen Flugzeugträger oder einen Ozeandampfer zur
Richtungsänderung bringen muss. Da muss man schon ziemlich lange Druck
ausüben und Geduld haben. Aber auch hier gilt das Prinzip von Actio und
Reactio. Die Energie, die man investiert, geht nie verloren, sondern hat
immer einen Effekt. Denn Energie kann man bekanntlich nicht vernichten. Und
ich glaube, das spürt man jetzt im Fall Assange auch langsam. Seit seiner
Verhaftung hat sich doch einiges bewegt. Nicht nur wegen meiner eigenen
Aktivitäten. Auch große Teile des grotesken Narrativs, welches um Assange
herum aufgebaut worden war, sind seither in sich zusammengefallen. Etwa die
während Assanges Aufenthalt in der Ecuadorianischen Botschaft häufig
gemachte Behauptung, seine Angst vor einer Auslieferung in die USA sei
paranoid, weil die USA ja gar kein Auslieferungsgesuch gestellt hätten.
Nun, innerhalb einer Stunde nach Assanges Verhaftung durch die Briten haben
die USA ihr Auslieferungsgesuch gestellt und somit den Gegenbeweis
geliefert. Oder die Idee, Assange hätte sich der schwedischen Justiz
stellen sollen, wo er ein rechtsstaatliches Verfahren bekommen hätte. Nun,
dieses sogenannte rechtsstaatliche Verfahren in Schweden ist nach
neuneinhalb Jahren in sich zusammengebrochen, unter anderem nachdem die
Regierung ausserstande war, meine auf offiziellem Wege gestellten Fragen
betreffend fünfzig zum Teil schwere Verfahrensverletzungen gegenüber
Assange zu beantworten. Dies machte die gesamte Untersuchung vollkommen
unglaubwürdig.

Am 11. April 2019 wurde Assange dann von Ecuador nicht nur das Asyl
entzogen sondern auch noch gleich die Staatsbürgerschaft, und zwar ohne
jedes Rechtsverfahren! Das gibt es doch gar nicht. Und wer auch nur ein
bisschen hingesehen hat, für den war auch unübersehbar, dass Assanges
Rechte auch von England in den letzten Monaten systematisch verletzt
wurden. Wenn einem Angeklagten die Möglichkeit genommen wird, seine
Verteidigung vorzubereiten, dann sind wir nicht mehr im Rechtsstaat. Das
ist relativ offensichtlich. Ob jemand schuldig ist oder nicht, er hat das
Recht seine Verteidigung vorzubereiten. Hinzu kommt die dramatische
Verschlechterung seines Gesundheitszustandes seit seiner Verhaftung durch
die Briten, selbst nach seiner Einlieferung in die Krankenabteilung. Es
wird langsam sehr schwer, den Missbrauch zu übersehen. Irgendwann kommt
dann der kritische Punkt, wo die öffentliche Meinung sich zu drehen
beginnt.

WSWS: Es ist interessant, dass diese Entwicklung zusammenkommt mit
wachsenden Protesten und Streiks weltweit in den letzten Monaten.

Melzer: Absolut. Das Ganze ist ein Megatrend. Wir haben die
Gelbwesten. Wir haben immer mehr solcher Bewegungen auch in Lateinamerika,
wo die Regierungen unter Druck kommen, weil so langsam offensichtlich wird,
dass sie nicht mehr für das Volk da sind. Und ich warne einfach davor. Ich
denke, wir können uns keinen Zusammenbruch unserer komplexen und modernen
Gesellschaft leisten. Das wäre grauenhaft. Es ist höchste Zeit, dass wir
Schritte einleiten, um dieses Ungleichgewicht auszugleichen, aber vor allem
auch - und darin sehe ich meine Funktion - erst mal darauf zu bestehen,
dass die Ausübung von Staatsmacht konsequent überwacht werden muss.
Transparenz ist die Grundvoraussetzung. Wir werden nicht von schlechten
Menschen regiert, wir werden von einem schlechten System regiert. Wen auch
immer wir dorthin setzen, es besteht die große Gefahr, dass er mit der Zeit
korrumpiert wird, weil das System sich selber nicht mehr überwacht. Die
menschliche Natur ist nicht dazu geeignet, unkontrollierte Macht auszuüben.
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VORWÄRTS/1533: Interview mit Esen Işik - "Ich will die Realität erzählen" 


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 37/38 vom 15. November 2019

"Ich will die Realität erzählen"

von Siro Torresan



Die Schweizer Regisseurin Esen Işik erzählt in ihrem
eindrücklichen Film "Al-Shafaq. Wenn der Himmel sich spaltet"
die Geschichte von Burak, der als 16jähriger von Zürich aus in den
Jihad zieht, von seinem Vater Abdullah, der sich die Schuldfrage
stellt und vom Flüchtlingsjungen Malik, der sich fragt, wie es mit
seinem Leben weitergehen soll. Im Gespräch mit dem vorwärts
erklärt Esen Işik unter anderem, warum alle Opfer sind.


"Wie geht es ihm?", fragt der Abdullah, der Vater von Burak als
erstes. Wenig später sieht er seinen 16-jährigen Sohn tot auf dem Bett
eines Spitals an der türkisch-syrischen Grenze liegen, gefallen im
"heiligen Krieg" für Allah. Aufgewachsen und sozialisiert (wie man so
schön sagt) ist Burak in der Partystadt Zürich und gleichzeitig in
einer anderen Welt, denn seine Eltern Abdullah und Emine sind
strenggläubige Muslime: Das trinken eines Biers gilt bereits als
Sünde.

Enden tut der Film an einer türkischen Zollstation. Der Bus, in dem
auch Abdullah und Malik bis zur Grenze gefahren sind, fährt weiter. Ob
mit ihnen oder ohne sie, bleibt offen. Malik ist ein 11-jähriges Kind,
das aus Syrien vor dem Krieg floh. Sein Vater wird von der Terrormiliz
IS erschossen, seine Mutter und Schwester verschleppt. Er schafft die
Flucht mit seinem älteren Bruder in ein türkisches Flüchtlingscamp.
Als sein Bruder durch einen Unfall stirbt, will Malik Selbstmord
begehen. In letzter Sekunde wird er von Abdullah gerettet. Mit der
Erzählung der drei Schicksale, stellt die Regisseurin Esen
Işik viele Fragen und hat bewusst auf eine "Anleitung" mit
Happyend verzichtet, wie sie im Gespräch mit dem vorwärts
erklärt.


vorwärts: Esen, was waren deine Beweggründe einen Film zu
drehen über einen Jugendlichen, der von Zürich aus nach Syrien in den
'heiligen Krieg' zieht?

Esen Işik: Es gibt einen konkreten Auslöser: 2014
informierte mich eine Freundin aus Deutschland, dass ihr Neffe in den
Jihad gezogen sei. Er war bereits in der Türkei. Ein 16-jähriger Junge
aus Deutschland, dort geboren, dort aufgewachsen, alevitischer
Herkunft. Hinzu kommt, dass die Familie aus Dersim kommt, eine linke
Hochburg in der Türkei. Ich war daher sehr erstaunt und gleichzeitig
war es ein Schlag für mich. Ich fragte mich: Wie ist es möglich, dass
ein alevitischer Jugendlicher aus Dersim nach Syrien will, um mit dem
IS zu kämpfen? Wie ist das möglich? Ich konnte es wirklich nicht
verstehen.

Sein Vater und sein Onkel haben einen politischen, linken Hintergrund.
Sie reagieren sehr schnell, sind an die türkisch-syrische Grenze
gefahren und haben ihn dort drei Wochen lang in jeder Grenzstadt
gesucht. Sie fanden den Jungen, er wartete auf Schlepper. Sie brachten
ihn zurück und haben ihn dann beim Onkel in einer anderen Stadt unter
Hausarrest gestellt. Er wurde komplett abgeschottet, keine Kontakte
zur Aussenwelt, kein Handy und kein Internet.

Ich besuchte den Jugendlichen zwei Mal, nachdem er etwa zwei Monate
wieder zurück in Deutschland war. Es war sehr speziell. Ich stellte
mir die Frage: Haben wir versagt? Er war ein ganz normaler junger
Mann, ein Teenager, nicht dumm, nicht naiv, aber sehr überzeugt von
seiner Sache. Am Schluss war ich wirklich wütend auf ihn. Ich war aber
innerlich auch hin und her gerissen: Er war ja regelrecht eingesperrt
und dies konnte ich auch nicht gutheissen. Ich wollte es der Polizei
melden. Ich rief den Vater an, teilte ihm mit, dass ich mit seinem
Vorgehen nicht einverstanden sei. Er stellte mir dann die Frage: 'Was
hättest du gemacht?' Ja, was hätte ich gemacht? Ich wurde neugierig,
traf auch eine andere Familie hier in der Schweiz, die in einem
ähnlichen Dilemma sass.

Zu Beginn hatte ich die Vorstellung, dass es bei dieser ganzen
Jihad-Geschichte um Jugendliche aus der salafistischen, radikalen
Szene handele. Ich war wohl auch durch die Medien manipuliert. Ich
begann, mich mit dem Thema intensiver auseinanderzusetzen, wobei ich
da noch nicht den Gedanken hatte, ein Drehbuch zu schreiben, einen
Film zu machen. Mir wurde aber rasch klar: Es gibt kein typisches,
klassischen Profilbild des Jugendlichen, der in den Jihad zieht.


vorwärts: Bleiben wir kurz bei diesem 16-jährigen
Jugendlichen aus Deutschland. Hat er dir irgendwelche Beweggründe
genannt?

Esen Işik: Ein fixer Punkt bei ihm war: Wir kommen in die
Hölle, wenn wir nicht für den Islam kämpfen. Dieser Zettel im Film mit
den Namen jener Menschen, die wirklich ins Paradis kommen werden, ist
tatsächlich von ihm. Er war aber auch sehr am ganzen politischen Teil
interessiert. Der Satz aus dem Film 'Die Muslime werden vernichtet,
wir müssen uns wehren', ist auch von ihm. Er hat an diese ganze
Paradisgeschichte wirklich geglaubt. Er war überzeugt, dass er durch
seine Tat auch seine Familie von der Hölle retten würde. Burak sagt im
Film einen weiteren Satz von diesem Jugendlichen aus Deutschland: 'Es
kann ja nicht sein, dass so viele Menschen falsch liegen.' Damit
meinte er alle IS-Kämpfer*innen. Es kann also nicht sein, dass alle
jene, die für den Islam in den Krieg ziehen, falsch liegen.


vorwärts: Das ist aber eine Minderheit.

Esen Işik: Ja, natürlich. Im rechtsradikalen Milieu ist es
gar nicht so anders, auch dort ist es eine Minderheit. Da muss man
wirklich genau hinschauen, denn so eine Auslegung des Islams ist drin,
man kann sich nicht trennen.


vorwärts: Was meinst du genau? Was ist im Islam drin?

Esen Işik: Dieses konservative, radikale Islamverständnis.
Man kann nicht sagen, dass die fundamentalistische Auslegung des
Islams kein Islam ist. Es ist ein Teil davon und dies von Beginn weg,
seit Mohammeds Tod, wenn man so will. Es ist im Islam verankert.
Natürlich ist ein fundamentalistischer Teil in jeder Religion
vorhanden, es ist daher nicht ein islamspezifisches Thema. Die
Kreuzritter zogen ja auch im Namen Gottes in den Krieg und heute ist
es nichts anderes mit dem IS.


vorwärts: Ist also Burak im Film dieser Jugendliche aus
Deutschland?

Esen Işik: Dieser Junge aus Deutschland könnt Burak sein
auch wenn die Familienverhältnisse völlig andere sind. Der Junge aus
Deutschland ist in einem sehr liberalen Familienumfeld aufgewachsen.


vorwärts: Im Film hingegen ist die Familie von Burak
streng religiös.

Esen Işik: Nein, nicht die gesamte Familie, nur der Vater.
Die Mutter trägt ein Kopftuch und geht in die Moschee, ja, aber das
heisst noch lange nicht, dass sie streng gläubig ist. Der Vater
symbolisiert diesen patriarchalisch geprägten Teil des Islams. Das ist
eine Realität, der Islam ist durch das Patriarchat geprägt. Es ist
daher kein Klischee. Die Mutter verkörpert eigentlich die Frauen, die
in diesem patriarchalen System versuchen, zurecht zu kommen. Sie wird
natürlich unterdrückt. Es sind sehr viele Frauen davon betroffen,
nicht nur muslimische Frauen. Die Tochter Elif rebelliert sogar. Sie
ist die einzige in der Familie, die dazwischen geht, als der Vater
Burak schlägt, weil er Alkohol getrunken hat. Der grössere Bruder und
die Mutter bleiben still und machen nichts. Elif widerspricht auch dem
ältesten Bruder. Und es kommt auch ans Tageslicht, dass sie ausserhalb
des Hauses ihr Kopftuch abzieht.

Doch zurück zum Vater, er hätte auch ein liberaler sein können. Doch
mich hat auch folgender Aspekt interessiert: Wer erzählt die Religion
wie weiter? Religion ist auch Kultur, wie wird diese weitergegeben? Im
Film überreicht Abdullah seine Gebetskappe an Burak und sagt dabei
stolz: 'Ich habe sie von meinem Vater bekommen und jetzt gebe ich sie
meinem Sohn weiter'. Am Schluss, das heisst bevor Burak nach Syrien
geht, nimmt er die patriarchale Rolle des Vaters in der Familie ein.
Es ist Burak, der seine jüngere Schwester verrät, dass sie ausserhalb
des Hauses ihr Kopftuch abzieht. Es ist Burak, der sich beim
Abendessen beklagt, dass sie etwas später zum Essen erscheint. Hinzu
kommt bei Abdullah auch Folgendes - und das ist nicht nur bei Muslimen
so: Wenn du Kinder hast, möchtest du als Eltern immer, dass sie deine
Werte und Prinzipien übernehmen. Ich zum Beispiel hätte sehr gerne,
dass meine Tochter sich politisch engagiert, eine Aktivistin wäre und
an Demos geht. Ich habe sie früher auch immer am 1. Mai, am Frauentag
am 8. März und an all den vielen Demos mitgenommen. Dies auch in der
Hoffnung, dass sie sich dafür interessieren würde. Heute ist sie eine
junge Frau und geht lieber in den Ausgang als an politische
Manifestationen. Ich gebe zu, dass ich dann sauer bin. Abdulla möchte
seine religiösen und auch seine ideologischen Werte weitergeben. Er
sagt ja auch im Film, dass von 'einem religiösen Menschen nichts
Schlechtes kommen kann'. Und er sagt dies, als er erfährt, dass sein
Sohn Burak den Koran auf der Strasse verteilt. Und Abdullah weiss ja,
oder ahnt zumindest, welche Kreise hinter der Verteilaktion stecken.
Das Ganze ist sehr komplex und betrifft auch mehrere Themen. Es ist
nicht möglich, in einem Film von 90 Minuten alle Faktoren zu erzählen,
auf sie einzugehen. Wir können daher keine Erklärung liefern, warum
diese Jugendliche in den so genannten 'Heiligen Krieg' ziehen. Es gibt
sozialpolitische Umstände, aber auch individuelle. Das Wort
Zusammengehörigkeitsgefühl hört man in diesem Kontext immer wieder
Aber was heisst es wirklich? Was bedeutet das?


vorwärts: Was ist die Botschaft in deinem Film?

Esen Işik: Buh... es ist ganz schwierig, diese Frage zu
beantworten. Ich war und bin von meiner Haltung her als Mensch, als
Filmemacherin immer sehr weit weg vom ganzen Jihad und dessen
Organisationen. Durch meine Recherchen, durch die Gespräche mit den
betroffenen Menschen, merkte ich, dass es mehrere Opfer gibt. Burak
ist auch ein Opfer. Oder dieser Junge aus Deutschland, der auf einem
Zettel schreibt, wen er ins Paradies mitnimmt... Echt, ich habe da
gedacht: Das kann doch nicht wahr sein, das kann es doch nicht sein!
Ich merkte und begriff, dass man sich mit den Strukturen und
Organisationsformen dieser radikalen Szenen befassen muss: Wie sind
sie organisiert? Wie funktionieren sie? Wie und vom wem werden sie
finanziert? Was sind ihre Ziele? Wie arbeiten sie, wie wollen sie sich
verbreiten? Dieser Prozess war für mich ein wichtiger Auslöser, den
Film zu machen. Viele Menschen haben das Gefühl, dass diese
Jugendlichen, die in den Jihad ziehen, von Geburt an 'böse' sind, so
quasi durch eine genetische Vererbung. Dem ist aber bei weitem nicht
so. Aber zurück zu deiner Frage: Ich gebe keine Anleitung im Film. Es
ist kein Film mit einer klassischen Heldengeschichte, im Sinne von:
Ich habe einen Helden, der ein Ziel hat und um dieses zu erreichen,
muss er verschiedene Hindernisse überwinden. Dies sind Filme, die man
im Kino eigentlich sehr gerne hat. Aber ich wollte das nicht. Die
Zuschauer*innen sollen aktiv sein, sie sollen mitdenken, sich selbst
Gedanken machen und nachdenken, das ist die Botschaft in meinem Film.
Man kann eine Geschichte erzählen und sagen: Da sind all die
verschiedenen Puzzleteile, ihr könnt euch mal hinsetzen und das Bild
vervollständigen.


vorwärts: Du stellst in deinem Film viele Fragen. Die
Hauptfrage lautet: Wer ist schuld? Hast du die Antwort?

Esen Işik: Jein. Man kann nicht durch diese
Familiengeschichte eine Antwort finden. Das ist nur ein Teil des
Problems, man muss zum Beispiel auch die ganze Geschichte des Nahen
Ostens anschauen, auch was auf der politischen Ebene geschah und heute
geschieht. In den Gesprächen, die ich mit den Familien führte, tauchte
immer wieder eine Frage auf: Die ganze Welt kämpft gegen den IS, wie
ist es möglich, dass er nicht besiegt wird?


vorwärts: Fragen über Fragen. Hast du nach Antworten
gesucht, aber dabei nur Fragen gefunden?

Esen Işik: Ich versuche auch Antworten zu geben. Wenn man
die Figur des Leichenwagenfahrers nimmt, er erzählt, dass auch aus
seinem Dorf drei Jugendliche in den Jihad gezogen sind. Er fragt sich,
was sie da verloren haben. Er beklagt sich darüber, dass der Krieg von
'fremden Kräften' geführt wird. Er stellt dem Vater vom Burak viele
Fragen: 'Warum hast du nicht besser auf deinen Sohn aufgepasst?',
'Warum hast du es nicht verhindert?', 'Wie konntest du es nicht
sehen?'...


vorwärts: Entschuldige bitte, dass ich dich unterbreche:
Aber das sind auch wieder Fragen und keine Antworten.

Esen Işik: Ja, aber man kann durch die Fragen, durch die
Fragestellung auch die Antworten geben. Es gibt mehrere Ebenen im
Film, bei denen ich versucht habe, meine Haltung zu verknüpfen. Die
Szene mit dem Leichenwagen und den zwei Särgen hinten drauf, ist so
eine.


vorwärts: Warum Burak sich derart radikalisiert, das
heisst der Auslöser, bleibt unklar. Es gibt keine Schlüsselszene dazu.

Esen Işik: Ja richtig. Das wäre dann so eine Art Stempel
gewesen, den ich Burak, aber auch dem Film aufgesetzt hätte. Dies wäre
 zu vereinfacht dargestellt, denn die Gründe der Radikalisierung sind
sehr individuell, sehr unterschiedlich. Ich hätte den Zuschauer*innen
eine Anleitung gegeben, ihnen den Grund der Radikalisierung genannt
und so müssten sie sich keine grossen Gedanken mehr dazu machen. Es
wäre so ein Film nur zur Radikalisierung selbst geworden. Ich habe
bewusst auf eine Schlüsselszene verzichtet, um auch hier wieder das
Publikum zum Nachdenken anzuregen. Wobei ich im Drehbuch einige Szenen
mehr hatte, die auf die Radikalisierung von Burak eingingen, zum
Beispiel in der Moschee oder von den Gruppenaktivitäten der jungen
Männer, die sich am radikalisieren waren. Beim Schneiden des Films im
Studio merkte ich dann aber: Nein, das ist klischeehaft.


vorwärts: Burak informiert seine Eltern, dass er in den
Jihad zieht mit einer Sprachnachricht per Handy. Er spricht dabei auf
Schweizerdeutsch. Ist die Tatsache, dass er diese Sprache wählt, eine
Schlüsselszene im Film?

Esen Işik: Ja, das ist es, ganz klar. Auch hier ist ein
globaler Blick nötig. Jugendliche aus Syrien, Irak, Iran oder
Afghanistan sind wegen den Kriegen mit Gewalt aufgewachsen. Aber wenn
wir von Jugendlichen aus Westeuropa sprechen, ist dies anders. Sie
sind zum Teil bereits die dritte Generation. Sie sprechen die Sprache,
haben eine Lehre oder einen Job, die Integration in diesem Sinne ist
daher kein Thema mehr. Sie sind ein Teil unserer Gesellschaft oder
besser gesagt: sie sind unsere Gesellschaft. Die Sprache beschreibt
auch die Identität, es ist die Sprache ihrer Gefühle. Daher war für
mich klar und wichtig, dass Burak diese Botschaft auf Schweizerdeutsch
sagt. Das habe ich ganz bewusst so gewollt.


vorwärts: Du gibst dem Vater, also Abdullah, eine zweite
Chance durch die Begegnung mit dem syrischen Flüchtlingsjungen Malik.
Warum?

Esen Işik: Damit er sich mit dem Schuldgefühl

auseinandersetzt.


vorwärts: Und wie tut er das?

Esen Işik: Abdullah ist ein Mann, der sehr religiös und
sehr verbunden mit seiner Religion ist. Muslime glauben, dass alles
von Allah kommt, also alles gottgewollt ist, dass er alles
entscheidet. Und bereits in einer der ersten Szenen im Film, am
Sterbebett seines Sohnes, fragt Abdullah seinen Gott: 'Was habe ich
dir angetan? Ist das deine Gerechtigkeit?' Im Islam ist dies eine
grosse Sünde, denn man darf die Entscheidungen Allahs nicht infrage
stellen. Abdullah beginnt sich somit die Frage zu stellen: Wer ist
schuld? Er sucht bei sich selbst aber auch darüber hinaus, er
versucht, das Ganze anzuschauen. Für mich war es wichtig, die folgende
Frage zu thematisieren: Kann sich ein Mensch ändern und sich mit sich
selbst und mit Gott, also seiner Religion, auseinandersetzen? Ich bin
nicht religiös, wurde auch nicht so erzogen. Meine Eltern haben eine
alevitischen Herkunft, aber mein Vater war ein überzeugter Atheist.
Ich begann an der Uni in Istanbul Psychologie zu studieren und im
Parallelfach Islamwissenschaft, um das islamische Recht besser zu
verstehen. Viele Sachen sind da sehr schwierig zu begreifen, wenn man
dazu eine andere Haltung im Leben hat. Aber es ist sehr wichtig zu
verstehen, warum im Islam gewisse Sachen so funktionieren, wie sie
eben funktionieren. Es gab Momente in den Gesprächen mit den Menschen,
da begriff ich: Es ist für sie logisch, dass sie so denken und so
handeln. Es ist ihr Halt. Dies zu verstehen, ist, wie gesagt, nicht
immer ganz einfach.


vorwärts: Der Film hat kein Ende, er lässt die Geschichte
offen: Man erfährt nicht, was mit Abdullah und Malik geschieht. Warum
nicht?

Esen Işik: Was passiert mit Abdullah, bekommt er eine
Busse? Oder bleibt er in der Türkei, um Malik zu helfen. Kommt Malik
in die Schweiz oder muss er zurück ins Flüchtlingscamp? Wenn du den
Schluss des Films unter diesen Aspekten anschaust, dann ja, dann
kannst du dir viele Gedanken machen aber auch deinen Wünschen freien
Lauf lassen.

Im Drehbuch hatte ich kein offenes Ende. Vorgesehen war, dass Abdullah
mit Malik in die Schweiz kommt, und zwar mit einem Auto, das Abdullah
in der Türkei gekauft hatte. Die letzte Szene im Drehbuch spielte auf
jener Raststätte, auf der Burak seinen Eltern mitteilt, dass er in den
Jihad zieht. Abdullah und Malik kommen dort an, so stand es
ursprünglich im Drehbuch. Doch, zwei Wochen vor den Drehaufnahmen,
hatten wir keine Drehbewilligung von der Türkei erhalten. Das war sehr
schwierig, ich musste einige Szenen rausnehmen, andere umschreiben.
Auch gab es Probleme mit der Reisebewilligung für Malik. Er war in
Istanbul angemeldet und bekam keine Erlaubnis, die Stadt zu verlassen
- das heisst, es war alles sehr kompliziert. Wir wollten von der
türkischen Behörde eine Ausreisebewilligung für ihn bekommen, damit er
in die Schweiz kann. Die Türkei weigerte sich jedoch, eine
auszustellen - und die Schweiz stellte keine Einreisebewilligung aus
ohne eine Ausreisebewilligung. Es hat wahrscheinlich auch mit dem Film
zu tun, aber die genauen Gründe kenne ich nicht. Filmtechnisch wäre es
natürlich trotzdem möglich gewesen, eine Szene zu drehen, bei der
Malik in der Schweiz ist, er eine Zukunft hat und so weiter. Das
wollen viele sehen. Aber ich habe mir dann gesagt: Nein, die Grenzen
sind zu, das ist die Realität. Mein Darsteller Malik hat ja nicht mal
die Stadt verlassen können und auch sonst ist es eine Realität, dass
für viele Menschen auf der Flucht die Grenzen geschlossen sind. Ich
will daher nicht was anderes erzählen. Ich will die Realität erzählen.
Deswegen habe ich während dem Drehen den Schluss umgeschrieben.


vorwärts: Und diese Realität soll zum Nachdenken anregen?

Esen Işik: Ja, warum auch nicht? Warum sollte die Realität
nicht zum Nachdenken anregen?

 * 
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FILM/1685: Das Erste - "Der König von Köln", 11.12.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 27. November
2019

"Der König von Köln"

mit Rainer Bock, Joachim Król, Serkan Kaya, Jörg Hartmann, Judith
Engel und Ulrich Brandhoff

11.12.2019, 20.15 Uhr | Das Erste



Die Filmsatire "Der König von Köln" ist inspiriert von tatsächlichen
Ereignissen. Sie ist aber Fiktion, die handelnden Figuren sind frei
erfunden.

In dieser Komödie wird ein einfacher Beamter des Bauamts zum Spielball
einiger Superreicher, die bei einem geplanten Großbauprojekt mächtig
absahnen wollen. Ehe er sich versieht, bekommt der werdende Vater ein
paar Annehmlichkeiten und stellt fest, dass es sich im Semilegalen gar
nicht so schlecht lebt. Allerdings sitzt ihm eine junge Staatsanwältin
schon im Nacken und bald muss er sich entscheiden, auf welcher Seite
er stehen will: Bei denen, die machen, was sie wollen oder denen, die
wollen, was sie machen.

Grimme-Preisträger Richard Huber ("Club der roten Bänder", "Danny
Lowinski") inszenierte den Film "Der König von Köln" nach dem Drehbuch
des vielfach ausgezeichneten Autors Ralf Husmann ("Stromberg","Dr.
Psycho"). In den Hauptrollen sind Rainer Bock, Joachim Król, Serkan
Kaya, Jörg Hartmann, Judith Engel und Ulrich Brandhoff zu sehen.
Produziert wurde der Film von Zeitsprung Pictures, Produzenten:
Michael Souvignier und Till Derenbach. Die Redaktion im WDR liegt bei
Nina Klamroth.


Inhalt

Wer etwas bewegen will, muss feiern können! Gar nicht so einfach für
Andrea Di Carlo (Serkan Kaya), Sachbearbeiter im Kölner Baudezernat,
der eigentlich nur seinen Job ordentlich machen will. Zumal seine
Familie sich bald vergrößert und das Haus dafür zu klein ist .... Aber
auch, wenn seine Frau Simone (Katrin Röver) und sein Sohn Leon (Vico
Magno) ihn in seiner Verkleidung auslachen - sein Chef, der
Baudezernent Stüssgen (Joachim Król), lädt zum Kölner Karneval, und Di
Carlo muss mit schunkeln, ob er will oder nicht.

In einem Meer voller Kölsch, Verbrüderungen und Versprechungen staunt
Di Carlo nicht schlecht: Für sein Problem des zu kleinen Hauses
zaubert Stüssgen einen "Freund", den Bauunternehmer und Finanzier Jupp
Asch (Rainer Bock) aus dem Hut. Asch wird es richten und verspricht
schnelle Hilfe. Als Stüssgen dann auch noch im Bordell zusammenbricht
und Di Carlo in einer unhaltbaren Situation alleine lässt, ist erneut
Jupp Asch der geschmeidige Retter, der überdies Di Carlo noch als
Stellvertreter Stüssgens implementieren will. Dies natürlich, wie Di
Carlo bald erstaunt feststellt, nicht ohne Gegenleistung. Ab und zu
sollte hier schnell ein Bauantrag bewilligt, dort eine Ausschreibung
umgangen werden ... Ehe er sich versieht, steckt Di Carlo, nur halb
beruhigt durch seinen Karriereschub und das jetzt größere Haus, mitten
drin im Kölschen Klüngel, in dem der einflussreiche Asch residiert wie
die Spinne im Netz.

Auch Simone freut sich zunächst über die finanziellen Vorteile durch
Asch. Schließlich ist ihr Kaufhaus-Job durch den zunehmenden
Onlinehandel bedroht; und die schrille Kaufhauserbin Valerie
Dickeschanz (Judith Engel) interessiert sich nicht die Bohne für die
Belegschaft. Doch auch hier hat Asch seine Finger im Spiel: Er
manipuliert den geltungssüchtigen Nikolaus von Hoppenheim (Ulrich
Brandhoff), den Sohn des Privatbankiers Alfred von Hoppenheim (Ernst
Stötzner), so, dass er Valerie Dickeschanz zu riskanten Finanz- und
Personalmanövern überredet und Tom Middeldorf (Jörg Hartmann) als
neuen Manager in die Kaufhauskette einzuschleusen kann.

Doch dann wachen die Behörden nach langem Wegschauen auf und stoßen im
System Asch ausgerechnet auf Di Carlo ....

 * 
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TALK/366: ONE - Zwischen Selfie und Greta. Stehen wir vor einem neuen politischem Umbruch?, 11.12.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR)

Bauerfeind - die Show zur Frau

Thema: Zwischen Selfie und Greta - Stehen wir vor einem neuen
politischem Umbruch?

Gäste:

Umweltaktivistin Luisa Neubauer

Digital-Profi und Journalist Sascha Lobo

Schriftsteller und Musiker Frank Schätzing

Comedian Abdelkarim

Moderation: Katrin Bauerfeind

11.12.2019, 21.45 Uhr | ONE



Den Millenials wird nachgesagt, die Generation Selfie zu sein.
Menschen, die sich eigentlich hauptsächlich für sich selbst
interessieren. Warum für Protest noch auf die Straße gehen, wenn man
da bestimmt auch einfach bei Facebook irgendwas liken kann? Und wofür
oder wogegen soll man denn überhaupt sein, jetzt wo die Welt so
unübersichtlich geworden ist? Und dann kommt plötzlich die Generation,
die jetzt eigentlich noch zur Schule geht und entfacht plötzlich
wieder eine neue Debatte um alte Themen wie Umwelt und Gerechtigkeit.
Kommt jetzt, fünfzig Jahre nach den 68igern, Engagement wieder in
Mode? Dieses Mal nicht angeführt von einem Intellektuellen wie Rudi
Dutschke, sondern einer Schülerin wie Greta Thunberg, einem
sechzehnjährigen Mädchen aus Schweden, die zum Idol wird. Die
Klimaaktivistin bekommt jetzt sogar den Amnesty-Menschenrechtspreis,
will am Klimagipfel der Vereinten Nationen teilnehmen und überlegt wie
sie da hinkommt, weil sie ja nicht fliegt.

Ein You Tuber spuckt der CDU gehörig in die Suppe, die junge
Satire-Partei "die Partei" bekommt bei der Europawahl von den unter
30jährigen genau so viele Stimmen wie die SPD und die Grünen sind auf
Gipfelkurs.

Aktuell findet, rein rechnerisch, in Berlin alle zwei Stunden eine
Kundgebung oder Demo statt. In den letzten zwölf Monaten waren es
viereinhalbtausend. Nur in der Hauptstadt. Diese Zahl hat sich seit
2008 fast verdoppelt. Ein Entwicklung, die auch für andere deutsche
Großstädte gilt. Es scheint also, als sei die Gesellschaft insgesamt
engagierter geworden, jetzt wo die Probleme offenbar drängender
werden. Die Mieten steigen nicht nur, sondern machen das Wohnen in den
Städten fast unmöglich, es wird nicht nur langsam immer wärmer,
sondern die Naturkatastrophen finden jetzt vor der Haustür statt, es
gibt nicht nur ein paar versprengte Nazis, sondern plötzlich ist eine
ausgewiesen rechte Partei vielerorts wieder die stärkste politische
Kraft.

Katrin, selbst ja Teil der Millenialgeneration, diskutiert die Frage,
was politisches Handeln in der heutigen Zeit heißt und warum die
Erderwärmung zur sozialen Frage wird. Ist es sinnvoll wenn die
Besserverdiener das teure regionale Gemüse kaufen, während die
Mindestlöhner importiertes Obst aus der 3. Welt kaufen, weil es
billiger ist? Hilft es den eigenen Becher zum Kaffeeholen zu nutzen,
während wir gleichzeitig übers Wochenende nach Malle fliegen? Ist es
sinnvoll keine Plastiktüten zu nutzen, während wir parallel das
Internet nutzen, was mehr Strom verbraucht, als halb Europa zusammen?

 * 
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FEATURE/1363: Deutschlandfunk - Russland und die Verhandlungen zur Deutschen Einheit 1990, 10.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Wurzeln des Misstrauens

Russland und die Verhandlungen zur Deutschen Einheit 1990

Von Andreas von Westphalen

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Dienstag, 10. Dezember 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Kaum ein Thema belastet das Verhältnis zwischen Russland und dem
Westen so stark wie die Osterweiterung der NATO. Während der Westen
sich keines gebrochenen Versprechens schuldig fühlt, sieht sich
Russland belogen und betrogen. Dokumente zeigen: Beide Seiten haben
Unrecht. Bis heute widersprechen sich die Narrative im Westen und in
Russland. Was die blinden Flecken und Fehleinschätzungen auf beiden
Seiten sind, was tatsächlich gesagt wurde, dazu äußern sich Historiker
aus Deutschland, den USA und Russland. Außerdem kommen zum Teil erst
seit Kurzem veröffentlichte Originaldokumente zu Wort. Welche Lehren
kann man hieraus für die Probleme der Gegenwart ziehen?

 * 
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FEATURE/1362: Deutschlandfunk Kultur - Was Reisefilme über unsere Gesellschaft erzählen, 10.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ich und die Welt

Was Reisefilme über unsere Gesellschaft erzählen

Von Pia Masurczak und Lisa Westhäußer

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 10. Dezember 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Lächelnde Kinder, atemberaubende Landschaften und am Ende die
Gewissheit, dass die Welt doch irgendwie gut ist - Reisefilme boomen
derzeit in deutschen Kinos. Mit dem Fahrrad oder dem alten Schulbus
durchqueren die Hauptfiguren von Filmen wie "Weit" oder "Anderswo.
Allein in Afrika" fremde Weltgegenden und wecken mit ihren Filmen die
Sehnsucht nach Freiheit, authentischem Erleben und dem Ausbruch aus
dem Alltag. Im Mittelpunkt der Filme, Blogs und Bücher stehen dabei
weniger die Reiseziele als vielmehr die Reisenden selbst, die die Welt
als offen und einladend erleben und beim Reisen zu sich selbst finden.
Die Reflexion über die Privilegien westlicher Reisenden, die mit einem
mächtigen Pass reisen und in einer starken Währung verdienen, bleibt
dabei oft außen vor. Ein Feature über den Wunsch nach einem positiven
Welterleben in einer komplizierten Zeit.

 * 
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MELDUNG/1993: Deutschlandfunk Kultur - Margarete von Österreich, die verkaufte Braut, 11.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die verkaufte Braut

Margarete von Österreich als Förderin der Musik am Hof von Mecheln

Von Georg Beck

Alte Musik

Mittwoch, 11. Dezember 2019, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Margarete von Österreich (1480-1530), Tochter des späteren Kaisers
Maximilian I., ist eine der prominentesten verkauften Bräute
europäischer Machtpolitik. Dreimal wird sie als Heiratsobjekt
zwangsvermählt. Zuerst als Dreijährige dem dreizehnjährigen Karl VIII.
von Frankreich angetraut, der sie verstößt. Daraufhin verschachert sie
der Vater nach Spanien. Doch Juan, der einzige Sohn von Isabella und
Ferdinand, stirbt noch im Hochzeitsjahr. Als auch die dritte
Zweckheirat wieder mit dem Tod des Ehemannes, Herzog Philibert II. von
Savoyen, endet, will sich Margarete aus dem offenen Fenster in den
Burggraben stürzen. Der Selbstmordversuch wird vereitelt, doch lehnt
sie nun jede weiteren Angebote ab, wird religiös und widmet sich ab
1507 bis zu ihrem Tod als erfolgreiche Regentin am flandrischen Hof
von Mecheln vor allem den schönen Künsten.

 * 
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MUSIK/3070: BR-KLASSIK - Christmas Classics...at the movies Vol.2, 11.12.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 31. Oktober 2019

Münchner Rundfunkorchester

CHRISTMAS CLASSICS...at the movies Vol.2

Münchner Rundfunkorchester

Moderation: Antonia Goldhammer

Leitung: Gavin Sutherland

Mittwoch, 11. Dezember 2019, ab 19.30 Uhr, live auf BR-KLASSIK und
im Video-Livestream auf br-klassik.de/concert



Mit "CHRISTMAS CLASSICS...at the movies Vol.2" setzt das Münchner
Rundfunkorchester am Mittwoch, 11. Dezember, im Münchner
Prinzregententheater seine populäre Filmmusikreihe fort. Aufgeführt
werden u.a. die Soundtracks zu beliebten Weihnachtsfilm-Klassikern wie
"Harry Potter", "Bridget Jones" und "Ben Hur". Am Pult steht der
Filmmusik-Experte Gavin Sutherland. Das Konzert wird live übertragen
sowohl im Video-Livestream als auch auf BR-KLASSIK/Hörfunk.

Als die schönste Zeit des Jahres gelten für Kinofans die Wochen um
Weihnachten, wenn Weihnachtsfilme mit ihren großartigen Soundtracks
gezeigt werden. Beim Hören der Filmmusik von "It's only a diary" aus
"Bridget Jones" zum Beispiel sieht man vor dem geistigen Auge
regelrecht den Schnee fallen. Genauso erscheint den Zuhörern bei
"Harry im Winter" eine bizarre Winterlandschaft. Diese beiden
Soundtracks sind aus der Feder des schottischen Komponisten Patrick
Doyle.

Unter der Leitung von Gavin Sutherland ist auch die Filmmusik "Assault
on the tower" zu dem Actionfilm "Die Hard" von Michael Kamen zu hören,
der für diesen Soundtrack mit einem BMI Film Music Award ausgezeichnet
wurde, sowie der in jeder Generation neu gedeutete Filmklassiker "Ben
Hur" von Miklós Rózsa.

Ergänzt wird der Konzertabend mit Hits wie "White Christmas" von
Irving Berlin, Danny Elfmans Suite zu "The Nightmare before Christmas"
oder "Love Actually - Main Theme" aus Craig Armstrongs romantischer
Komödie.

Der englische Dirigent Gavin Sutherland ist ein großer Kenner des
Genres Filmmusik und arrangiert als derzeitiger Music Director des
English National Ballet ebenfalls Filmmusik, komponierte ein Musical
sowie Musik für Ballett und Konzertsaal. Seit 2002 gastiert er
regelmäßig beim Münchner Rundfunkorchester.

Durch den Abend führt Antonia Goldhammer, BR-KLASSIK-Moderatorin und
Filmmusik-Expertin.


Das Programm:

Richard Bissili

A Christmas Carnival (div)

Patrick Dolye

It's only a diary (Bridget Jones)

Patrick Dolye

Harry in winter (Harry Potter)

Michael Kamen

Assault on the tower (Die Hard)

Irving Berlin

White Christmas - instrumental

Danny Elfman

The Nightmare before Christmas - Suite

John Debny

Elf - Main Theme

Miles Goodman/ Paul Williams

The Muppet Christmas Carol - Suite

Miklós Rózsa

Love Theme (Ben Hur)

Craig Armstrong

Love Actually - Main Theme

Leroy Andersen

Sleigh ride

 * 
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MUSIK/3069: Deutschlandfunk - Ludwig van Beethovens 1. Cellosonate, 11.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wortspiel - Das Musik-Gespräch

Die Pianistin Liese Klahn und der Cellist Peter Hörr stellen
Ludwig van Beethovens 1. Cellosonate vor

Spielweisen

Mittwoch, 11. Dezember 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Beethoven war 26 Jahr alt, als er die erste von fünf Sonaten für
Violoncello und Klavier komponierte. Er hatte für diese Besetzung so
gut wie kein Vorbild, musste sie also erfinden und lieferte sogleich
Vorbilder für die Gattung. Der junge Komponist hielt sich im Sommer
1796 am preußischen Hof in Berlin auf, lernte dort den berühmten
Cellovirtuosen Jean-Pierre Duport kennen und widmete die 1.
Cellosonate Duports Schüler, König Friedrich Wilhelm II. von Preußen.
Das Stück besteht aus nur zwei Sätzen, eingeleitet von einem langsamen
Anfang, tastend, suchend, um dann in vitale Virtuosität überzugehen.
Wie Beethoven hier genau arbeitet und den ersten Satz entwickelt, das
erläutern im Gespräch und mit vielen Musikbeispielen auf historischen
Instrumenten die Pianistin Liese Klahn und der Cellist Peter Hörr im
großen Festsaal des Weimarer Schlosses.

 * 
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INNERE/1413: Darm könnte an der Entstehung von Multipler Sklerose beteiligt sein (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 04.12.2019

Darm könnte an der Entstehung von Multipler Sklerose beteiligt sein



Welche Faktoren dazu führen, dass sich das Immunsystem bei Patientinnen
und Patienten mit Multipler Sklerose (MS) gegen körpereigene Zellen
richtet, sind weitgehend unbekannt. Einen potenziellen Faktor beschreibt
ein Forschungsteam in der Zeitschrift "Proceedings of the National Academy
of Sciences", kurz PNAS. Die Mediziner zeigten im Tiermodell, dass das
Protein Smad7 Immunzellen im Darm mobilisiert, welche dann Entzündungen im
Nervensystem auslösen. Analysen von Darmgewebeproben von MS-Patienten
bestätigten die Ergebnisse, die online am 4. Dezember 2019 veröffentlicht
wurden.

Die Studie lief an der Klinik für Neurologie und dem Forschungszentrum für
Neuroimmunologie des St. Josef-Hospitals, Klinikum der Ruhr-Universität
Bochum. Die Bochumer Gruppe mit dem Biologen Dr. Steffen Haupeltshofer und
den Medizinern Prof. Dr. Simon Faissner und Prof. Dr. Ingo Kleiter,
ehemals am Bochumer Klinikum, heute an der Marianne-Strauß-Klinik in Berg,
kooperierte mit weiteren Kolleginnen und Kollegen aus Bochum, Bremen,
Mainz, Düsseldorf, Jülich und Rom.

Protein Smad 7 aktiviert Immunzellen im Darm

Das Forschungsteam untersuchte das Signalprotein Smad7 zunächst in
Immunzellen im Darm von Mäusen, genauer gesagt in T-Zellen. Die
Wissenschaftler verglichen Mäuse mit einer normalen und einer besonders
hohen Menge von Smad7 in den T-Zellen sowie Mäuse, die gar kein Smad7 in
T-Zellen besaßen. Sie beobachteten, ob die Tiere eine Opticospinale
Encephalomyelitis entwickelten - eine Erkrankung, die mit MS beim Menschen
vergleichbar ist.

Bei Tieren mit erhöhtem Smad7-Gehalt traten die stärksten klinischen
MS-artigen Symptome auf. In ihrem Darm waren vermehrt T-Zellen aktiviert, die
in das Zentralnervensystem einwanderten und dort Entzündungen auslösten.
Außerdem war das Verhältnis von schützenden regulatorischen T-Zellen zu
krankmachenden autoreaktiven T-Zellen verändert. Bei Mäusen, die kein
Smad7 besaßen, gab es hingegen keine klinischen Anzeichen für eine
MS-artige Erkrankung.

Gewebeproben von Patienten bestätigen Ergebnisse

Im nächsten Schritt analysierten die Wissenschaftler Gewebeproben aus dem
Darm von 27 MS-Patientinnen und -Patienten und verglichen sie mit Proben
von 27 gesunden Menschen. Sie fanden bei den Patienten ähnliche
Veränderungen wie im Mausmodell: Das Signalprotein Smad7 trat in
Darmschleimhautproben von Patienten häufiger auf als bei Gesunden;
außerdem zeigte sich ein abnormes Verhältnis von regulatorischen zu
krankmachenden Mechanismen in Darmschleimhautproben bei Patienten.

"Für andere Autoimmunerkrankungen wie Morbus Crohn und weitere
entzündliche Darmerkrankungen ist bereits bekannt, dass Smad7 ein
vielversprechendes Therapieziel darstellt; unsere Ergebnisse legen nahe,
dass das auch bei Multipler Sklerose so ist", sagt Ingo Kleiter. "Die
Beteiligung des Darms an der Entstehung und Progression der MS gerät
zunehmend in den Fokus wissenschaftlicher Arbeit", ergänzt Simon Faissner.

Über die Multiple Sklerose

Die Multiple Sklerose ist die häufigste neurologische Erkrankung bei
jungen Erwachsenen der westlichen Welt. Bei MS-Patientinnen und Patienten
schädigt das körpereigene Immunsystem das Nervengewebe. Das führt zu
erheblichen neurologischen Beeinträchtigungen wie Sehstörungen,
Taubheitsgefühlen und Lähmungen. Die am häufigsten auftretende Form ist
die schubförmige MS, die nach 15 bis 20 Jahren ohne Behandlung meist in
eine Form mit schleichender Behinderungszunahme, einen progredienten
Verlaufstyp, übergeht.

Förderung

Die Arbeiten wurden finanziell unterstützt von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (KL2187/1-1) und von der Medizinischen Fakultät der
Ruhr-Universität Bochum durch das Forum-Programm (F758II-2013).


Originalpublikation:

Steffen Haupeltshofer et al.: Smad7 in intestinal CD4+ T cells determines
autoimmunity in a spontaneous model of multiple sclerosis, in: Proceedings
of the National Academy of Sciences, 2019

DOI: 10.1073/pnas.1905955116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 04.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





FORSCHUNG/4114: Hab' Dich! Wie Antikörper ihre Ziele finden und zerstören (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 04.12.2019

Hab' Dich! Wie Antikörper ihre Ziele finden und zerstören



Antikörper sind Eiweißstoffe, die uns vor Infektionen schützen. In der
Therapie von Krebs- und Autoimmunerkrankungen werden sie eingesetzt, um
Tumorzellen oder Zellen, die körpereigenes Gewebe angreifen, zu zerstören.
Trotz Versuche, diese Therapeutika effektiver und verträglicher zu machen,
kommt es bei der Behandlung oft zu erheblichen Nebenwirkungen oder die
Betroffenen sprechen irgendwann nicht mehr auf die Therapie an. Die
Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Falk Nimmerjahn am Lehrstuhl für Genetik der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) hat nun gezeigt,
dass Antikörpern organspezifische Wirkmechanismen zugrunde liegen.

Dr. Sina Gordan aus Nimmerjahns Arbeitsgruppe hat herausgefunden, dass
Antikörper je nach ihrem Wirkungsort im Körper auf unterschiedliche Weise
funktionieren. Sie liefert damit eine mögliche Erklärung, warum
gegenwärtige Anstrengungen, die Aktivität von Antikörpern zu verbessern,
nicht den großen Durchbruch gebracht haben. "Wir sind bisher davon
ausgegangen, dass es ausreicht zu verstehen, wie Antikörper zum Beispiel
im Blut oder im Reagenzglas funktionieren", erklärt Prof. Nimmerjahn.
"Allerdings zeigen unsere neuesten Ergebnisse ganz klar, dass Antikörper,
die Zellen zum Beispiel im Knochenmark zerstören sollen, einen gänzlich
anderen Wirkmechanismus haben, als im Blut oder in der Milz." Um bessere
klinische Erfolge zu erzielen, müssen die Antikörper also an ihre
verschiedenen Wirkungsorte angepasst werden. "Der Ansatz 'One fits all'
funktioniert in diesem Fall scheinbar nicht", sagt Nimmerjahn.

Originalpublikation:

Ihre Ergebnisse hat das Team vom Lehrstuhl für Genetik jetzt in dem
Fachjournal Cell Reports veröffentlicht. 

DOI: https://doi.org/10.1016/j.celrep.2019.10.111
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GESUNDHEIT/1366: Stiftung Kindergesundheit warnt vor Gefahren unterm Christbaum (idw)


Stiftung Kindergesundheit - 04.12.2019

Gefahren unterm Christbaum

Stiftung Kindergesundheit warnt: Festliches Grün, Batterien und Kerzen
können für kleine Kinder gefährlich werden



Die "stille Zeit" von Advent und Weihnachten kann mancherorts recht laut
werden: In den neun Giftinformationszentren Deutschlands muss
erfahrungsgemäß mit dem gehäuften Schrillen der Alarmtelefone gerechnet
werden, berichtet die Stiftung Kindergesundheit. Es steigt die Zahl der
besorgten Anfragen, weil Kinder an den Pflanzen und Beeren der dekorativen
Kerzenbestecke und Adventskränze geknabbert oder andere weihnachtstypische
Dinge in den Mund gesteckt haben.

Zum Glück kommt es nur selten zu einer ernsthaften Schädigung, dennoch
sollten Eltern und Großeltern die Neugier und den Unternehmungsgeist
kleiner Kinder nicht unterschätzen und auch ihre Fähigkeit
berücksichtigen, durch Klettern an scheinbar Unerreichbares zu gelangen.

Am stärksten gefährdet sind Babys und Kleinkinder unter sechs Jahren, sagt
die Stiftung Kindergesundheit. Nach Haushaltprodukten und Medikamenten
stehen Pflanzen und Pflanzenteile auf Platz 3 der Substanzen, die zu den
meisten Anfragen von Eltern dieser Altersgruppe in den
Giftinformationszentren führen. In den meisten Fällen werden die bunten
Früchte, seltener die Blätter und andere Pflanzenteile angebissen oder
verschluckt.

Rundgang durch den Blumenladen

Die Aufzählung von Pflanzen, deren Bestandteile in der Adventszeit zu den
häufigsten Anfragen bei den Vergiftungsexperten führen, liest sich wie ein
Rundgang durch einen Blumenladen im Winter und reicht von Amaryllis über
Christrose bis zum Weihnachtsstern. Auch die Arrangements und
Trockengestecke enthalten neben harmlosen Pflanzen häufig Giftpflanzen,
die für Kleinkinder (und auch Haustiere) eine gewisse Gefahr bedeuten,
berichtet die Stiftung Kindergesundheit.

Wohl am Bekanntesten ist die Giftigkeit der Eibe (Taxus baccata). Ihre
Zweige werden oft wegen ihrer Ähnlichkeit mit Tannenzweigen verwendet,
zudem haben sie schönere, dunkelgrüne, glänzende Nadeln und sind viel
länger haltbar. Am giftigsten sind die Nadeln und Zweige: Bei einer
schweren Eiben-Vergiftung kommt es zu Schwindel, Übelkeit, Leibschmerzen,
Bewusstlosigkeit und sogar zum Tod durch Atemlähmung und Herzstillstand.
Zum Glück sind die Nadeln für Kinder nicht sehr attraktiv, sodass
höchstens kleine Mengen eingenommen werden.

Hoch giftig sind auch Paternostererbsen (Abrus precatorius), die ab und zu
in Trockengestecken zu sehen sind. Schon das Zerkauen von zwei solchen
Erbsen kann tödlich sein. Die Symptome einer schweren Vergiftung sind
Erbrechen und Durchfall, die Folgen reichen von Nierenschäden,
Krampfanfällen, Lähmungen und Tod durch Atemlähmung. Von der Verwendung
dieser Pflanze in Trockengestecken wird deshalb dringend abgeraten.

Weihnachtsstern kann Augen schaden

Lange Zeit herrschte Unklarheit über die Giftigkeit der beliebten
Weihnachtssterne (Euphorbia pulcherrima). Nach aktuellen Angaben des
gemeinsamen Giftinformationszentrums der Länder Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in Erfurt sind jedoch mittelschwere
Vergiftungen möglich. Der Weihnachtsstern gehört zu den
Wolfsmilchgewächsen und führt nach Verschlucken zu Übelkeit, Erbrechen,
Durchfall und Bauchschmerzen. Gelangen Spritzer seiner Saft oder
Pflanzenteile ins Auge, kann es zu schweren Entzündungen bis hin zur
Erblindung kommen. Eltern mit Kleinkindern sollten deshalb erwägen, auf
den Weihnachtsstern lieber zu verzichten, empfiehlt die Stiftung
Kindergesundheit.

Andere beliebte Pflanzen der festlichen Jahreszeit sind zwar lange nicht
so gefährlich, können jedoch zu erheblichen Beschwerden führen. Hier
einige Beispiele:

Stechpalme (Ilex aquifolium): Kinder naschen gern von ihren leuchtend
roten, beerenartigen Steinfrüchten. Die Folge können Erbrechen, Durchfall
und Bauchkrämpfe sein. Die früher als "mittelstark" geltende
Gefährlichkeit der Pflanze wurde jedoch in einer Oktober 2019 im
Bundesgesundheitsblatt veröffentlichten Neubewertung zu "niedrig"
heruntergestuft.

Die Christrose (Helleborus niger), auch Weihnachts- oder Schneerose
genannt, enthält in allen Pflanzenteilen giftige Stoffe. Beim Verschlucken
größerer Mengen sind Kreislaufbeschwerden möglich.

Amaryllis (Hippeastrum vittatum, Ritterstern) ist ebenfalls nichts zum
Essen: Nach Verschlucken von Pflanzenteilen kommt es unter Umständen zu
heftigen Magen-Darm-Beschwerden.

Die Weihnachtstazette, auch Weihnachtsnarzisse (Narcissus tazetta)
genannt, kann Durchfall auslösen. Beim Berühren muss mit Hautausschlag
gerechnet werden.

Buchsbaumzweige (Buxus sempervirens) in Adventskränzen und Blumengebinden
sind sehr giftig, zum Glück sehr bitter und werden deshalb von Kindern
höchstens in sehr kleinen Mengen gegessen.

Auch Efeu (Hedera helix) sollte nie in Reichweite von Kindern aufgestellt
werden. Schon zwei bis drei Efeubeeren können bei Kindern Bauchkrämpfe,
Erbrechen und Schläfrigkeit auslösen. Auch allergische Hautreaktionen sind
möglich.

Der Weihnachtsbaum selbst kann Allergien auslösen: Grund sind die
ätherischen Öle (Terpene) seiner Nadeln, oft aber auch eingeschleppte
Pollen und Schimmelpilze. Die schmückenden Engelshaare aus Glasfasern
können eine mechanische Schädigung der Augen, der Haut und der Atemwege
hervorrufen.

Nicht zögern, Giftnotruf anrufen!

Die Stiftung Kindergesundheit empfiehlt, potenziell gefährliche Pflanzen
außer Reichweite der Kinder aufzustellen und Batterien am besten
wegzuschließen.

Selbst beim leisesten Verdacht, das Kind könnte gefährliche Mengen einer
giftigen Substanz eingenommen haben, sollte man auf keinen Fall erst auf
eventuelle Anzeichen einer Vergiftung warten, sondern sofort handeln. Das
heißt: Sich so schnell wie möglich mit einer Kinderärztin/-arzt oder mit
einer der Giftinformationszentren in Verbindung setzen und den Namen der
Pflanze nennen. Notfalls kann nach telefonischer Absprache auch ein Foto
an das Giftinformationszentrum gesendet werden. Die Berater können den
anrufenden Eltern meist sofort sagen, ob eine akute Gefahr besteht und was
gegebenenfalls zu unternehmen ist.

Diese Zentren sind unter folgenden Telefonnummern zu erreichen: Berlin
030/19240; Bonn 0228/19240; Erfurt 0361/730730; Freiburg 0761/19240;
Göttingen 0551/19240; Homburg/Saar 06841/19240; Mainz 06131/19240; München
089/19240; Nürnberg 0911/3982451 oder 0911/3982665; Wien +43-1-406 43 43;
Zürich +41-44-251 51 51.

Verschluckte Batterien - ein Notfall!

Noch riskanter als winterliche Pflanzen erweisen sich die Knopfbatterien,
die zum Betrieb der vielen elektronischen Weihnachtsgeschenke benötigt
werden, betont die Stiftung Kindergesundheit. Bleibt eine verschluckte
Knopfzelle in der Speiseröhre des Kindes stecken, besteht Gefahr: Durch
den Kontakt mit den feuchten Schleimhäuten kann es zu schwerwiegenden
Verätzungen kommen. Besonders groß ist das Risiko für Kleinkinder beim
Verschlucken von großen Knopfzellen (über 20 mm), da ein Steckenbleiben in
der engen kindlichen Speiseröhre dann besonders wahrscheinlich ist.

Die Stiftung Kindergesundheit empfiehlt deshalb: Hat das Kind eine
Knopfbatterie verschluckt, sollte das Kind sofort in der Notaufnahme einer
Kinderklinik vorgestellt werden.

Niemals allein mit einer Kerze!

Und noch ein letztes: Kinder sollten Kerzen nur anzünden dürfen, wenn
Erwachsene dabei sind. Damit diese Empfehlung auch eingehalten wird,
sollte man Kinder niemals mit brennenden Kerzen allein lassen. Aber auch
die Kerzen selbst sollten nie unbeobachtet bleiben: Schon eine leichte
Zugluft kann genügen, um Adventskranz, Gardinen, Tapeten oder Möbel in
Flammen aufgehen zu lassen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1021
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AUSLAND/2554: Argentinien - Erstes interkulturelles Krankenhaus im Bau (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien

Erstes interkulturelles Krankenhaus im Bau



(Aluminé, 3. Dezember 2019, ecupres) - Im Bezirk Aluminé von Neuquén
entsteht das interkulturelle Krankenhaus Ranguiñ Kien. Traditionelle
Medizin und die Medizin der Mapuche werden hier Hand in Hand gehen und
klassische Ärzt*innen mit traditionellen Heiler*innen
zusammenarbeiten. Für Gemeinden, die nicht die westliche Medizin
praktizieren, werden in Zukunft religiöse Zeremonien direkt vor ihrer
Haustür angeboten, außerdem können sie dort traditionelle Kräuter und
Tränke bekommen.

Das Krankenhaus wird das zweite seiner Art in Lateinamerika und das
erste in Argentinien sein. Es wird in Ruca Choroi auf einer Fläche von
522 Quadratmetern gebaut werden und ist ein Gemeinschaftsprojekt des
Gesundheitsamtes von Aluminé und den Mapuche-Gemeinden Aigo und
Huenguihuel, die Arbeitskräfte stellen werden.

"Dies sind die Früchte von 15 Jahren gemeinsamer Erfahrung mit diesen
Mapuche-Gemeinden. Auf diesem Weg nähern wir uns einer Beziehung
zwischen Biomedizin und Mapuche-Medizin an. Beide haben ihren Wert und
ihre Techniken. Die Idee ist, dass die beiden gegenseitig voneinander
profitieren", erklärt Fabián Gancedo, Arzt im Krankenhaus von Aluminé
und zuständig für die ärztliche Versorgung auf dem Land.

Der erste Schritt war die Planung des Gebäudes, das sich auf dem Boden
der Gemeinde Huenguihuel befinden wird. "Es wird Feuerstellen geben,
Platz für die Heiler der Mapuche, für die speziellen Knochenheiler und
für die Kräuterheiler. Außerdem wird es einen Ort für den Machi, die
wichtigste Person in der Heilkunde der Mapuche, geben", führt Gancedo
aus.


Kulturelle Unterschiede

Ein Beispiel für die kulturellen Unterschiede zwischen westlicher
Heilkunde und der der Mapuche ist die Orientierung der Klinikbetten
nach Westen: "Der Westen, jenseits der Anden, ist für die Mapuche der
Ort, an den das, was wir Geist nennen, nach seinem Tod kommt" erklärt
der Arzt. "Das hat die Patienten der indigenen Gemeinden oft belastet;
es war, als würden sie auf den Tod vorbereitet werden."

Die Eröffnung des Krankenhauses und das Zusammenspiel der beiden
Heilkunden ist rechtlich in das Abkommen 169 der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO) eingebettet: demnach wird das Recht der
indigenen Gemeinden, ärztliche Behandlungen an ihre Traditionen und
ihre Kultur anzupassen, respektiert.


Alternative Heilmethoden

Gancedo stellt sich vor, dass so ein Krankenhaus auch der
traditionellen Medizin Lösungen bieten kann und stellt fest: "Bei
vielen gesundheitlichen Problemen der Mapuche sind wir überfordert,
weil jede Krankheit auch immer mit der Kultur zusammenhängt. Im
Endeffekt erkranken die Menschen ja immer an dem, an das sie glauben."

Lorenzo Loncón ist Kurier (werken) der Vereinigung der Mapuche von
Neuquén. Außerdem ist er spezialisiert auf Pflanzen und ihren
gesundheitlichen Gebrauch (lawentuchefe). Er meint: "In Argentinien
können wir nicht über Machis sprechen, weil nach der Conquista der
Wüste viele Anführer und deren spirituelle Vorbilder getötet wurden.
Aber nicht nur Machis gab es, auch Ampifes, also Leute, die Visionen
hatten. Diese wurden praktisch ausgelöscht.


Der Ursprung der Krankheiten

Die Machis müssen die Leute nur anschauen und schon wissen sie
Bescheid, sie sind Spezialisten, suchen den Ursprung der Krankheit.
Jede Person aus einer Mapuche-Gemeinde hat eine Ursprungskraft
(newen): das kann ein Baum sein, ein Stein oder ein Stern. Der Machi
kommt in Einklang mit diesem ganzen Kreislauf der Natur. Deswegen ist
seine Rolle sehr wichtig, er sieht nicht nur das Physische, sondern
auch das Spirituelle, während er die Ursache der Krankheit in deinem
Ursprung und dem Territorium sucht. Deswegen ist das Volk der Mapuche
eng damit verbunden."

Loncón fügt hinzu: "Die Medizin der Mapuche wird weiterhin auf
mündlicher Basis praktiziert. Die schnellste Art sie zu erlernen ist
zuzuhören, den Geruch der Pflanzen zu riechen und sich zu merken, wozu
diese gut sind."

Über die Unterschiede zwischen der westlichen Medizin und der der
Mapuche meint Loncón: "Das Grundprinzip der westlichen Medizin ist,
alles zu trennen, den Mensch von der Natur und die Kultur von der
Natur. Für uns gehört das alles zusammen. Über tausende von Jahren hat
sich in der Medizin bewiesen, dass natürliche Heilmittel viel besser
sind als chemische oder synthetische. Und außerdem sind all unsere
Kulturen unterschiedlich, also muss auch die Medizin zur jeweiligen
Kultur passen und jeder Kultur zugänglich sein. Die Natur macht uns
dieses Angebot: sie ist den Menschen nah und wenn du sie pflegst, dann
pflegt die Natur auch dich."


Wissen teilen

"Ein weiterer Unterschied ist, dass für uns Medizin dazu da ist,
geteilt zu werden, und nicht aus einem Patentsystem und immer teurer
werdenden Produkten besteht. Wenn wir Wissen besitzen und einem
Nachbarn helfen können, dann tun wir das, auch wenn er kein Mapuche
ist.

Wir haben Pflanzen gegen Fieber die unfehlbar sind, du nimmst sie vor
dem Schlafengehen und am nächsten Tag kannst du zur Arbeit oder in die
Universität gehen. Ich kenne kein Medikament, das so effektiv und
schnell wirkt", schließt Loncón.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/erstes-interkulturelles-krankenhaus-im-bau/
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DEMENZ/466: Fachtagung Demenz und Migration - Uns eint mehr, als uns trennt (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 2. Dezember 2019

Fachtagung Demenz und Migration: Uns eint mehr, als uns trennt



Berlin, 4. Dezember 2019. Menschen mit Demenz und ihre Angehörigen
brauchen dringend Unterstützung, um den herausfordernden Alltag gut
meistern zu können. Dies gilt auch für Menschen mit
Migrationshintergrund. Doch noch ist der Zugang zu den
Unterstützungsangeboten und den Einrichtungen der Altenhilfe und Pflege
nicht für alle gleichermaßen gegeben. Mit der Fachtagung "Demenz und
Migration", zu der am 2. Dezember 135 Teilnehmende aus dem ganzen
Bundesgebiet nach Berlin kamen, warb die Deutsche Alzheimer Gesellschaft
(DAlzG) für mehr Aufklärung und Information. Werden die Betroffenen und
ihre Familien mit ihren Bedürfnissen und Ressourcen wahrgenommen, dann
wird deutlich, dass es viel mehr Gemeinsames als Trennendes gibt.

Den Abbau von Hürden aktiv angehen

"Es geht um Respekt! Ich möchte meinen Vater, der früher mein Held
war, trotz seiner Demenz würdevoll behandeln - und dazu brauche ich
Unterstützung", forderte Ayse Karaca, pflegende Tochter, in der
Gesprächsrunde zu Beginn der Tagung.

Dr. Guido Pliska, Psychiater und Oberarzt im Berliner Urban-Krankenhaus,
gründete 2005 die Arbeitsgruppe "Migration". In seinem Vortrag
berichtete er, wie man mithilfe konsequenter Personalpolitik sowie
Fort- und Weiterbildungen viele Hürden überwinden kann und sich so die
Behandlung von Migranten im stationären Kontext verbessert.

"Kultur ist neben Gender, Bildung, Religion oder sozialer Schicht nur
ein Kriterium, das uns prägt. Entscheidend ist die Kombination dieser
verschiedenen Merkmale. Diese kann sich hemmend oder förderlich auf die
Aktivierung von Selbstmanagement-Kompetenzen auswirken", so Prof. Dr.
Dr. Hürrem Tezcan-Güntekin von der Alice-Salomon-Hochschule Berlin.
"Wenn wir Diversität anerkennen, erleben wir viel Gemeinsames. Das
heißt aber nicht, dass für alle das gleiche gilt. Der Zugang zu den
einzelnen Zielgruppen bleibt individuell."

Kultursensible Informationen und Beratung der DAlzG

Durch die Demenz nimmt auch die Sprachkompetenz ab und die Muttersprache
gewinnt zunehmend an Bedeutung. Daniel Ruprecht von der DAlzG stellte die
Internetseite www.demenz-und-migration (Link:
http://www.demenz-und-migration/) vor, auf der Menschen in türkischer,
polnischer und russischer Sprache Information und Aufklärung über Demenz
erhalten. "Wenn es um Gefühle geht, sprechen auch Angehörige, die sehr
gut Deutsch sprechen, plötzlich wieder türkisch", berichtet Güllü
Kuzu über die türkischsprachige Beratung der DAlzG, die jeden Mittwoch
von 10:00 bis 12:00 Uhr angeboten wird. Menschen aufsuchen,
Multiplikatoren finden und diese schulen: Das ist der Ansatz von "Demenz
Partner kultursensibel". "Nur wenn Menschen wissen, dass Demenz eine
Krankheit ist, kann die Angst vor der Krankheit abnehmen", ist Saskia
Weiß überzeugt, die das Projekt der DAlzG vorstellte.

Die Vertreterinnen verschiedener Angebote wie "Brückenbauerinnen",
Tagespflege "Ma Maison" und "DeMigranz" machten deutlich: Vielfalt
bedeutet mehr Lebensfreude und Vernetzung ist wichtig.


Die Fachtagung wurde vom BMFSFJ finanziell unterstützt.

Ausführliche Informationen erhalten Sie auf der Internetseite

www.demenz-und-migration.de 

(Link: http://www.demenz-und-migration.de/). Hier finden Sie Material auf
Deutsch, Polnisch, Türkisch und Russisch. Weiterhin gibt es dort
Erklärfilme in den vier Sprachen zu den Themen "Was ist Demenz?",
"Diagnose und Behandlung", "Vorsorge treffen", "Kommunikation
und Umgang" und "Verändertes Verhalten".


HINTERGRUND

108.000 Menschen von den etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen in Deutschland haben einen Migrationshintergrund.
Ungefähr 60 Prozent der Betroffenen haben eine Demenz vom Typ Alzheimer.
Die Zahl der Demenzerkrankten wird bis 2050 auf 3 Millionen steigen,
sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

DIE DEUTSCHE ALZHEIMER GESELLSCHAFT E.V. SELBSTHILFE DEMENZ

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres Leben
mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und ihre
Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung und ist
ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus Forschung
und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130 Alzheimer-Gesellschaften
unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort. Gegenüber der Politik vertritt
sie die Interessen der Betroffenen und ihrer Angehörigen.

Die DAlzG setzt sich ein für bessere Diagnose und Behandlung, mehr
kompetente Beratung vor Ort, eine gute Betreuung und Pflege sowie eine
demenzfreundliche Gesellschaft. Sie ist Mitglied in den Gremien von
verschiedenen Dachverbänden und Aktionsbündnissen und setzt sich dort
für die Belange von Menschen mit Demenz und ihren Angehörigen ein. Die
Entwicklung von gesundheitspolitischen Positionen gestaltet die DAlzG
aktiv mit. Auf internationaler Ebene bringt die DAlzG die Interessen aus
Deutschland in die Dachorganisationen Alzheimer Europe und Alzheimer's
Disease International (ADI) ein.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin
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DEMENZ/465: Grundsatzstellungnahme des Medizinischen Dienst zu Demenz begrüßt (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 5. Dezember 2019

Mehr Verständnis für Menschen mit Demenz - die Deutsche Alzheimer Gesellschaft begrüßt die Grundsatzstellungnahme des MDS



Berlin, 5. Dezember 2019. Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V.
Selbsthilfe Demenz (DAlzG) begrüßt die Grundsatzstellungnahme zu Demenz,
die der Medizinische Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen
(MDS) heute im Rahmen einer Pressekonferenz veröffentlicht hat. Für die
zunehmende Zahl von Menschen mit Demenz ist es wichtig, dass die Gutachter
der Medizinischen Dienste für die besonderen Bedürfnisse dieser
Personengruppe sensibilisiert sind. Sie beurteilen einerseits den
individuellen Pflegegrad, andererseits kontrollieren sie die Qualität von
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen.

Mit dem Krankheitsbild Demenz vertraut machen

"Menschen mit Demenz machen mehr als ein Drittel aller
Pflegebedürftigen in Deutschland aus. In den Pflegeeinrichtungen sind
sogar zwei Drittel der Bewohner von einer Demenz betroffen", erklärt
Sabine Jansen, Geschäftsführerin der DAlzG. "Deshalb ist es
ausgesprochen wichtig, dass die Mitarbeitenden der Medizinischen Dienste
mit dem Krankheitsbild vertraut sind. Ihnen muss bewusst sein, dass auch
Menschen mit Demenz ein Recht auf Selbstbestimmung haben und dass
Verhaltensweisen, die von den Pflegenden als schwierig und herausfordernd
erlebt werden, in den meisten Fällen durch nicht-medikamentöse
Interventionen anstelle von Psychopharmaka beeinflusst werden können.
Darüber hinaus betont der MDS in seiner Grundsatzstellungnahme die
Stärkung und Unterstützung der, pflegenden Angehörigen. Auch dies
begrüßen wir ausdrücklich."

Aktuelle Erkenntnisse zu Begleitung, Pflege und Therapie von Menschen mit Demenz

Mit seiner Grundsatzstellungnahme "Menschen mit Demenz - Begleitung,
Pflege und Therapie" will der MDS der Praxis die aktuellen Erkenntnisse
zum Thema in kompakter Form zur Verfügung stellen. Ein besonderer
Schwerpunkt wird auf die Beziehungsgestaltung und die Wahrnehmung der
Erkrankten als Individuen gelegt. Für die Lebensqualität von Menschen
mit Demenz ist es ausschlaggebend, dass sie Wertschätzung erfahren, ihr
Leben soweit irgend möglich selbstbestimmt gestalten und mit anderen
Menschen in Beziehung treten können. Die DAlzG hofft darauf, dass die
Empfehlungen des MDS in der ambulanten und stationären Versorgung von
Menschen mit Demenz umgesetzt werden. "Zusätzlich wünschen wir uns,
dass die Gutachterinnen und Gutachter Hinweise zu hilfreichen
Anlaufstellen geben, wenn sie einen Unterstützungsbedarf erkennen - zum
Beispiel zu unserem Alzheimer-Telefon", so Sabine Jansen.

Der MDS stellt die Grundsatzstellungnahme auf seiner Homepage unter

www.mds-ev.de / Richtlinien/Publikationen zur Verfügung.


HINTERGRUND

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom Typ
Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3 Millionen
steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

DIE DEUTSCHE ALZHEIMER GESELLSCHAFT E.V. SELBSTHILFE DEMENZ

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres Leben
mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und ihre
Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung und ist
ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus Forschung
und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130 Alzheimer-Gesellschaften
unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort. Gegenüber der Politik vertritt
sie die Interessen der Betroffenen und ihrer Angehörigen.

Die DAlzG setzt sich ein für bessere Diagnose und Behandlung, mehr
kompetente Beratung vor Ort, eine gute Betreuung und Pflege sowie eine
demenzfreundliche Gesellschaft.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019
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HERZ/1215: Schlafstörungen - Nächtliche Atemaussetzer belasten das Herz (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 04.12.2019

Schlafstörungen: Nächtliche Atemaussetzer belasten das Herz

Schlafapnoe bleibt häufig unentdeckt. Deutsche Herzstiftung rät dazu,
Schlafstörungen abklären zu lassen



Guter Schlaf ist wichtig für ein gesundes Herz. Umgekehrt können
Schlafprobleme das wichtige Organ stark belasten. Herz- und
Kreislauf-Erkrankungen wie Vorhofflimmern, Bluthochdruck oder Herzschwäche können
durch nächtliche Atemaussetzer, die sogenannte Schlafapnoe, ausgelöst oder
verstärkt werden. "Bei rund einem Drittel der Patienten, die unter der
Herzrhythmusstörung Vorhofflimmern leiden, besteht eine
behandlungsbedürftige Schlafapnoe", sagt der Herzstiftungs-Experte Prof.
Dr. med. Helgo Magnussen, Leiter der Sektion Pneumologie, Allergologie und
Schlafmedizin am Medizinicum Hamburg, in der aktuellen Ausgabe der
Herzstiftungs-Zeitschrift HERZ heute. Aktuellen Schätzungen zufolge leiden
bis zu 33 Prozent der Menschen in Deutschland an den nächtlichen
Atemaussetzern, das sind rund 14,4 Mio. Männer und Frauen (Benjafield AV
et al., Lancet Respir Med 2019); Männer sind etwa doppelt so häufig
betroffen wie Frauen. "Die Behandlungsbedürftigkeit hängt von der Schwere
der Schlafapnoe, weiteren vorliegenden Erkrankungen wie schwer
einstellbarer Bluthochdruck oder Vorhofflimmern und der Symptomatik der
Patienten ab", wie der Herzstiftungs-Experte und Schlafmediziner Prof. Dr.
med. Michael Arzt betont. Er ist Leiter des Universitären
Schlafmedizinischen Zentrums der Klinik für Innere Medizin am
Universitätsklinikum Regensburg. Ausführliche Informationen über Diagnose
und Behandlungsmöglichkeiten der Schlafapnoe und ihre Risikofaktoren
enthält der Expertenbeitrag von Prof. Arzt und Prof. Magnussen "Guter
Schlaf, gesundes Herz" in der aktuellen Ausgabe der HERZ heute, die
kostenfrei unter Tel. 069 955128400 oder bestellung@herzstiftung.de
angefordert werden kann.

Warnzeichen: Schnarchen und Abgeschlagenheit, aber auch Brustschmerzen
Schlafapnoe bleibt häufig lange unentdeckt. Die Patienten selbst merken
meist nur, dass sie schlecht schlafen oder sich morgens abgeschlagen und
müde fühlen. Deren Partner schildern gelegentlich, dass der Betroffene
schnarcht. Oder sie bemerken, dass der Atem kurz aussetzt. Der Atempause
folgt ein tiefer Atemzug mit einem heftigen Schnarchen - dabei wachen die
Betroffenen in der Regel kurz auf, ohne sich am nächsten Morgen daran zu
erinnern. "Bei schweren Formen der Schlafapnoe wachen die Betroffenen mehr
als 300-mal pro Nacht auf", betont Prof. Arzt. Neben Abgeschlagenheit am
nächsten Morgen können bei Herzpatienten nachts Symptome einer
Herzkrankheit wie Atemnot oder Brustschmerzen ausgelöst oder
verschlechtert werden. "Deshalb sollte bei Patienten mit Bluthochdruck,
Herzschwäche und Vorhofflimmern immer auch an das Vorliegen einer
schlafbezogenen Atemstörung gedacht werden. Menschen mit
Herz-Kreislauf-Erkrankungen sollten Schlafstörungen daher unbedingt abklären lassen", so
Prof. Arzt. So besteht etwa bei rund einem Drittel der Patienten mit
Vorhofflimmern eine behandlungsbedürftige Schlafapnoe. Risikofaktoren, die
zum Entstehen einer Schlafapnoe beitragen sind unter anderem Übergewicht,
Alkoholkonsum, Herzschwäche und Medikamente (z. B. Opiate,
Benzodiazepine).

Besteht der Verdacht auf Schlafapnoe, erhalten Patienten ein tragbares
Gerät, das während des Schlafes wichtige Körperfunktionen aufzeichnet.
Bestätigt die Untersuchung den Verdacht, erfolgt die Diagnosestellung in
einem Schlaflabor.


CPAP-Beatmung als wirksame Therapie

Die wichtigste und effektivste Therapie bei Schlafapnoe ist die sogenannte
CPAP-Beatmung (Continuous Positive Airway Pressure). Dabei trägt der
Patient eine Nasenmaske, die an ein Beatmungsgerät angeschlossen ist.
Dieses erzeugt einen dauerhaften Überdruck, der die Atemwege offen hält.
Zwar fällt das Tragen der Maske einigen Betroffenen zunächst schwer. Da
die Behandlung aber spürbar den Schlaf verbessert, akzeptieren die meisten
Patienten das Tragen der Maske. Neben der CPAP-Beatmung gibt es allgemeine
Maßnahmen, die atembedingte Schlafstörungen verbessern können. Dazu
zählen:

- Der Abbau von Übergewicht

- Verzicht auf Alkohol

- Optimieren der Herztherapie

- Maßnahmen, um die Rückenlage im Schlaf zu vermeiden

Eine konsequente Behandlung der Schlafapnoe verbessert das Befinden von
Herzpatienten und erleichtert die Behandlung von Vorhofflimmern,
Bluthochdruck und Herzschwäche.

HERZ heute: 

modernisiert und in neuer Gestalt - Probeexemplar anfordern!
Die Zeitschrift HERZ heute erscheint viermal im Jahr. Sie wendet sich an
Herz-Kreislauf-Patienten und deren Angehörige. Mitglieder der Deutschen
Herzstiftung erhalten die Zeitschrift der Deutschen Herzstiftung
regelmäßig und kostenfrei. Ein kostenfreies Probeexemplar der neuen
Ausgabe HERZ heute 4/2019 ist unter Tel. 069 955128400 oder per E-Mail
unter bestellung@herzstiftung.de erhältlich

Kostenfreie Experten-Ratgeber für Patienten zu Vorhofflimmern und
Herzschwäche können kostenfrei auf den folgenden Seiten angefordert werden

(Tel. 069 955128-400)

www.herzstiftung.de/vorhofflimmern-ratgeber.html

www.herzstiftung.de/Herzschwaeche-Therapie.html

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de/vorhofflimmern-ratgeber.html

http://www.herzstiftung.de/Herzschwaeche-Therapie.html

http://www.herzstiftung.de/Bluthochdruck-Sonderband.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment75811

PM_DHS_Schlafstörungen-schaedigen-herz_2019-12

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 04.12.2019
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HERZ/1214: Neues Modell, das cholesterinabhängiges Langzeitrisiko für Herzinfarkt berechnet (idw)


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 04.12.2019

UKE-Forscher entwickeln Modell, das cholesterinabhängiges Langzeitrisiko für Herzinfarkt berechnet



Ein erhöhter Cholesterinspiegel im Körper vergrößert insbesondere für
junge Menschen das Langzeitrisiko, einen Herzinfarkt zu erleiden, stärker
als bisher in der Medizin berücksichtigt. Dies ergab eine Studie von
Forschern der Klinik und Poliklinik für Kardiologie des
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE). Die Kardiologen um Prof. Dr.
Stefan Blankenberg, Ärztlicher Leiter des Universitären Herz- und
Gefäßzentrums des UKE, haben ein Modell entwickelt, mit dem sich das
cholesterinabhängige Risiko für einen Herzinfarkt bis zum Alter von 75
Jahren berechnen lässt. Ihre internationale Studie wurde heute in der
Fachzeitschrift The Lancet veröffentlicht.

Das für Herz-Kreislauf-Erkrankungen verantwortliche Cholesterin, das nicht
zum "guten" HDL-Cholesterin gehört - im Blut gemessen als non-HDL-Wert -,
ist nach Ergebnissen der Studie ein besonders guter Marker für
kardiovaskuläre Ereignisse wie Herzinfarkte oder Schlaganfälle, die unter
Umständen erst in mehreren Jahrzehnten eintreten werden.

Das neue Risikomodell der Mediziner zeigt im Langzeitverlauf, dass schon
ein leicht erhöhter non-HDL-Wert zwischen 3,7 und 4,8 Millimol pro Liter
(3,7-<4,8 mmol/L; das entspricht etwa 145 bis <185 Milligramm pro
Deziliter - 145-<185 mg/dL -, der in Deutschland geläufigen Messweise) bei
einer 40-jährigen Frau zu einem 1,8-fach erhöhten Infarktrisiko in ihrem
Leben führt. Bei einem Mann gleichen Alters erhöht sich das Risiko um das
Zweifache gegenüber Personen mit nicht erhöhten Cholesterinwerten. Kommen
weitere Faktoren wie Diabetes oder Rauchen hinzu, liegt die
Wahrscheinlichkeit bei demselben Cholesterinwert im Laufe des Lebens,
einen Herzinfarkt oder Schlaganfall zu erleiden, bei bis zu 29 Prozent.
"Der ungünstige Effekt der schädlichen Blutfette auf die Gefäße scheint
sich mit steigendem Lebensalter zu akkumulieren, sodass auch geringe
Grenzwertüberschreitungen, gerade bei jüngeren Menschen, über die Jahre
negative Auswirkungen haben können", erklärt Dr. Fabian Brunner, Klinik
und Poliklinik für Kardiologie und einer der Erstautoren der Studie.

Bisher wurde das Herzinfarktrisiko bei Personen mit erhöhten
Blutfettwerten nur für die nächsten zehn Jahre errechnet. Dabei ergab
sich, gerade bei jüngeren Menschen, häufig kein signifikant erhöhtes
Risiko. Basierend auf der durchgeführten Studie lässt sich nun nahezu das
Lebenszeitrisiko vorhersagen.

Mit dem neu entwickelten Risikomodell haben die Forscher auch das
hypothetische Risiko für dieselben Personen mit einem um 30
beziehungsweise um 50 Prozent gesenkten non-HDL-Wert errechnet - dies
verringert das Infarktrisiko erheblich. Im Fall eines 40-jährigen Mannes
ohne weitere Risikofaktoren von 19 auf nur noch gut 4 Prozent. Das Modell
kann künftig Patienten und Ärzten bei der Entscheidung unterstützen, ob
cholesterinsenkende Maßnahmen, wie beispielsweise die Einnahme eines
Cholesterinsenkers (Statin-Medikation), sinnvoll sind. "Die bisher
verwendeten Risikorechner können das relevante Lebenszeitrisiko junger
Patientinnen und Patienten unterschätzen. Behandlungsstudien zur
Cholesterinsenkung in der Primärprävention geben uns bisher lediglich
einen Anhalt über wenige Jahre, obwohl die Anwendung präventiver Maßnahmen
eine lebenslange Herausforderung darstellt. Unser Modell schließt hier
eine Wissenslücke und ermöglicht eine Veranschaulichung des individuellen
Langzeitrisikos sowie des potentiellen Langzeitnutzens einer
Cholesterinsenkung", sagt Dr. Christoph Waldeyer, Klinik und Poliklinik
für Kardiologie und ebenfalls Erstautor der Studie.

Grundlage der über drei Jahre andauernden Datenanalysen ist ein
harmonisiertes Modell, das neben weiteren europäischen Ländern auch Daten
aus den USA und Australien berücksichtigt. "Das Besondere an der zu diesem
Thema bisher größten populationsbasierten Studie ist, dass auf Rohdaten -
nicht auf bereits veröffentlichte Ergebnisse - von unterschiedlichen
Datenbasen weltweit zurückgegriffen wurde", betont Prof. Dr. Stefan
Blankenberg. Dabei ließen die Daten der rund 400.000 Teilnehmer aus 38
prospektiven populationsbasierten Studien aus 19 Ländern Rückschlüsse über
die Entwicklung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen in Bezug auf die gemessene
Cholesterinwerten bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Studien über
einen Verlauf von bis zu 43 Jahren zu. "Dies ermöglicht eine sehr gute
therapeutische Entscheidungshilfe in der Kommunikation mit Patientinnen
und Patienten über die Prävention von Herz-Kreislauf-Erkrankungen", betont
Blankenberg.

Originalpublikation:

Brunner, F. J., Waldeyer, C., Ojeda, F. et al. 

Application of non-HDL cholesterol for population-based cardiovascular risk stratification:
results from the Multinational Cardiovascular Risk Consortium. 

DOI: https://doi.org/10.1016/S0140-6736(19)32519-X

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution347
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INITIATIVE/121: Retter-App "Meine Stadt rettet" - schnelle Benachrichtigung von ehrenamtlichen Rettern (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 11/2019

Notfallrettung

Schneller als die Profis

von Dirk Schnack



Wenn der Herz-Kreislauf stillsteht, zählt jede Sekunde. Für rund
50.000 Menschen in Deutschland kommt die Hilfe zu spät, sie erleiden
den plötzlichen Herztod. Die meisten Deutschen kennen die Notrufnummer
112, um schnell professionelle Hilfe zu holen. In aller Regel treffen
die Rettungskräfte innerhalb von neun Minuten mit dem Rettungswagen
ein. Wenn sich aber ein Ersthelfer ohnehin in der Nähe des Patienten
befindet, könnte er schneller vor Ort sein - er muss nur helfen wollen
und er muss es wissen. Damit diese Ressource besser als bislang
genutzt wird, etablieren sich "Retter-Apps" wie zum Beispiel "Meine
Stadt rettet". Sie ermöglichen die schnelle Benachrichtigung von
ehrenamtlichen Rettern und erhöhen damit die Chance, dass ein Patient
nach einem Unglücksfall überlebt.

"Meine Stadt rettet" ist ein Projekt des Universitätsklinikums
Schleswig-Holstein (UKSH), des Herzzentrums Lübeck, des Instituts für
Rettungs- und Notfallmedizin (iRun), der Lübecker Uni, der AG
Rhythmologie der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie, der UKSH
Förderstiftung und der European Heart Rhythm Association. Als
Teilnehmer werden laut Website nur Ersthelfer zugelassen, die entweder
über die notwendige medizinische Grundqualifikation verfügen oder die
an einer "Unterweisung für App-Retter" teilgenommen haben bzw. eine
ähnliche Schulung nachweisen können. Die Qualifikationsanforderungen
orientieren sich an den aktuellen Empfehlungen der Fachgesellschaften
oder werden gesondert festgelegt. Das Dokument zum Nachweis der
Qualifikation muss während der Registrierung hochgeladen werden.

Angst, dass man als Ersthelfer ständig verfügbar sein müsste, ist
unbegründet. Die Ersthelfer entscheiden selbst, ob sie gerade
alarmiert werden können oder nicht. Sie müssen also nicht rund um die
Uhr verfügbar sein. Auch eine spezielle Ausrüstung ist nicht
erforderlich. Empfohlen wird allerdings ein Mindeststandard zum
Beispiel durch Einmalhandschuhe. Eine Verpflichtung zum Mitführen von
Hilfs- und Schutzmitteln besteht nicht. "Es wird aber ausdrücklich
empfohlen, medizinische Hilfe nur unter Beachtung eines ausreichenden
Eigenschutzes zu erbringen", heißt es auf der Website der Retter-App.

Einer der in Schleswig-Holstein registrierten Ersthelfer ist Dirk
Schünemann aus Pinneberg. Der ausgebildete Rettungssanitäter ist schon
sieben Mal alarmiert und zu einem Unglücksort gerufen worden, an dem
er schneller als die Rettungskräfte sein und vor Ort helfen konnte.

Schünemann ist so überzeugt von den Retter-Apps, dass er auch in Foren
immer wieder auf die Sinnhaftigkeit des unterstützenden Systems
aufmerksam macht und für eine Verbreitung wirbt. In seinem Forum
"Gemeinsam gegen den plötzlichen Herztod" thematisiert er die
Erstrettung auf Xing und sorgt damit dafür, dass sich andere Menschen
mit dem Thema beschäftigen - offenbar mit Erfolg. Mehr als 50.000 Mal
wurde seine Seite innerhalb der ersten fünf Monate aufgerufen.
Schünemann hat u. a. auch dafür gesorgt, dass sich die Busfahrer der
Verkehrsbetriebe Holstein/Hamburg mit dem Thema beschäftigen, er
verteilt u. a. in Arztpraxen Informationsmaterial zum Thema und er
engagiert sich dafür, dass Defibrillatoren an mehr Standorten
verfügbar sind. Sein Credo: "Man muss mit den Menschen darüber
sprechen, dann bewegt sich auch etwas."

Schünemann wird über "Meine Stadt rettet" alarmiert. Dass es
bundesweit verschiedene Apps gibt, die das gleiche Ziel verfolgen, ist
für ihn nachrangig. "Es geht nicht um eine spezielle App, sondern um
die Sache. Hauptsache, die Idee verbreitet sich und hilft dabei, dass
mehr Menschenleben gerettet werden", sagt Schünemann.


So funktioniert die Informationskette über die App "Meine
Stadt rettet": Ein Notruf eines Herz-Kreislauf-Stillstandes geht in
der Leitstelle über die Nummer 112 ein. Von dort werden die
hauptberuflich tätigen professionellen Helfer unverzüglich
losgeschickt. Zugleich wird geprüft, welcher registrierte Ersthelfer
sich in der Nähe des Unglücksortes aufhält. Über die App wird er
zeitgleich benachrichtigt und hat damit die Chance, eventuell noch vor
Eintreffen der Rettungskräfte zu helfen. Damit wird die Chance auf ein
Überleben des Patienten erhöht. Die App soll das Netz an
Notarzteinsatzwagen und den 112-Ruf nicht ersetzen, sondern dieses als
paralleles Glied in der Kette verstärken.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Dirk Schünemann ist einer der registrierten Ersthelfer in
Schleswig-Holstein. Der in Pinneberg lebende ausgebildete
Rettungssanitäter ist als ehrenamtlicher Ersthelfer in seiner Freizeit
schon sieben Mal zu einem Notfall gerufen worden. Er engagiert sich
außerdem dafür, dass die Retter-Apps Verbreitung finden.



Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts
11/2019 im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201911/h19114a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

72. Jahrgang, November 2019, Seite 28
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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MEDIEN/1037: "Informationskarte Verfügungen" - Neues Angebot von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (idw)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 04.12.2019

"Informationskarte Verfügungen" - Neues Angebot von BZgA und Deutschem Hausärzteverband zur Patientenverfügung



Zum zweiten Mal erscheint das Patientenmagazin "entscheiden. DAS MAGAZIN
ZUR ORGAN- UND GEWEBESPENDE", das die Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung (BZgA) und der Deutsche Hausärzteverband e.V. gemeinsam
herausgeben. Einen Schwerpunkt der neuen Ausgabe, die ab Ende Dezember in
vielen Wartezimmern von Hausarztpraxen bereit liegt, stellt das Thema
"Organspende und Patientenverfügung" dar.

Beim Thema Organspende und Patientenverfügung herrscht häufig
Unsicherheit. Wer seine Vorstellungen in einer Patientenverfügung
dokumentiert, sichert die Umsetzung des eigenen Willens nach dem Tod,
entlastet seine Nächsten und gibt dem Klinikpersonal deutliche
Orientierung. Oft sind Patientenverfügungen aber unkonkret formuliert. Wer
eine Patientenverfügung erstellen möchte, sollte zum Beispiel über seine
Organspendebereitschaft nachdenken und seine Entscheidung auch darin
dokumentieren.

Die Entscheidung für oder gegen eine Organspende kann in einer
Patientenverfügung bekundet werden. Das neue Patientenmagazin
"entscheiden. DAS MAGAZIN ZUR ORGAN- UND GEWEBESPENDE" gibt Anregungen für
die Verfügung und Tipps für Formulierungen - denn, je klarer eine
Patientenverfügung formuliert ist, desto einfacher wird deren Umsetzung im
Falle des Falles.

Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA, betont: "Laut unseren
aktuellen Studiendaten geben 25 Prozent der Befragten an, eine
Patientenverfügung zu besitzen. Leider äußert sich etwa die Hälfte davon
nicht zur Organ- und Gewebespende. In diesem Fall muss der Patientenwille
dann gemeinsam von Angehörigen und Ärzteschaft im Krankenhaus ermittelt
werden. Das ist eine für alle Beteiligten große Belastung. Mit der zweiten
Ausgabe des Wartezimmermagazins wollen wir deshalb die Menschen bei ihrer
Entscheidungsfindung zur Organspende unterstützen. Das neue Angebot der
'Informationskarte Verfügungen' unterstützt dabei, dass im Ernstfall
Patientenverfügung und Organspendeausweis schnell gefunden werden können.
Dadurch wird der Patientenwunsch für alle Beteiligten transparent und kann
zweifelsfrei umgesetzt werden."

Die "Informationskarte Verfügungen" ist ein neues Angebot von BZgA und
Deutschem Hausärzteverband. Auf der handlichen, in der Geldbörse
aufzubewahrenden Informationskarte können Bürgerinnen und Bürger
ankreuzen, ob sie eine Vorsorgevollmacht, eine Patientenverfügung oder
auch einen Organspendeausweis besitzen, damit es nicht zu Unklarheiten
oder Widersprüchen bezüglich des Patientenwillens kommt. Außerdem kann
neben den Kontaktdaten der Hausarztpraxis auch Name und Anschrift der
Person festgehalten werden, die Zugriff auf diese Dokumente hat. Somit ist
im Notfall gesichert, dass alle Dokumente gefunden und der entsprechende
Wille auch umgesetzt werden kann. Ein kurzer Spot erklärt, wie die
Informationskarte Verfügungen ausgefüllt wird und wo sie kostenfrei
bestellt werden kann 

(www.organspende-info.de/hausarzt/infokarte-verfuegungen.html).

Hausärztinnen und Hausärzte genießen bei ihren Patientinnen und Patienten
ein hohes Vertrauen und sind rund um das Thema Organ- und Gewebespende
wichtige Ansprechpersonen für fachliche Informationen. Mit persönlichen
Gesprächen und Informationen wie dem Wartezimmermagazin sowie der
Herausgabe der "Informationskarte Verfügungen" leisten sie einen wichtigen
Beitrag zur Entscheidungsfindung und zur Sicherung des Patientenwillens.

Ulrich Weigeldt, Bundesvorsitzender des Deutschen Hausärzteverbandes e.V.,
sagt: "Hausärztinnen und Hausärzte haben in der täglichen Praxis mit sehr
vielen verschiedenen Themen zu tun. Zu allererst mit medizinischen
Fragestellungen rund um die Versorgung ihrer Patientinnen und Patienten,
darüber hinaus aber auch mit deren Lebensgeschichten oder ihrem familiären
und sozialen Umfeld. Deswegen sind sie bei einem so wichtigen Thema wie
der Organspende wichtige Ansprechpartner. Das enge Vertrauensverhältnis
zwischen Ärzten und Patienten kann dabei helfen, Ängste und Sorgen
sensibel zu besprechen und persönliche Vorstellungen umzusetzen."

Hausärztinnen und Hausärzte finden unter www.organspende-info.de/hausarzt
umfassende Informationen zur Organ- und Gewebespende. Hier können
Materialien für Hausarztpraxen kostenfrei bestellt werden. Ein Kurzfilm
informiert, welche Materialien erhältlich sind und wie diese bestellt
werden können (www.organspende-info.de/hausarzt/so-funktionierts.html).
Interessierte Bürgerinnen und Bürger können die kostenfreien Materialien
ab sofort bestellen unter:
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, 50819 Köln
Online: www.bzga.de/infomaterialien
Fax: 0221/8992257
E-Mail: order@bzga.de

Weitere Informationen zur Organ- und Gewebespende erhalten Sie unter:

www.organspende-info.de

Kostenfreies Infotelefon Organspende unter

Rufnummer 0800/90 40 400 - Montag bis Freitag von 9 bis 18 Uhr

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 04.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2807: Berlin - Chorklänge im Advent, 17.12.2019


Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin - 06.12.2019

Chorklänge im Advent



Mit besinnlichen und beschwingten Weihnachtsliedern aus aller Welt lässt
der Chor der HWR Berlin sein musikalisches Jahr am Dienstag, 17. Dezember
2019, am Campus Schöneberg ausklingen.

Das öffentliche Weihnachtskonzert an der Hochschule für Wirtschaft und
Recht (HWR) Berlin beginnt um 19 Uhr und findet statt in der Badenschen
Str. 50-51, 10825 Berlin.

Spirituals wie "Let My Light Shine Bright", traditionelle deutsche
Adventslieder, darunter "Tochter Zion", und internationale Musikstücke wie
die russische Volksweise "Bajuschki Baju" gehören zum stimmungsvollen
Programm, das die Sängerinnen und Sänger der Hochschule darbieten.

Geleitet wird der Chor der HWR Berlin von Fanny Rennert und Lisa
Wackermann.

Der Eintritt ist frei.


Konzert

Öffentliches Weihnachtskonzert des Hochschulchors

Ort

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Badensche Str. 50-51, 10825 Berlin

Campus Schöneberg, Haus B, Raum 4.01 (4. Etage)

Termin

17. Dezember 2019; 19.00 Uhr


Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Die Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin ist mit über 11 500
Studierenden eine der großen Hochschulen für angewandte Wissenschaften -
mit ausgeprägtem Praxisbezug, intensiver und vielfältiger Forschung, hohen
Qualitätsstandards sowie einer starken internationalen Ausrichtung. Das
Studiengangsportfolio umfasst Wirtschafts-, Verwaltungs-, Rechts- und
Sicherheitsmanagement sowie Ingenieurwissenschaften in 60 Studiengängen
auf Bachelor-, Master- und MBA-Ebene. Die HWR Berlin unterhält aktuell 176
aktive Partnerschaften mit Universitäten auf allen Kontinenten und ist
Mitglied im Hochschulverbund "UAS7 - Alliance for Excellence". Als eine
von Deutschlands führenden Hochschulen bezüglich der internationalen
Ausrichtung von BWL-Bachelorstudiengängen und bei dualen Studienangeboten
belegt die HWR Berlin Spitzenplätze im deutschlandweiten Ranking des CHE
Centrum für Hochschulentwicklung und nimmt auch im Masterbereich vordere
Plätze ein. Aus einer bundesweiten Umfrage von DEUTSCHLAND TEST ist die
Hochschule wiederholt als "TOP Business School" im Weiterbildungsbereich
und auf dem Gründungsradar 2018 des Stifterverbandes für die Deutsche
Wissenschaft als eine der besten Fachhochschulen Deutschlands
hervorgegangen. Die HWR Berlin unterstützt die Initiative der
Hochschulrektorenkonferenz "Weltoffene Hochschulen - Gegen
Fremdenfeindlichkeit".

www.hwr-berlin.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, 06.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9248: Aus aller Welt - 09.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sunnitenführer fordern Hariris Rückkehr

Libanons zurückgetretener Ministerpräsident Saad Hariri soll erneut
Regierungschef werden. Führende Vertreter des sunnitischen Islam
hätten sich für Hariris Rückkehr auf die politische Bühne
ausgesprochen, erklärte Samir Chatib, einer der Favoriten für Hariris
Nachfolge, nach einem Gespräch mit Großmufti Scheich Abdellatif
Derian. Laut Angaben der Deutschen Presse-Agentur verschob Präsident
Michel Aoun die Gespräche zur Regierungsbildung um eine Woche auf den
16. Dezember. Hariri hatte Ende Oktober im Zuge von Massenprotesten
gegen das politische System sowie gegen Korruption, soziale und
wirtschaftliche Probleme sein Amt niedergelegt.

9. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9248: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Festnahme nach Messerangriff auf Polizeibeamten

Am Münchner Hauptbahnhof ist am Montagmorgen ein Polizist während
einer Personenkontrolle unerwartet von hinten mit einem Messer
angegriffen und schwer verletzt. worden. Die Klinge sei zwischen
Nacken und Schulter eingedrungen und durch die Wucht des Einstichs im
Körper des 30jährigen Beamten abgebrochen, teilte ein Pressesprecher
der Münchner Polizei mit. Ein 23jähriger Tatverdächtiger, der von
mehreren Passanten überwältigt worden war, wurde festgenommen. Der
Anlaß für den Messerangriff ist bislang nicht bekannt. Eine
Mordkommission übernahm die Ermittlungen.

9. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9245: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Achttägige Militärübung in Tokio

Wie aus einem Bericht der japanischen Nachrichtenagentur Kyodo
hervorgeht, begann heute auf dem Armeestützpunkt Asaka in Tokio eine
achttägige Stabsübung, an der Personal der japanischen Militärbasis
Kengun und des US-Marinestützpunkts Camp Courtney teilnimmt. Alle
operativen Handlungen werden demnach von Computern imitiert.
Simuliert werden unter anderem Maßnahmen zur Abwehr von fiktiven
feindlichen Angriffen und Cyberattacken. Die Militärstabsübung "Yama
Sakura" findet ab 1982 jährlich statt.

9. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9247: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Beschlüsse sind ein rotes Tuch für die Union

CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt hat Forderungen der neuen
SPD-Spitze nach Nachverhandlungen des Koalitionsvertrags
zurückgewiesen. Die vom SPD-Parteitag beschlossene Abschaffung der
Schuldenbremse bezeichnete er im Bericht aus Berlin als
Linksträumereien. Die neuen Parteivorsitzenden Saskia Esken und
Norbert Walter-Borjans bauen offenbar bewußt inhaltliche Hürden auf,
um später einen Bruch der großen Koalition zu begründen, argwöhnte
Dobrindt. Auch CDU-Generalsekretär Paul Ziemiak schloß
Nachverhandlungen aus. Ein Abrücken von der schwarzen Null oder der
Schuldenbremse im Grundgesetz werde es mit der Union nicht geben,
betonte Ziemiak am Montag nach Sitzungen der Spitzengremien seiner
Partei in Berlin.

9. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9245: Tragisches und Kurioses - 09.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote nach Vulkanausbruch in Neuseeland befürchtet

Auf der neuseeländischen Insel White Island sind am Montag mindestens
fünf Menschen bei einem Vulkanausbruch ums Leben gekommen und 18
weitere verletzt worden. 20 Personen werden noch vermißt. Obwohl die
Rettungskräfte keine Hoffnung mehr haben, sie noch lebend zu finden,
will das Militär eine neue Suchaktion starten, berichtete die
Deutsche Presse-Agentur. Zum Zeitpunkt der Eruption hielten sich etwa
50 Menschen in der Nähe des Vulkans auf. White Island befindet sich
rund 48 km Kilometer nördlich von der Küstenstadt Whakatane in der
Region Bay of Plenty.

9. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8330: Aus Forschung und Technik - 09.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Versorgungsfrachter Dragon erreicht die Raumstation

Drei Tage nach dem Start vom Weltraumbahnhof Cape Canaveral in
Florida erreichte der kommerzielle US-Frachter Dragon die
Internationale Raumstation ISS. Das Frachtraumschiff wurde vom
italienischen ESA-Astronauten Luca Parmitano mit Hilfe des
Roboterarms Canadarm2 eingefangen und an das US-Modul Harmony
angedockt. Die 19. Versorgungsmission des privaten
US-Raumfahrtkonzerns SpaceX bringt rund 2,5 Tonnen Lebensmittel und
neue wissenschaftliche Experimente zur Orbitalstation. Nach
Informationen der NASA wird Dragon in etwa einem Monat mit
Stationsmüll und wissenschaftlichen Proben von Experimenten zur Erde
zurückkehren.

9. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8344: Aus aller Welt - 09.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Massenstreik lähmt Verkehr im Großraum Paris

Am fünften Tag der Streikwelle in Frankreich erreichten die
Verkehrsstaus im Großraum von Paris eine Länge von 600 Kilometern und
damit das Doppelte des Üblichen, wie der Verkehrsdienst Sytadin
meldete. U-Bahnen, Busse, Regional- und Fernzüge waren wegen der
Arbeitsniederlegungen kaum zu benutzen. Die Streikenden wollen Druck
auf die Regierung ausüben, damit diese die Pläne von Präsident Macron
für eine Rentenreform zurücknimmt. Am Mittwoch will Premier Philippe
Einzelheiten des Vorhabens vorstellen. Wenige Stunden zuvor soll noch
einmal eine Großkundgebung stattfinden. Gewerkschaften haben für
Dienstag zum landesweiten Massenstreik aufgerufen.

9. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8299: Medizin und Gesundheitswesen - 09.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Jameda darf weiter Ärzte bewerten

Es liegt auf der Hand, daß nicht jeder mit seiner Bewertung in
entsprechenden Online-Portalen zufrieden ist. So auch drei Mediziner,
die laut Deutschem Ärzteblatt vor dem Landgericht München I geklagt
und verlangt hatten, daß die Profile, die ohne ihr Einverständnis 
angelegt worden waren, gelöscht werden. Dem gaben die Richter jetzt 
zum Teil recht. Dabei hielten diese es allerdings nicht für 
problematisch, daß Bewertungsprofile ohne die Zustimmung der 
Bewerteten angelegt wurden. Dies sei eine von der Rechtsordnung 
grundsätzlich gebilligte und gesellschaftlich erwünschte Funktion. 
Allerdings beanstandeten die Richter, daß Jameda auf den Profilen von 
Basiskunden (wie die drei Ärzte, die geklagt hatten), die nichts 
zahlen, sogenannte Expertenratgeber-Artikel zahlender Konkurrenten 
veröffentlichten und zu den Profilen dieser sogenannten Platin-Kunden 
verlinkten. Damit sei die Online-Plattform kein neutraler 
Informationsvermittler mehr. Denn Jameda verschaffe so seinen 
zahlenden Kunden Vorteile gegenüber den nicht zahlenden Basiskunden. 
Es dürfe nicht sein, daß die ohne ihre Einwilligung aufgenommenen 
Basiskunden als Werbeplattform für Premiumkunden benutzt werden. 
Jameda kommentierte das Urteil, daß dieses sich auf eine veraltete 
Version des Bewertungsportals beziehe. Im Zuge regelmäßiger 
Layout-Überarbeitungen sei die Gestaltung der Profile schon vor 
einiger Zeit verändert worden.

9. Dezember 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8332: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Linker Oppositionspolitiker Mélenchon in Frankreich verurteilt

In Frankreich ist Jean-Luc Mélenchon von der linken Partei La France
Insoumise (Unbeugsames Frankreich) zu einer Haftstrafe von drei
Monaten auf Bewährung sowie einer Geldstrafe über 8000 Euro
verurteilt worden. Dem 68jährigen Politiker und fünf weiteren
Parteimitgliedern wurde zur Last gelegt, sich im Oktober 2018 bei der
Durchsuchung der Wohnung Mélenchons sowie eines LFI-Parteibüros
widerständig gegen die Staatsgewalt gezeigt und auch Amtsträger
beleidigt zu haben. Der Oppositionspolitiker bezeichnete das
Verfahren gegen ihn als politisch motiviert. Er hatte mit einer
öffentlichkeitswirksamen Verurteilung gerechnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8254: Sprache, Kunst und Medium - 09.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Nichts liegenlassen - Beethovens 10. Sinfonie wird vollendet

Im kommenden Jahr wird der 250. Geburtstag des Komponisten Ludwig van
Beethoven groß gefeiert. In diesem Rahmen soll auch die zehnte
Sinfonie, die der Meister, der im Alter unter einer fortschreitenden
Gehörlosigkeit litt, nicht mehr fertigstellen konnte oder wollte,
vollendet und am 28. April in Bonn uraufgeführt werden.

Nach einem Bericht der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung (FAS)
arbeitet ein internationales Team von Musikwissenschaftlern,
Komponisten und Informatikern seit vergangenem Sommer daran, die nur
in Bruchstücken vorhandene 10. Sinfonie im Sinne des berühmten
Komponisten fertigzustellen.

Unter Verwendung von möglicherweise fertigen Teilen des im Entstehen
begriffenen Werks soll ein Computerprogramm mit Hilfe künstlicher
Intelligenz die Lücken nachkomponieren. Die Wissenschaftler arbeiten
daran, den Algorithmus so zu trainieren, daß er die fehlenden Passagen
im Geist Beethovens einfügt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8321: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.12.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Konzerne beim Verkauf von Kriegsgerät mit Abstand führend

Im vergangenen Jahr haben die 100 größten Rüstungskonzerne
Kriegsgerät und militärische Dienstleistungen in einem Gegenwert von
420 Milliarden US-Dollar auf den Markt gebracht. Das war gegenüber
dem Vorjahr eine Steigerung um 4,6 Prozent, wie das Stockholmer
Friedensforschungsinstitut Sipri aktuell meldet. Da Zahlen zur
Volksrepublik China nicht vorlagen, konnten deren Umsätze mit
Militärtechnik nicht eingerechnet werden. Lockheed Martin, Boeing,
Northrop Grumman, Raytheon und General Dynamics waren mit einem
Umsatz von zusammen 148 Milliarden US-Dollar die Branchenführer. Die
fünf US-Konzerne repräsentierten mit einem Umsatz von 148 Milliarden
US-Dollar 35 Prozent des gesamten Weltumsatzes. Alle
Rüstungsunternehmen der USA kamen auf 246 Milliarden US-Dollar
entsprechend 59 Prozent des Branchenumsatzes. Die zehn größten
Militärunternehmen Rußlands verkauften Waffen und Dienstleistungen
für 36,2 Milliarden Dollar. 27 europäische Unternehmen brachten es
auf 24 Prozent der weltweiten Waffenverkäufe. Deutschland hatte einen
Anteil von zwei Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8335: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.12.2019 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission billigt staatliche Subvention von Batteriefertigung

Die EU-Kommission hat die von sieben EU-Mitgliedern gewünschten
staatliche Subventionen für eine Batteriezellen-Fertigung in Europa
in einem Umfang von 3,2 Milliarden Euro bis zum Jahr 2031 gebilligt.
An dem Vorhaben sind Deutschland, Frankreich, Belgien, Finnland,
Italien, Polen und Schweden beteiligt. Wettbewerbskommissarin
Vestager sprach von einem wichtigen Vorhaben strategischen
europäischen Interesses. Eine übermäßige Wettbewerbsverzerrung sollte
es nicht geben. Die staatliche Förderung der Batteriefertigung wird
möglicherweise Privatinvestitionen im Umfang von fünf Milliarden Euro
nach sich ziehen. Bundeswirtschaftsminister Altmaier nannte den
Kommissionsbeschluß einen großen Erfolg für den Automobilstandort
Deutschland. Der Minister will die Förderung von BASF, BMW, Opel,
Umicore und Varta sehr rasch bewilligen, damit spätestens Mitte der
20er Jahre in Deutschland Batteriezellen im industriellen Maßstab
hergestellt werden. Notfalls können Planungs- und
Genehmigungsverfahren verkürzt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8304: Tragisches und Kurioses - 09.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Wedel führt zusätzliche Straßenschilder für Sehbehinderte ein

Die vor den Toren Hamburgs gelegene Stadt Wedel will als erste Stadt
Deutschlands flächendeckend zusätzliche Straßenschilder für
Sehbehinderte montieren.

Die ertastbaren Schilder in Ziegelsteingröße werden an bereits
vorhandenen Straßenschild-Masten befestigt. Einem Stadtsprecher
zufolge wurden 116 dieser Schilder bereits montiert.

Laut NDR 90,3 sollen in der 33.000-Einwohnerstadt im Kreis Pinneberg
bis Januar 2020 mehr als 370 blaue Schilder mit weißer Schrift in
einer Höhe von etwa 1,40 Meter angebracht sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8333: Arbeit, Soziales und Familie - 09.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Subsahara-Staaten werden beim Lebensstandard weiter abgehängt

Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) erwartet laut
aktuellem Bericht, daß 2030 90 Prozent der extrem verarmten
Weltbevölkerung in den Subsahara-Staaten Afrikas leben werden. Im
Ranking der lebenswertesten Länder belegten bereits 2018 Burundi,
Südsudan, Tschad, Zentralafrikanische Republik und Niger die fünf
letzten Plätze. Demgegenüber lebt es sich am besten in Norwegen, der
Schweiz, Irland und Deutschland bzw. Hongkong.

Die Lebenserwartung im gesamten Afrika ist laut dem in New York
vorgestellten Bericht seit 1990 um über elf Jahre gestiegen. Von der
vom UNDP konstatierten Entwicklung des Lebensstandards sind die am
wenigsten entwickelten Länder abgekoppelt. Die Unterschiede zu den
afrikanischen Ländern, wo Erfolge vor allem bei der Entwicklung des
Bildungs- und Gesundheitssystems zu verzeichnen sind, werden
zunehmend größer. Deutlich wird dies auch an der Nutzung von
Technologien wie dem Internet und der Bewältigung von Klimafolgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8310: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Kein Chlorpyrifos mehr in der EU

Das Pflanzenschutzmittel Chlorpyrifos steht schon seit Jahren in dem
Verdacht, Erbgut und Nerven bei Kindern zu verbieten. In Deutschland
sind seit 2013 keine Produkte mit dem Wirkstoff mehr zugelassen.
Allerdings wurde der Insektenkiller immer wieder auf importierten
Orangen, Mandarinen oder Grapefruits nachgewiesen. Laut Deutschem
Ärzteblatt haben jetzt aber die EU-Staaten mehrheitlich beschlossen,
das Mittel nicht mehr zuzulassen. Unter das Verbot fällt auch die
Variante Chlorpyrifos-Methyl. Zuvor hatte die europäische
Lebensmittelbehörde Efsa mögliche Risiken für die menschliche
Gesundheit bestätigt. Die EU-Kommission hatte sodann vorgeschlagen,
die Ende Januar auslaufende Zulassung nicht zu erneuern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8321: Märkte und Finanzen - 09.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Bau- und Wohnungswirtschaft protestiert gegen Berliner Mietendeckel

Unternehmer der Bau- und Wohnungswirtschaft sowie ihre Verbände haben
am Montag vor dem Brandenburger Tor in Berlin eine Protestkundgebung
gegen den vom Senat geplanten Mietendeckel veranstaltet. Zuvor hatten
sie rund 300 schwere Fahrzeuge wie Lastwagen und Tieflader auf die
Straße gebracht, die in einer Sternfahrt zum Kundgebungsplatz
rollten. Zusammen mit den von den Arbeitgebern mobilisierten
Mitarbeitern kamen dem Bündnis "Neue Wege für Berlin" zufolge 2000
Demonstranten und Demonstrantinnen zusammen. In der Branche
befürchtet man Auftrags- und Einnahmeverluste, auch wenn Neubauten
vom Mietendeckel nicht betroffen sind. Die rot-rot-grüne
Landesregierung will die Mieten von rund 1,5 Millionen Wohnungen, die
vor 2014 gebaut wurden, für fünf Jahre auf dem Stand von Mitte 2019
einfrieren, damit die Wohnkosten in der Hauptstadt nicht weiter in
die Höhe schießen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8333: Aus Forschung und Technik - 09.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Aufgeblähte Akkus bei Notebooks von Microsoft

Viele werden sich sicherlich an das Akku-Desaster von Samsung
erinnern, als brennende Akkus beim Galaxy Note 7 für erheblichen
Verdruß sorgten. Diese hatten sich erst aufgebläht und dann stark
erhitzt. Wenig später hatte Apple mit seinem iPhone 8 Plus ähnliche
Probleme. Cupertino hatte sich seinerzeit von dem Akku-Hersteller
beliefern lassen, der zuvor Samsung mit jenen ultradünnen, aber eben
leicht entzündbaren Akkus versorgt hatte. Zur Zeit schlägt sich
Microsoft beim Surface Book mit aufblähenden Akkus herum. Wie aus
einer Meldung von golem.de hervorgeht, berichten immer mehr Nutzer
dieses Notebooks von verbogenen Displays, weil der dahinter sitzende
Akku anschwoll. Geschieht das während der Garantiezeit (in den USA
liegt die bei drei Jahren), dann werden die defekten Geräte von
Microsoft anstandslos ersetzt. Anders sieht das aus bei Geräten, bei
denen erst nach Ablaufen der Garantiezeit das Problem auftrat. Zur
Zeit prüfen Betroffene in den USA, ob sie gegen Microsoft klagen
können. Schließlich handelt es sich bei den Schäden um einen
grundsätzlichen Konstruktionsfehler und nicht um irgendwelche
Abnutzungserscheinungen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/608: Das 136 Millionen Atom-Modell - Wissenschaftler simulieren Photosynthese (idw)


Jacobs University Bremen gGmbH - 06.12.2019

Das 136 Millionen Atom-Modell: Wissenschaftler simulieren
Photosynthese



Die Umwandlung von Sonnenlicht in chemische Energie ist für das Leben
unerlässlich. In einer der größten Simulationen eines Biosystems weltweit
haben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler diesen komplexen Prozess an
einem Bestandteil eines Bakteriums nachgeahmt - am Computer, Atom um Atom.
Die Arbeit, die jetzt in der renommierten Fachzeitschrift "Cell"
veröffentlicht wurde, ist ein wichtiger Schritt zum besseren Verständnis
der Photosynthese in einigen biologischen Strukturen. An der
internationalen Forschungskooperation unter Leitung der University of
Illinois war auch ein Team der Jacobs University Bremen beteiligt.

Das Projekt geht zurück auf eine Initiative des inzwischen verstorbenen,
deutsch-US-amerikanischen Physikprofessors Klaus Schulten von der
University of Illinois, der daran forschte, atomare Wechselwirkungen
lebender Systeme zu verstehen und darzustellen. Seine Arbeitsgruppe
modellierte das Chromatophor, so heißt ein Licht absorbierender Teil einer
Zelle, das chemische Energie in Form eines Moleküls namens ATP
ausschüttet. Diese Chromatophoren findet sich in pflanzlichen Zellen aber
auch in manchen Bakterien.

"Sie wirken wie eine Solarzelle der Zelle. Mit ihren Antennenkomplexen
nehmen sie das Licht auf und schütten Energie in Form von ATP für alle
anderen Aktivitäten der Zelle wieder aus", sagt Ulrich Kleinekathöfer. Der
Professor für theoretische Physik an der Jacobs University hat gemeinsam
mit seiner Doktorandin Ilaria Mallus an dem Projekt mitgewirkt. Auf Basis
der Daten der amerikanischen Kollegen führten sie quantenmechanische
Berechnungen für das Modell durch.

Um herauszufinden, wie dieses System funktioniert, sezierte die
internationale Forschergruppe das Chromatophor mit jedem der Wissenschaft
zur Verfügung stehenden Werkzeug, von Laborexperimenten über
Rasterkraftmikroskopie bis hin zu Softwareinnovationen. Alle Teile wurden
in dem 136 Millionen Atome umfassenden Modell, das sich wie sein
Gegenstück in der Natur verhält, wieder zusammengesetzt. Möglich war das
nur mithilfe von enorm leistungsfähigen Supercomputern.
"Standardsimulationen arbeiten mit etwa 100.000 Atomen, dieses Modell ist
um einen Faktor 1.000 größer, es ist ein Vorstoß in neue Dimensionen" sagt
Kleinekathöfer.

Bislang konnten Forscher normalerweise nur einzelne Proteine simulieren.
Das Modell zeigt das Wechselspiel sehr vieler Proteine über die gesamte
Prozesskette, von der Lichtabsorption bis zur Herstellung von ATP.
"Irgendwann werden wir es schaffen ein ganzes Bakterium oder eine ganze
Zelle zu simulieren", glaubt Kleinekathöfer. "Dies ist ein wichtiger
Schritt in Richtung auf dieses Ziel."


Über die Jacobs University Bremen:

In einer internationalen Gemeinschaft studieren. Sich für
verantwortungsvolle Aufgaben in einer digitalisierten und globalisierten
Gesellschaft qualifizieren. Über Fächer- und Ländergrenzen hinweg lernen,
forschen und lehren. Mit innovativen Lösungen und Weiterbildungsprogrammen
Menschen und Märkte stärken. Für all das steht die Jacobs University
Bremen. 2001 als private, englischsprachige Campus-Universität gegründet,
erzielt sie immer wieder Spitzenergebnisse in nationalen und
internationalen Hochschulrankings. Ihre mehr als 1.500 Studierenden
stammen aus mehr als 120 Ländern, rund 80 Prozent sind für ihr Studium
nach Deutschland gezogen. Forschungsprojekte der Jacobs University werden
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft oder aus dem Rahmenprogramm für
Forschung und Innovation der Europäischen Union ebenso gefördert wie von
global führenden Unternehmen.

www.jacobs-university.de


Weitere Informationen unter:

Cell, Volume 179, P1098-1111, 2019

Atoms to Phenotypes: Molecular Design Principles of Cellular Energy
Metabolism

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution698

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Jacobs University Bremen gGmbH, 06.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1678: Der Stammbaum der Käfer steht (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 06.12.2019

Der Stammbaum der Käfer steht



Die Käfer haben auf der Erde eine beispiellose Erfolgsgeschichte
geschrieben. Mit gut 400.000 Arten ist Coleoptera die artenreichste Gruppe
im Tierreich. Ein internationales Forscherteam um den US-Amerikaner Duane
McKenna von der University of Memphis hat jetzt eine Studie zur Evolution
und genomischen Grundlage der Diversität von Käfern veröffentlicht.
Erschienen ist die Studie im Wissenschaftsmagazin PNAS - "Proceedings of
the National Academy of Sciences of the United States of America". Zwei
Wissenschaftler der Universität Jena waren daran beteiligt.

"Die Phylogenese der Käfer ist nun weitgehend bekannt, jetzt wird
geforscht, was sich im Laufe der Evolution ereignet hat", sagt Prof. Dr.
Rolf Beutel von der Universität Jena. Der Insektenforscher gehört als
"Senior Author" zu den Autoren der Studie, gemeinsam mit PD Dr. Hans Pohl
aus Jena und Fachkollegen aus den USA, Deutschland, China, Russland,
Australien und Österreich. Die kühn formulierte Behauptung Rolf Beutels
steht auf solider wissenschaftlicher Grundlage: Für ihre Studie
analysierten die Forscher 4.818 Gene von Käfern. Die Auswertung des
Datensatzes belege den Ursprung der Gruppe im Karbon - also vor etwa 380
Millionen Jahren - und eine große Bedeutung der Interaktion von Käfern mit
angiospermen (bedecktsamigen) Pflanzen, sagt Prof. Beutel.

Pflanzenzellwände verdauen macht durchsetzungsfähig

Im Erdmittelalter, dem Mesozoikum, begann der Aufstieg der
pflanzenfressenden Käfer, die heute über 100.000 Arten umfassen. Ein
Schlüssel zum Erfolg dieser Käfer liegt in ihrer Fähigkeit,
Pflanzenzellwände verdauen zu können. "Diese Fähigkeit erwarben die Käfer
durch horizontalen Gentransfer von Pilzen und Bakterien", erläutert Rolf
Beutel. Vorher hatten sich die Käfer von Pilzen und sich zersetzenden
Substanzen ernährt. Der Siegeszug der Blattkäfer, Bockkäfer und
Rüsselkäfer geschah in Interaktion mit den bedecktsamigen Pflanzen - eine
enge Beziehung, die bis heute andauert.

Die vorliegende Studie ist ein Ergebnis des 2011 gestarteten
internationalen 1KITE-Projekts (1K Insect Transcriptome Evolution), das
die Evolutionsgeschichte der Insekten nachzuzeichnen versucht. Weltweit
sind an 1KITE rund 50 Experten aus den Bereichen molekulare Biologie,
Morphologie, Paläontologie, Taxonomie, Embryologie und Bioinformatik
beteiligt.


Originalpublikation:

McKenna K. Duane et al.

"The evolution and genomic basis of beetle diversity".

Proceedings of the National Academy of Science of the United States of
America (2019),

DOI: 10.1073/pnas.1909655116,

www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1909655116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 06.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





MELDUNG/258: Gene gegen die Trockenheit (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 06.12.2019

Gene gegen die Trockenheit



Der Klimawandel führt zu immer intensiveren Dürreperioden in Europa. Die
Trockenheit setzt auch den Wäldern stark zu. Schon seit längerem überlegen
sich Waldschützer ganz genau, welche Bäume sie für die Aufforstung
pflanzen sollen. Forscher vom Institut für Ökologie, Evolution und
Diversität der Goethe-Universität haben nun Gene in Eichen identifiziert,
die die Bäume resistenter gegen die Dürre machen könnten. Die Ergebnisse
veröffentlichten sie im Fachmagazin "Plant Gene".

Der Klimawandel führt zu immer intensiveren Dürreperioden in Europa. Die
Trockenheit setzt auch den Wäldern stark zu. Schon seit längerem überlegen
sich Waldschützer ganz genau, welche Bäume sie für die Aufforstung
pflanzen sollen. Forscher vom Institut für Ökologie, Evolution und
Diversität der Goethe-Universität haben nun Gene in Eichen identifiziert,
die die Bäume resistenter gegen die Dürre machen könnten. Die Ergebnisse
veröffentlichten sie im Fachmagazin "Plant Gene".

In der Studie haben die Biologen die Gene von drei verschiedenen
Eichenarten untersucht: der heimischen Stieleiche, der südeuropäischen
Flaumeiche und der ebenfalls südeuropäischen Steineiche. Die Bäume waren
zum Zeitpunkt der Untersuchung neun Jahre alt, sie waren von der
Darmstädter Forstbaumschule zur Verfügung gestellt worden und wurden nun
im Wissenschaftsgarten der Goethe-Universität unter kontrollierten
Bedingungen Trockenstress ausgesetzt. Bei ihrer Analyse achteten die
Forscher auf zwölf Gene, die durch vorangegangene Studien bereits als
potenziell bedeutsam für die Resistenz gegenüber Trockenheit ausgemacht
wurden.

Entgegen vorheriger Studien, in denen meist nur eine Probe nach einer
kurzen Dürreperiode analysiert wurde, untersuchten die Forscher die Bäume
und ihre Gene nun über zwei Jahre hinweg. Acht Mal entnahmen sie Proben,
analysierten diese und schauten, wie aktiv die zwölf Gene abgelesen und in
Genprodukte umgewandelt wurden. So erstellten sie Expressionsprofile für
die einzelnen DNA-Sequenzen. Bei einigen Genen konnten sie so vorherige
Funde an krautigen Pflanzen bestätigen, die darauf hinwiesen, dass die
Gene während extremer Trockenperioden verstärkt abgelesen werden. Bei
anderen Genen war dieser Mechanismus bisher noch nicht bekannt.

"Wenn wir wissen, wie Baumarten auf der molekularen Ebene auf Trockenheit
reagieren, verstehen wir besser, wie sich der Klimawandel auf die
europäischen Wälder auswirkt", sagt Peter Kotrade, Erstautor der Studie
und Biologe am Institut für Ökologie, Evolution und Diversität am
Fachbereich Biologie der Goethe-Universität. "Unsere Studie bestätigt
vorherige Ergebnisse an Modellpflanzen zum ersten Mal an Waldbäumen und
zeigt zudem detaillierte Expressionsmuster für die ausgewählten Gene. Das
trägt zum Verständnis der molekularen Reaktion von Eichen auf
Dürreperioden bei. Künftig könnte dieses Wissen dazu genutzt werden, um
bei Waldbegründungen und Aufforstungen auszuwählen, welche Bäume gepflanzt
werden", so der Biologe weiter.


Originalpublikation:

https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S2352407319300265
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MELDUNG/323: Neuer Supercomputer gestartet - "Lise" und "Emmy" rechnen für die Spitzenforschung in ganz Norddeutschland (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 06.12.2019

Neuer Supercomputer gestartet: "Lise" und "Emmy" rechnen für die
Spitzenforschung in ganz Norddeutschland

Der Norddeutsche Verbund für Hoch- und Höchstleistungsrechnen hat heute
den Supercomputer HLRN-IV in Betrieb genommen.



Mit etwa einer Viertelmillion Rechenkernen und einer Spitzenleistung von
16 Billiarden Rechenoperationen pro Sekunde (16 PetaFlop/s) gehört das 30
Millionen Euro teure System der Firma Atos zu den leistungsstärksten
Rechnern der Welt. Verteilt auf die Standorte Berlin und Göttingen leisten
die beiden Komponenten des Systems "Lise" und "Emmy" komplexe Berechnungen
für die Forschungsbedarfe an mehr als 120 Hochschulen und über 170
Forschungseinrichtungen in den sieben Bundesländer Berlin, Brandenburg,
Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und
Schleswig-Holstein. Die Komponenten sind benannt nach der Physikerin Lise
Meitner und der Mathematikerin Emmy Noether. Die Finanzierung des
Supercomputers HLRN-IV erfolgt zu jeweils 50 Prozent durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und die beteiligten
Länder.

Prof. Dr. Wolf-Dieter Lukas, Staatssekretär im Bundesministerium für
Bildung und Forschung, erklärt: "Exzellente Forschung braucht exzellente
Rahmenbedingungen. Deutschland nimmt im Hochleistungsrechnen eine führende
Rolle ein. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus allen Disziplinen
haben in Deutschland Zugang zu einigen der weltweit besten Rechnern. Das
ist eine gemeinsame Leistung von Bund und Ländern und eine lohnende
Investition in die Zukunft. Seit heute sind wir stolze Eltern der
Zwillinge Lise und Emmy. Damit knüpfen wir an die große Tradition
deutscher Spitzenforscherinnen und -forscher wie Lise Meitner und Emmy
Noether an. Und wir ermöglichen die Spitzenforschung von morgen. Die
beiden norddeutschen Rechner werden uns viel Freude machen - mit wichtigen
wissenschaftlichen Erkenntnissen zum Nutzen der Gesellschaft."

Michael Müller, Regierender Bürgermeister von Berlin und Senator für
Wissenschaft und Forschung, erklärt: "Vor fast 80 Jahren hat der
Computerpionier Konrad Zuse hier in Berlin in seinem Wohnzimmer den
Vorläufer des ersten modernen Rechners gebaut. Heute liefert der neue
Supercomputer vom Berliner Zuse-Institut aus Spitzenleistung für die
Spitzenforschung in ganz Norddeutschland. Das ist ein wichtiger Baustein
für unsere gesamte Wissenschaftsregion und für die dynamische Entwicklung
Berlins als führende Forschungsmetropole und Vorreiterin der
Digitalisierung. Mit Lise und Emmy zeigen wir gemeinsam, dass Vernetzung
und Kooperation ein Schlüssel zum Erfolg sind."

Der Niedersächsische Minister für Wissenschaft und Kultur, Björn Thümler,
sieht vielversprechende Möglichkeiten für die Weiterentwicklung der
Spitzenforschung: "Mit der Inbetriebnahme des Hochleistungsrechners
leistet der HLRN-Verbund einen wichtigen Beitrag zur Unterstützung der
norddeutschen Spitzenforschung. Die Erfolgsgeschichte des
Hochleistungsrechnens in Norddeutschland, speziell am Standort
Niedersachsen, wird damit fortgeschrieben. Die Superrechner, mit denen den
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern an norddeutschen Hochschulen
höchste Rechenleistungen zur Verfügung stehen, haben sich längst zu einer
Schlüsseltechnologie für unsere Wissenschaftslandschaft entwickelt. In den
meisten Disziplinen sind exzellente Forschungsleistungen ohne sie nicht
mehr denkbar. Der neue Hochleistungsrechner ist nicht nur ein wichtiger
Beitrag zur Digitalisierung in Niedersachsen, sondern stärkt gleichzeitig
das wissenschaftliche Leistungsvermögen, die industrielle
Wettbewerbsfähigkeit und die Unabhängigkeit Europas."

Anwendungsbeispiele für Supercomputer

Moderne Wissenschaft ist ohne Supercomputer nicht denkbar. Sie helfen,
Antworten auf die drängenden Fragen der heutigen Zeit zu finden, wie z.B.
zu Wetter, Klima- und Umweltschutz, zur Entwicklung wirksamer Medikamente
oder neuer Materialien. Wissenschaft und Industrie benötigen große
Rechenleistungen, um Prozesse zu simulieren, die als Experiment zum
Beispiel zu gefährlich, zu schnell, zu teuer oder gar nicht möglich sind.

In der Arzneimittelforschung ist es beispielsweise einem Berliner Team aus
Mathematikern, Chemikern und Medizinern des Zuse-Instituts, der Freien
Universität Berlin und der Charité - Universitätsmedizin Berlin gelungen,
ein neues, hochwirksames Schmerzmittel vollständig im Computer zu
entwickeln. Auf der Grundlage mathematischer Modelle und aufwendiger
Simulationen auf dem HLRN-Supercomputer konnte vorhergesagt werden, wie
die Schmerzmittelmoleküle, die in Opiaten enthalten sind, auf den Körper
wirken. In Simulationen wurde erkannt, wie das Fentanyl-Molekül geändert
werden muss, um seine dramatischen Nebenwirkungen künftig zu vermeiden.
Die Simulationen waren erfolgreich und mittlerweile ist der neue Wirkstoff
im klinischen Test.

Betreiber des Supercomputers: HLRN-Verbund

Der deutschlandweit einmalige Verbund für Hoch- und Höchstleistungsrechnen
HLRN besteht seit 2001 und wird getragen von den sieben Bundesländern
Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Der HLRN-Verbund betreibt an den
Standorten Zuse-Institut Berlin und Georg-August-Universität Göttingen ein
verteiltes Supercomputersystem für Wissenschaft und Forschung in
Deutschland. Ziel des Verbundes ist die Weiterentwicklung und
Nutzbarmachung des Hochleistungsrechnens und die intensive Zusammenarbeit
zwischen den Ländern zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit im Bereich
Forschung und Wissenschaft.

In der deutschen Landschaft für High-Performance Computing (HPC) nimmt der
HLRN-Verbund eine Ausnahmerolle ein. Er bedient in gebündelter Form die
wissenschaftlichen Bedarfe und Interessen von sieben Bundesländern mit
mehr als 120 Hochschulen und über 170 Forschungseinrichtungen. Dazu stellt
der HLRN-Verbund Rechnerkapazität als Werkzeug für die Wissenschaft sowie
für begleitende interdisziplinäre Projekte bereit, in denen das
Hochleistungsrechnen selbst zum Gegenstand der Forschung wird. Dadurch
werden die heute in der Spitzenforschung unverzichtbaren rechen- und
datenintensiven Anwendungen überhaupt erst ermöglicht.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
http://idw-online.de/de/institution769
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FORSCHUNG/503: Arktisches "Eis-Management" gegen den Klimawandel? (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
05.12.2019

Arktisches "Eis-Management" gegen den Klimawandel?

AWI-Studie zeigt, dass eine neue Geo-Engineering-Idee zwar den
Meereisrückgang, nicht aber die Erwärmung bremsen könnte



Gemäß einer viel diskutierten Geo-Engineering-Idee könnten der
Meereisrückgang und die globale Erwärmung gebremst werden, indem Millionen
im Eis driftender, windgetriebener Pumpen die winterliche Eisbildung in
der Arktis ankurbeln. AWI-Forscher haben diesen Vorschlag erstmalig in
einem komplexen Klimamodell getestet und ihre Ergebnisse jetzt in der
Fachzeitschrift Earth's Future veröffentlicht. Dabei kommen sie zu
ernüchternden Ergebnissen: Zwar könnten eisfreie Sommer um einige
Jahrzehnte hinausgezögert werden. Außerhalb der Arktis würde dieser
massive Eingriff jedoch keine nennenswerte Abkühlung mit sich bringen.

Es klingt wie Science-Fiction, ist aber eine ernst gemeinte Idee, um dem
Klimawandel die Stirn zu bieten: Zehn Millionen windgetriebene Pumpen
sollten in der Arktis verteilt werden, um die Bildung von Meereis im
Winter anzukurbeln. Sie würden Meerwasser auf das Eis pumpen, das auf der
Oberfläche anfrieren würde. Das dickere Eis könnte dadurch länger der
sommerlichen Schmelze entgehen und dort weiter Sonnenlicht reflektieren,
wo sonst der dunkle Ozean einer zunehmenden Erwärmung schutzlos ausgesetzt
wäre. So könne nicht nur der Rückgang des arktischen Meereises, sondern
auch weitere Fernwirkungen gebremst werden, vielleicht sogar die Erwärmung
in niedrigeren Breiten verlangsamt. Diese von US-Forschern 2017 in der
Fachzeitschrift "Earth's Future" unter dem Begriff "Arctic Ice Management"
veröffentlichte Geo-Engineering-Idee wurde nun von zwei Wissenschaftlern
des Alfred-Wegener-Instituts, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) in einem gekoppelten Klimamodell nachgestellt. Das
Ergebnis: Der beinahe komplette Verlust des sommerlichen Meereises, der im
"Business-as-usual"-Szenario um die Mitte des Jahrhunderts eintritt,
könnte rein physikalisch durch Begießen des winterlichen Meereises mit
darunterliegendem Meerwasser tatsächlich bis zum Ende des Jahrhunderts
verzögert werden. Dem Klima in Europa und global würde dieser Aufschub
jedoch keine nennenswerte Abkühlung verschaffen.

"Wir wollten wissen, ob eine solche Manipulation des arktischen Meereises
rein physikalisch funktionieren könnte, und was die Auswirkungen auf das
Klima wären", sagt Lorenzo Zampieri, Umweltphysiker und Doktorand am AWI
in der Forschungsgruppe zur Meereisvorhersage. Also erweiterte er das
AWI-Klimamodell so, dass die physikalische Wirkung der Pumpen - die ständige
Befeuchtung der Meereisoberfläche während des Winters - imitiert werden
konnte. Helge Goessling, Leiter der Gruppe, erklärt: "Normalerweise wird
das Wachstum des Eises dadurch begrenzt, dass das dicker werdende Eis den
Ozean zunehmend von der winterlichen Kälte abschirmt; mehr als wenige
Meter Gesamtdicke sind normalerweise nicht drin. Doch diese Bremswirkung
wird durch die Pumpen aufgehoben, denn das Eis würde von oben überfroren."
Erste Modellsimulationen mit Pumpen, die in der gesamten Arktis Wasser auf
das Eis tröpfeln würden, zeigen: Das Eis würde so Jahr für Jahr ein bis
zwei Meter dicker. Erst am Ende des Jahrhunderts würde laut Klimamodell
die CO2-verursachte globale Erwärmung dem Wachstum ein Ende bereiten. Und
die Auswirkungen auf das Klima? Tatsächlich würde die sommerliche
Erwärmung der Arktis um mehrere Grad abgeschwächt, wie in der
ursprünglichen Arbeit spekuliert. Das Aufbringen von mit -1,8 °C relativ
warmem Wasser würde jedoch im Winter den Wärmefluss ändern und zunächst
für eine kräftige Erwärmung der Arktis sorgen. Diese Wärmeenergie würde
auch in mittlere Breiten transportiert und dort im Ozean gespeichert.

Als nächstes führten die Forscher realistischere Simulationen durch, bei
denen Pumpen nur dort eingesetzt werden, wo das Eis weniger als zwei Meter
dick ist. "Zwei Meter dickes Eis hat bereits beste Chancen, die
sommerliche Schmelze zu überstehen, und durch diese Einschränkung kann die
unnötig starke winterliche Erwärmung vermieden werden", sagt Lorenzo
Zampieri. Die unerwünschte zusätzliche Erwärmung der mittleren Breiten
bleibt so tatsächlich aus, jedoch stellte sich eine Linderung des
Klimawandels ebenso wenig ein. Die Erwärmung der Arktis würde zwar im
Sommer um etwa ein Grad abgeschwächt und der Rückgang des Meereises um 60
Jahre verzögert. Die dadurch verstärkte Reflexion des Sonnenlichts wäre
jedoch nicht ausreichend, um den Klimawandel außerhalb der Arktis zu
bremsen.

"Geo-Engineering kann von der Klimaforschung angesichts des bislang
ungebremsten Klimawandels nicht als bloße Spinnerei abgetan werden", meint
Helge Goessling. Vielmehr müssten solche Ideen wissenschaftlich auf den
Prüfstand gestellt werden. Arktisches "Eis-Management", darin sind sich
die beiden Autoren einig, ist für sich genommen interessant, jedoch kein
sinnvoller Beitrag zur Linderung des globalen Klimawandels und sollte
daher lieber Science-Fiction bleiben.


Originalpublikation:

Lorenzo Zampieri und Helge F. Goessling:

Sea ice targeted geoengineering can delay Arctic sea ice decline but not
global warming.

Earth's Future (2019),

DOI: 10.1029/2019EF001230


Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 19 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.
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STANDPUNKT/011: War die Physik jemals deterministisch? (idw)


Universität Wien - 06.12.2019

War die Physik jemals deterministisch?

Ein Gedankenexperiment legt alternative Interpretation nahe



Wissenschafter der ÖAW, der Universität Wien und der Universität Genf
schlagen eine Neuinterpretation der klassischen Physik ohne reelle Zahlen
vor. Die aktuelle Studie wird in der Fachzeitschrift Physical Review A
veröffentlicht und stellt die traditionelle Auffassung der klassischen
Physik als deterministisch in Frage.

In der klassischen Physik geht man in der Regel davon aus, dass genau
vorhergesagt werden kann, wohin sich ein Objekt bewegen wird, sofern
Position und Geschwindigkeit des Objekts bekannt sind. Eine vermeintlich
überlegene Intelligenz mit exakter Kenntnis aller aktuell wirkenden Kräfte
könnte somit sowohl die Zukunft als auch die Vergangenheit des Universums
bis ins kleinste Detail bestimmen. Pierre-Simon Laplace veranschaulichte
dieses Argument - später auch als "Laplace'scher Dämon" bekannt - Anfang
des 19. Jahrhunderts, um das Konzept des Determinismus in der klassischen
Physik zu illustrieren. Es wird allgemein angenommen, dass der
Determinismus erst mit dem Aufkommen der Quantenphysik in Frage gestellt
wurde. Die WissenschafterInnen dieser Zeit stellten fest, dass keine
Aussagen mit absoluter Sicherheit getroffen werden können und dass wir nur
die Wahrscheinlichkeit berechnen können, mit der ein Ereignis auf
bestimmte Weise eintreten könnte.

Aber ist die klassische Physik wirklich vollkommen deterministisch? Dieser
Frage gehen Flavio Del Santo, Forscher am Wiener Institut für Quantenoptik
und Quanteninformation der Österreichischen Akademie der Wissenschaften
(ÖAW) und an der Universität Wien, und Nicolas Gisin von der Universität
Genf in ihrem aktuellen Artikel auf den Grund. Aufbauend auf Gisins
bisherigen Arbeiten zeigen die beiden, dass die gängige Interpretation der
klassischen Physik auf zusätzlichen impliziten Annahmen basiert. Wenn wir
beispielsweise die Länge eines Tisches mithilfe eines Maßstabs messen,
erhalten wir einen Wert mit endlicher Genauigkeit, also mit einer
endlichen Anzahl von Nachkommastellen. Selbst mithilfe eines genaueren
Messgeräts erhalten wir nur weitere Stellen, die jedoch nach wie vor
endlich sind. Die klassische Physik geht jedoch davon aus, dass es eine
unendliche Anzahl von vorgegebenen Nachkommastellen gibt, auch wenn wir
diese nicht messen können. Die Länge des Tisches ist somit stets genau
bestimmt.

Das Modell lässt sich anhand des Spiels "Bagatelle" 
verdeutlichen, bei dem das Spielbrett symmetrisch mit Steckstiften gefüllt
ist. Wenn die kleine Kugel über das Brett rollt und auf einen Steckstift
trifft, prallt sie ab und bewegt sich entweder nach rechts oder nach links
weiter. Durch die perfekte Kenntnis der Anfangsbedingungen - also der
Geschwindigkeit und der Position -, unter denen die Kugel auf das
Spielbrett kommt, ließe sich in einer deterministischen Welt eindeutig
bestimmen, welchen Weg die Kugel zwischen den Steckstiften einschlagen
wird. Wenn die Kugel in wiederholten Versuchen nicht denselben Weg
einschlägt, liegt das - so die Annahme in der klassischen Physik - nur
daran, dass die Anfangsbedingungen nicht genau reproduziert werden
konnten. Dies könnte beispielsweise daran liegen, dass kein unendlich
präzises Messgerät zur Verfügung steht, um die Anfangsposition der Kugel
exakt festzulegen, wenn sie auf das Spielbrett rollt.

In ihrer neuen Studie stellen die Autoren nun eine alternative Sichtweise
vor: Nach einer bestimmten Anzahl an Steckstiften ist der weitere Laufweg
der Kugel prinzipiell völlig zufällig - und zwar nicht aufgrund der
Einschränkungen unserer Messgeräte. Bei jedem Aufprall hat die Kugel eine
bestimmte Neigung oder Tendenz, nach rechts oder nach links abzuprallen
und ihr Laufweg ist nicht a priori bestimmt. Für die ersten paar Male,
wenn die Kugel abprallt, lässt sich der Weg der Kugel mit Sicherheit
bestimmen, d.h. die Neigung liegt bei 100 Prozent für die eine Seite und
bei 0 Prozent für die andere. Nach einer bestimmten Anzahl von
Steckstiften ist der Weg der Kugel jedoch nicht weiter vorbestimmt und die
Neigung für den weiteren Laufweg nach einem Aufprall auf weiter entfernte
Steckstifte erreicht allmählich 50 Prozent für die rechte und 50 Prozent
für die linke Seite. Legt man dieses Konzept auf das Beispiel des Tisches
um, so wird jede Stelle der gemessenen Länge des Tisches durch einen
Prozess bestimmt, der sich mit dem ständigen Abprallen der Kugel nach
links oder nach rechts vergleichen lässt. Demnach ist die Länge des
Tisches nach einer bestimmten Anzahl von Stellen nicht mehr bestimmt.

Das neue Modell der Wissenschafter verzichtet darauf, reellen Zahlen -
Zahlen mit unendlich vielen vorgegebenen Nachkommastellen - die bisher
übliche physikalische Bedeutung zuzuschreiben. Es legt vielmehr nahe, dass
der Wert der Stellen nach einer bestimmten Anzahl an Stellen absolut
zufällig wird und dass nur die Neigung, einen bestimmten Wert anzunehmen,
klar definiert ist. Dies liefert neue Erkenntnisse über den Zusammenhang
zwischen klassischer Physik und Quantenphysik. Wann, wie und unter welchen
Umständen eine unbestimmte Menge einen bestimmten Wert annimmt, ist eine
berüchtigte Frage in den Grundlagen der Quantenphysik, auch bekannt als
das quantenmechanische Messproblem. Es besagt, dass es in der Quantenwelt
unmöglich ist, die Realität zu beobachten, ohne sie zu verändern. Der
Messwert eines Quantenobjekts steht somit erst fest, wenn er bei einer
Beobachtung tatsächlich gemessen wird. Die Studie von Del Santo und Gisin
weist jedoch darauf hin, dass dieselbe Annahme möglicherweise schon immer
auch in den Regeln der klassischen Physik verborgen war.


Publikation in Physical Review A:

Del Santo, Flavio; Gisin, Nicolas:

Physics without Determinism: Alternative Interpretations of Classical
Physics.

Physical Review A 2019.

DOI: 10.1103/PhysRevA.100.062107

https://journals.aps.org/pra/abstract/10.1103/PhysRevA.100.062107
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INNEN/3184: Entscheidung der Welt-Anti-Doping-Agentur richtig und notwendig - doch Fragen bleiben offen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Dezember 2019

WADA-Entscheidung richtig und notwendig - doch Fragen bleiben offen



Zur Entscheidung der Welt-Anti-Doping-Agentur (WADA), den russischen
Spitzensport für vier Jahre zu sperren, erklären Monika Lazar,
Sprecherin für Sportpolitik, und Erhard Grundl, Mitglied im
Sportausschuss:

Die Entscheidung der WADA ist richtig und notwendig. Der Spitzensport
in Russland ist weiter dopingbelastet. Die notwendigen Reformen im
russischen Sport sind seit den mehrfachen und mehrjährigen Täuschungen
und Manipulationen ausgeblieben. Der sportliche Wettkampf im
internationalen Spitzensport wurde über Jahre verfälscht. Eine
Besserung ist nicht in Sicht. Die Integrität des russischen
Spitzensports ist aktuell nicht gegeben. Der russische Spitzensport
ist Wiederholungstäter.

Gleichwohl gibt es Unklarheiten in der WADA-Entscheidung: So bleibt
die Frage unbeantwortet, welche nach Russland vergebenen
Sportgroßveranstaltungen in den kommenden Jahren nicht in Russland
stattfinden dürfen. Offen bleibt auch, was mit Weltcuprennen im
Wintersport oder auch mit Spielen der Endrunde der
Fußball-Europameisterschaft der Männer 2020 geschieht. Zudem gibt es
keine Antwort darauf, ob die bisher durchgeführten Dopingkontrollen
bei internationalen Sportgroßveranstaltungen für alle teilnehmenden
Sportlerinnen und Sportler unverfälscht geblieben sind.

Ein großer Dank gilt den Hinweisgeberinnen und Hinweisgebern, die die
Dopingpraxis in Russland geschildert und dokumentiert haben, und dafür
Gefahren für das eigene Leben ausgesetzt sind. Der Nachweis der
hundertfachen Datenmanipulation des Moskauer Dopingkontrolllabors ist
nur durch die Übergabe einer unverfälschten Datenliste durch einen
Hinweisgeber möglich gewesen. Hier müssen WADA und die
Sportorganisationen endlich einen wirksamen Schutz einrichten.

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





RECHT/871: Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger weltweit schützen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Dezember 2019

Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger weltweit schützen



Zum internationalen Tag der Menschenrechte erklären Margarete Bause,
Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre Hilfe, und Kai Gehring,
Mitglied im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Am 10. Dezember stellen wir den besseren Schutz all jener in den
Mittelpunkt, die sich für Menschenrechte einsetzen. Ob in China,
Russland, Brasilien oder der Türkei versuchen autokratische und
totalitäre Systeme, Oppositionelle und die Zivilgesellschaft mundtot
zu machen. Wer friedlich aufbegehrt oder nur einer anderen Meinung,
Religion oder sexuellen Ausrichtung angehört, dem drohen Verfolgung,
Folter oder Tod. Gegen die Verletzung von Menschen- und Grundrechten
muss Haltung gezeigt werden. Wir müssen die Zivilgesellschaft stärken,
Menschenrechte und ihre Verteidigerinnen und Verteidiger schützen -
weltweit und auch in Europa. Unseren Beistand benötigen Indigene, die
sich für den Schutz des Regenwaldes einsetzen ebenso wie Bürgerrecht
lerinnen und Bürgerrechtler oder Menschen, die sich für Flüchtlinge
einsetzen.

Auch Deutschland hat Nachholbedarf beim Schutz von
Menschenrechtsverteidigerinnen und Verteidigern. In deutschen
Auslandsvertretungen sollte es geschulte Ansprechpartnerinnen und
Ansprechpartner für Verfolgte und Bedrohte geben. Die Zustände in der
chinesischen Provinz Xinjiang, wo Millionen Angehörige der
muslimischen Minderheit der Uiguren in Internierungslagern weggesperrt
werden, müssen viel deutlicher kritisiert werden, als es die
Bundesregierung tut. Weltweit operierende deutsche Unternehmen müssen
sich ihrer menschenrechtlichen Mitverantwortung stellen.

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SICHERHEIT/982: Es gibt ein Mittel, den steigenden Waffenhandel einzudämmen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Dezember 2019

Es gibt ein Mittel, den steigenden Waffenhandel einzudämmen



Zum SIPRI-Bericht zu den größten waffenexportierenden Unternehmen
erklärt Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Die aktuellen Zahlen von SIPRI zum Waffenhandel sind ernüchternd. Die
Waffenverkäufe steigen weltweit. Es gibt aber ein Mittel, den
Waffenhandel einzudämmen: den Vertrag über den Waffenhandel (arms
trade treaty - ATT).

Deutschland hat den Vertrag unterzeichnet. Die großen
Rüstungsexporteure, die Bündnispartner und Wirtschaftspartner der
Bundesrepublik Deutschland sind, haben bis heute den Vertrag nicht
unterschrieben. Dazu gehören unter anderem die Vereinigten Staaten,
Russland, Indien, einer der größten Importeure von Rüstungsgütern.

Die Bundesregierung muss sich energisch dafür einsetzen, dass der ATT
universalisiert wird und gerade Staaten wie die Vereinigten Staaten,
Russland, China und Indien als Vertragsparteien beitreten. Die
Vereinigten Staaten müssen ihren Rückzug aus dem Vertrag zurücknehmen.

 * 
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FINANZEN/1276: Angriff auf die Schuldenbremse ist Angriff auf die junge Generation


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Dezember 2019

Angriff auf die Schuldenbremse ist Angriff auf die junge
Generation

SPD-Beschlüsse gelten nicht für die Koalition



Die SPD hat auf ihrem Parteitag am vergangenen Wochenende unter
anderem die perspektivische Abschaffung der Schuldenbremse
beschlossen. Dazu erklärt Mark Hauptmann, Vorsitzender der Jungen
Gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion:

"Selbstverständlich ist die SPD frei in ihrer parteilichen
Aufstellung und Beschlussfassung. Wenn aber die Neuausrichtung der
SPD zu einem deutlichen Linksruck der Partei führt, ist dies
parteipolitisch legitim, gilt jedoch nicht für die Koalition.

Arbeitsgrundlage der Regierungskoalition aus CDU/CSU und SPD ist und
bleibt der Koalitionsvertrag. Darin haben wir eine
generationengerechte Ausgestaltung unserer Politik vereinbart. Wir
haben einen Rekordhaushalt für das Jahr 2020 in Höhe von 362
Milliarden Euro beschlossen - und das ohne neue Schulden. Denn in
Zeiten hoher Steuereinnahmen wollen wir nicht über unsere
Verhältnisse hinaus leben, sondern mit Blick auf die zukünftigen
Generationen vernünftig haushalten.

Der Angriff der SPD auf die Schuldenbremse ist ein Angriff auf die
junge Generation. Zu Recht haben wir die Schuldenbremse im
Grundgesetz verankert. Unsere Politik der 'Schwarzen Null' stellt
sicher, dass künftige Generationen in Wohlstand und Sicherheit leben
können.

Deshalb lehnen wir als junge Politiker von CDU und CSU
Nachverhandlungen des Koalitionsvertrages ab. Gerade Deutschland als
stärkste Volkswirtschaft Europas muss mit Blick auf seine Finanzen
klug und vernünftig haushalten. Forderungen aus der SPD nach einer
Abkehr vom Prinzip des Förderns und Forderns unter Hartz IV oder
einer Einführung der Vermögenssteuer sind dafür kontraproduktiv und
entsprechen nicht der Ausrichtung der Koalition."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1938: Ukraine-Gespräche ohne Vorbedingungen unterstützen, Zeitfenster für Frieden nutzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Dezember 2019

Ukraine-Gespräche ohne Vorbedingungen unterstützen, Zeitfenster für Frieden nutzen



"Die Bundesregierung muss die bisherigen positiven Entwicklungen im
Ukraine-Konflikt unterstützen und nicht durch neue Vorbedingungen für
die Gespräche in Paris erschweren. Wenn Außenminister Heiko Maas zu
Beginn des Ukraine-Gipfels bereits mit Bedingungen an Russland
auftritt und vorab eine Fortführung der EU-Sanktionen ankündigt, ist
das kein Beitrag zum Frieden, sondern Erpressungspolitik", erklärt
Heike Hänsel, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss für die Fraktion DIE
LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Heiko Maas sollte sich ein Beispiel am neuen SPD-Vorsitzenden Norbert
Walter-Borjans nehmen, der sich für Entspannungspolitik mit Russland
einsetzt, und dem SPD-Ministerpräsidenten Dietmar Woidke, der ein Ende
der Russland-Sanktionen fordert. Es gilt nun, die jüngsten
Annäherungen zwischen der Ukraine und Russland zu befördern statt zu
torpedieren.

Mit seiner derzeitigen Ukraine-Politik fördert das Auswärtige Amt
unter Führung von Heiko Maas keinen Frieden in der Ukraine, sondern
spielt nur den Nationalisten in Kiew in die Hände, die derzeit gegen
jegliche Kompromisslösungen auf die Straße gehen."

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





UMWELT/722: linksjugend fordert Verbindlichkeiten im Klimaschutz und deicht den Bundestag ein


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Dezember 2019

linksjugend ['solid] fordert Verbindlichkeiten im Klimaschutz und deicht den Bundestag ein!



Am kommenden Freitag, dem 13.12.2019, endet die 25. UN-Klimakonferenz,
an der Vertreter*innen von knapp 200 Staaten teilnehmen. Fast genau
vier Jahre nach der Pariser Konferenz, auf der mit dem Pariser
Klimaschutzabkommen ein international bindender Vertrag ausgehandelt
wurde, beraten die Teilnehmer*innen in Madrid über Regeln für die
Erreichung der Klimaschutzziele. Seit der Zielsetzung von 2015, den
Klimawandel auf deutlich unter 2 °C, am besten jedoch auf höchstens
1,5 °C zu beschränken, ist viel passiert. Eine internationale
Umweltbewegung mobilisiert freitags regelmäßig Tausende oder gar
Millionen von Menschen in nahezu jedem Land auf der Erde. Doch bisher
nimmt die Politik die Proteste nicht ernst.

Als Jugendverband linksjugend ['solid] kritisieren wir die Untätigkeit
der Regierenden, besonders vor dem Hintergrund der globalen Proteste
und der Zuspitzung der Lage, und errichten deshalb am Freitag, dem
13.12.2019, vor dem Reichstagsgebäude einen Hochwasserschutzwall.

Michael Neuhaus, Mitglied des Bundessprecher*innenrates der
linksjugend ['solid] dazu:

"Es ist ein Schlag ins Gesicht all jener, die heute schon unter dem
Klimawandel leiden oder in Zukunft unter ihm leiden werden, wenn die
Mächtigen dieser Welt eine millionenteure Konferenz abhalten, aber
keine ausreichenden Verbindlichkeiten beim Klimaschutz schaffen
können. Es ist eine Farce für die Demokratie, wenn sich Millionen von
Menschen jeden Freitag die Beine in den Bauch stehen, ohne dass ihren
Protesten Taten folgen."

Franzi Lucke, Mitglied im Bundessprecher*innenrat der linksjugend
['solid], erklärt weiter:

"Trotz des Pariser Abkommens steigen die CO²-Emissionen weiter. Genau
wie der Meeresspiegel. Den Unwillen der Bundesregierung, die
notwendigen Schritte einzuleiten, muss man sich aber erst mal leisten
können. Er hat auch etwas damit zu tun, dass es vor allem die Ärmsten
sein werden, die hungern, dursten und fliehen müssen. Die meisten
davon leben außerhalb Europas, wo man die Katastrophe, wie die
Ausbreitung der Wüsten und das Austrocknen von Wasserquellen nicht
sehen muss. Mit der Aktion vor dem Bundestag wollen wir diese
Katastrophe nach Berlin bringen."

Die Aktion startet um 11:00 Uhr mit der Befüllung der Sandsäcke. Ab
13:00 Uhr werden die Säcke dann von einer Menschenkette an ihre
Position transportiert und zu einem Wall aufgetürmt. Die Aktion endet
um 17:00 Uhr. Auf der Kundgebung wird es Redebeiträge von Sabine
Leidig (MdB, DIE LINKE), Marco Böhme (MdL Sachsen, DIE LINKE), der
Naturfreundejugend, Fridays For Future (Leipziger Gruppe) und der
linksjugend ['solid] geben. Angefragt sind außerdem Ver.di und die
Scientists For Future.

 * 
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BUNDESTAG/9229: Heute im Bundestag Nr. 1379 - 09.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1379

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 14.09 Uhr

1. Betriebsrentner weiter unzufrieden

2. Digitalisierung des nationalen Filmerbes

3. Umsetzung der Digitalisierungsstrategie

4. Umsetzungsschritt bei Digitalstrategie

5. Digitalstrategie thematisiert

6. AfD thematisiert Digitalstrategie



1. Betriebsrentner weiter unzufrieden

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Die von der sogenannten Doppelverbeitragung
betroffenen Betriebsrentner sehen in der geplanten Einführung eines
Freibetrages keine systematische Lösung der Problematik. Zwar sei die
Initiative der Bundesregierung grundsätzlich zu begrüßen, jedoch
offenbarten sich grundlegende Schwachstellen, erklärte der Verein der
Direktversicherungsgeschädigten (DVG) anlässlich einer
Expertenanhörung über den Gesetzentwurf zur Einführung eines
Freibetrages in der gesetzlichen Krankenversicherung zur Förderung der
betrieblichen Altersvorsorge (19/15438). Die Experten äußerten sich am
Montag in einer Anhörung des Gesundheitsausschusses des Bundestages
und in schriftlichen Stellungnahmen.

Neu eingeführt werden soll ein Freibetrag von 159,25 Euro. Damit
werden erst auf höhere Betriebsrenten Beiträge zur gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) fällig. Da nach Berechnungen der Regierung
rund 60 Prozent der Betriebsrentner weniger als 318 Euro im Monat
bekommen, werden sie künftig maximal den halben statt wie bisher den
vollen Krankenkassenbeitrag bezahlen.

Die Bundesregierung rechnet infolge der Reform mit Mindereinnahmen in
der GKV in Höhe von 1,2 Milliarden Euro jährlich, die 2020 komplett
aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds finanziert werden
sollen. Von 2021 bis 2023 sollen die fehlenden Beträge noch teilweise
aus dem Gesundheitsfonds bereitgestellt und stufenweise zurückgeführt
werden. Ab 2024 müssen die Krankenkassen die Beitragsausfälle dann in
voller Höhe selbst tragen.

Der DVG monierte, mit der Reform würden in keiner Weise die
Besonderheiten der Altersversorgung in Form der Direktversicherung
korrigiert, insbesondere jener Verträge, die vor dem 31. Dezember 2003
abgeschlossen wurden. Der Verein fordert eine Entschädigungsregelung.
So sollte eine Rückabwicklung der Verträge vom 1. Januar 2004 bis Ende
2019 ermöglicht werden. Gefordert wird auch eine Reduzierung der
Beiträge auf den halben Satz.

Für alle vor 2004 abgeschlossenen Direktversicherungsverträge müsse
die Beitragsfreiheit gelten. Der Aufteilungszeitraum für die
Kapitalauszahlung sollte zudem von 120 auf 240 Monate erhöht werden,
da ansonsten deutlich höhere Beiträge zu zahlen seien, argumentierte
der DVG. Der Freibetrag sollte auch für die Pflegeversicherung gelten.

Nach Ansicht des Sozialverbandes VdK haben die mit dem
GKV-Modernisierungsgesetz 2004 eingeführten Regelungen den Betroffenen
viel Ärger gebracht und Geld gekostet. Die geplante Reform bringe
keine Entlastung für jene Betriebsrentner, die seit 2004 den vollen
Beitragssatz allein zahlen müssten. Insbesondere die
Direktversicherten, deren Zehnjahresabzahlung auf die
Kapitalausschüttung bereits abgelaufen sei, profitierten nicht mehr.

Auch die Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung (aba)
wertete die vollen Beiträge auf Betriebsrenten als "zentralen
Fehlanreiz". Die volle Beitragspflicht habe die Betriebsrenten seit
2004 um rund 40 Milliarden Euro geschmälert. Zudem habe die
Neuregelung ohne jede Übergangsfrist zu einem Vertrauensverlust
geführt. Mit der Novelle würden die Betriebsrentner weiter stärker
belastet als vor 2004. Der Freibetrag sollte auch für die
Pflegebeiträge gelten, eine Ungleichbehandlung wäre schwer
vermittelbar.

Der DGB begrüßte die geplante Reform als sinnvolle Initiative, um
bestehende Probleme zu lindern und die Betriebsrenten langfristig
attraktiv zu halten. Jedoch sollten die Einnahmeausfälle auch
langfristig aus Steuermitteln finanziert werden.

Der GKV-Spitzenverband warnte vor Umsetzungsproblemen, da die
Regelungen schon 2020 in Kraft treten sollen. Wegen der getrennten
Beitragsberechnung für die Kranken- und Pflegeversicherung sei eine
längere Vorlaufzeit nötig, zumindest aber ein automatisiertes
Erstattungsverfahren.

 * 

2. Digitalisierung des nationalen Filmerbes

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Im Rahmen des Förderprogramms zur Digitalisierung des
nationalen Filmerbes, das am 1. Januar 2019 gestartet ist, sind bis
Anfang November 63 Förderbescheide ergangen. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14989) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion mit. In 25 Fällen hätten die Auszahlungen bereits
begonnen, bislang sei aber noch kein Förderprojekt vollständig
abgeschlossen.

 * 

3. Umsetzung der Digitalisierungsstrategie

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Umsetzung der Maßnahme "Digitalisierung von
Beständen durch das Bundesarchiv, die Deutsche Nationalbibliothek und
den Internationalen Suchdienst" im Rahmen der Strategie
"Digitalisierung gestalten" der Bundesregierung ist auch durch die
Aufbereitung aktuell relevanter Themen sowie Jahres- und Gedenktage
der Jahre 2018/2019 erfolgt und wird laufend fortgesetzt. Dies teilt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14990) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/14308) mit. Der Internationale Suchdienst
digitalisiere seine Gesamtbestände unabhängig von aktuell relevanten
Themen und Jahres- beziehungsweise Gedenktagen.

 * 

4. Umsetzungsschritt bei Digitalstrategie

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten' - Personalentwicklung und
-gewinnung in der digitalen Verwaltung (PersDiV)" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/15432). Darin schreibt die
Fraktion, dass im Rahmen der im November 2018 verabschiedeten
Digitalstrategie der Bundesregierung ein Maßnahmenpaket entwickelt und
in einer Umsetzungsstrategie zusammengefasst worden sei. Zu der
Maßnahme "Personalentwicklung und -gewinnung in der digitalen
Verwaltung (PersDiV)" wurde laut Vorlage in der Umsetzungsstrategie
der Bundesregierung "Digitalisierung gestalten" als ein
Umsetzungsschritt die "Erstellung struktureller Baukästen zu den
Themen Personalentwicklung und -gewinnung in der Digitalen Verwaltung"
bis September 2019 angekündigt. Wissen wollen die Abgeordneten unter
anderem, ob die Erstellung struktureller Baukästen zu den Themen
Personalentwicklung und -gewinnung in der Digitalen Verwaltung bereits
abgeschlossen wurde.

 * 

5. Digitalstrategie thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten' - Aufbau eines sicheren
Portalverbundes zwischen Bund, Ländern und Kommunen" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/15424). Darin schreibt die
Fraktion, dass im Rahmen der im November 2018 verabschiedeten
Digitalstrategie der Bundesregierung ein Maßnahmenpaket entwickelt und
in einer Umsetzungsstrategie zusammengefasst worden sei. Zu der
Maßnahme "Aufbau eines sicheren Portalverbundes zwischen Bund, Ländern
und Kommunen mit Nutzerkonten" wurde der Vorlage zufolge in der
Umsetzungsstrategie der Bundesregierung "Digitalisierung gestalten"
als ein Umsetzungsschritt die "Inbetriebnahme Nutzerkonto Bund"
angekündigt. Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, ob die
Inbetriebnahme des Nutzerkontos Bund bereits erfolgte.

 * 

6. AfD thematisiert Digitalstrategie

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten' - Umfassende und sichere
Digitalisierung der circa 575 Verwaltungsdienstleistungen im
Geltungsbereich des Onlinezugangsgesetzes" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/15425). Darin schreibt die
Fraktion, dass im Rahmen der im November 2018 verabschiedeten
Digitalstrategie der Bundesregierung ein Maßnahmenpaket entwickelt und
in einer Umsetzungsstrategie zusammengefasst worden sei. Zu der
Maßnahme "Umfassende und sichere Digitalisierung der circa 575
Verwaltungsdienstleistungen im Geltungsbereich des
Onlinezugangsgesetzes" wurde laut Vorlage in der Umsetzungsstrategie
der Bundesregierung "Digitalisierung gestalten" als ein
Umsetzungsschritt der "Abschluss der Themenfeldplanungen" bis Dezember
2019 angekündigt. Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, ob die
Themenfeldplanung bereits abgeschlossen wurde.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9228: Heute im Bundestag Nr. 1377 - 09.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1377

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 11.38 Uhr

1. Verschlankte Planung für Ersatzneubauten

2. Mehr Digitalisierung in der Medizin

3. Ab 2022 100 Mbit/s an Schienenwegen

4. FDP-Fragen zur Antidiskriminierungsstelle



1. Verschlankte Planung für Ersatzneubauten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Die Planungs- und Genehmigungsverfahren von
Verkehrsinfrastrukturprojekten sollen beschleunigt werden. Der dazu
von der Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf (19/15626) enthält
Regelungen, die die Verfahren für Ersatzneubauten bei Straße und
Schiene verschlanken sollen. Durch die Entlastung der Kommunen von
Finanzierungsbeiträgen nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz sollen zudem
Investitionen in das Schienennetz beschleunigt werden.

Mit dem vorgelegten Mantelgesetz soll unter anderen das Allgemeine
Eisenbahngesetz (AEG) geändert werden, schreibt die Regierung. Darin
sei aktuell geregelt, dass im Falle der Erneuerung einer bestehenden
Betriebsanlage der Eisenbahnen der Austausch der bestehenden
Infrastruktur ausgehend von dem Zustand der vorausgegangenen
Planfeststellung dann keiner weiteren planungsrechtlichen Genehmigung
bedarf, "wenn das zu erneuernde Bauwerk innerhalb der durch die
Planfeststellung festgelegten Vorgaben errichtet werden soll". Bei
Ersatzneubauten, bei denen beispielsweise die Anpassung an aktuelle
technische Standards zu beachten ist, bedürfe es bei der Erneuerung
aber häufig einer leichten Vergrößerung des Grundrisses der
bestehenden Betriebsanlage, schreibt die Regierung.

Durch die Neuregelung soll nun der Ersatz von bestehenden
Betriebsanlagen nur dann genehmigungspflichtig sein, wenn der
Grundriss der Betriebsanlage "wesentlich" geändert wird. Die
Beurteilung, ob eine wesentliche Änderung des Grundrisses vorliegt,
sei nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ zu bewerten, heißt
es. So liegt der Vorlage zufolge eine wesentliche Änderung etwa dann
vor, "wenn durch die umfangreicheren Ausmaße des Bauwerks Grundstücke
Dritter in Anspruch genommen werden müssen oder Dritte durch die
Änderung erstmals oder erheblich mehr belastet werden".

Was Duldungspflichten bei Instandhaltung und Erneuerung von
Gleisanlagen angeht, so soll Eigentümern, Besitzern oder
Nutzungsberechtigten von Grundstücken, die für die Durchführung von
Instandhaltungsmaßnahmen oder Erneuerungsmaßnahmen benötigt werden,
auferlegt werden, das Betreten und die Nutzung des Grundstücks zu
dulden, "insoweit, wie dies zum Zwecke der Instandhaltung oder
Erneuerung erforderlich ist".

Änderungen sind auch im Bundesfernstraßengesetz geplant. Diese
beziehen sich ebenfalls auf die Nutzungserlaubnisse von Grundstücken.
Die benötigte Erforderlichkeit sei hier unter anderem bei einer
temporären Anlage einer Baustraße oder einer Kranaufstellfläche
gegeben, "wenn anders die Unterhaltung nicht durchgeführt werden kann
oder in unzumutbarer Weise erschwert wird", schreibt die Regierung.
Mit Blick auf die Planfeststellungspflicht soll durch die Novellierung
geregelt werden, dass beispielsweise die temporäre Verlegung einer
Bundesfernstraße ohne Kapazitätserweiterung - etwa im Rahmen einer
erhaltungsbedingten Erneuerung bestehender Brückenbauwerke zur
Anbindung eines Ersatzneubaus - "keinem umfassenden erneuten
Genehmigungsverfahren zu unterwerfen und als Unterhaltung zu
qualifizieren ist".

 * 

2. Mehr Digitalisierung in der Medizin

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) In der Medizin und Pflege spielt die Digitalisierung
eine immer größere Rolle. Das geht aus der Antwort (19/14733) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/14209) der AfD-Fraktion
hervor. Wie es in der Antwort heißt, wird die Roadmap "Digitale
Gesundheitsinnovationen" derzeit erarbeitet und soll 2020
veröffentlicht werden.

 * 

3. Ab 2022 100 Mbit/s an Schienenwegen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für Schienenwege, auf denen täglich mehr als 2.000
Fahrgäste befördert werden, ist nach den Versorgungsauflagen der
Bundesnetzagentur bis 2022 eine Versorgung mit einer Übertragungsrate
von mindestens 100 Mbit/s im Downlink im Antennensektor zu erreichen.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15328) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/14688).
Innerhalb des zeitlichen Rahmens bis 2022 obliege Planung und
Realisierung des Ausbaus den Mobilfunknetzbetreibern, heißt es in der
Antwort. Für Schienenwege mit 2.000 Fahrgästen oder weniger sei bis
zum 31. Dezember 2024 eine Versorgung mit einer Übertragungsrate von
mindestens 50 Mbit/s im Downlink im Antennensektor zu erreichen. "Die
Vorgaben gelten technologieneutral und machen insofern keine Vorgaben
zur einzusetzenden Funk-Technologie", schreibt die Regierung. Die
Betreiber der Schienenwege sowie die Eisenbahnverkehrsunternehmen
seien gehalten, den Ausbau zu unterstützen, indem sie die Mitnutzung
vorhandener Infrastruktur ermöglichen und eine zuverlässige Versorgung
in den Zügen durch Einbau von Repeatern und deren störungsfreien
Betrieb gewährleisten. Dies werde sich auch auf die Versorgung in
Tunnelbauwerken auswirken.

Für Bundesautobahnen und Bundesstraßen mit den
Verbindungsfunktionsstufen null (Verbindung zwischen Kernen von
Metropolregionen) und eins (Verbindung von Oberzentren zu
Metropolkernen) sei im Rahmen von Versorgungsauflagen bis zum 31.
Dezember 2022 eine Versorgung mit einer Übertragungsrate von
mindestens 100 Mbit/s im Downlink im Antennensektor zu erreichen.
Dabei sei eine Latenz von nicht mehr als 10 Millisekunden zwischen
einem Endgerät und der zugehörigen Basisstation sicherzustellen. Die
weiteren Bundesstraßen seien entsprechend bis zum 31. Dezember 2024 zu
versorgen, heißt es in der Antwort.

 * 

4. FDP-Fragen zur Antidiskriminierungsstelle

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion will über die Arbeit der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes informiert werden. In einer
Kleinen Anfrage (19/15592) will sie unter anderem wissen, wie sich die
Anzahl der Mitarbeiter in der Antidiskriminierungsstelle seit ihrer
Einrichtung im Jahr 2006 entwickelt hat. Zudem möchte sie erfahren,
wie sich die Zahl der eingehenden Anfragen für eine Beratung per Post,
E-Mail und Telefonanrufen sowie die Zahl der Beratungsdienstleistungen
wegen Diskriminierungen aufgrund des Alters, einer Behinderung, der
ethnischen Herkunft, der Religionszugehörigkeit, des Geschlechts und
der sexuellen Identität entwickelt hat.

 * 
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BUNDESTAG/9227: Heute im Bundestag Nr. 1376 - 09.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1376

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 9. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 10.42 Uhr

1. Bagatellsteuern oft Sache der Kommunen

2. Vergleich von Alterssicherungsleistungen

3. Verdeckte Überwachungsmaßnahmen

4. Lage der Christen in Syrien

5. Sorgfaltspflichten von Unternehmen

6. FDP fragt nach Heeresinstandsetzung



1. Bagatellsteuern oft Sache der Kommunen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Steuern wie die Gaststättenerlaubnissteuer, die
Hundesteuer, die Zweitwohnsitzsteuer sowie weitere sogenannte
Bagatellsteuern sind überwiegend Gemeindesteuern, die im Finanzbericht
nur als sonstige Gemeindesteuern ausgewiesen werden. Informationen
über das Aufkommen dieser Steuern liegen der Bundesregierung daher
nicht vor, heißt es in einer Antwort der Bundesregierung (19/14263)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/13710). Wie aus der
Antwort weiter hervorgeht, wurden mit der Zündwarensteuer (1981) sowie
mit der Leuchtmittelsteuer, der Teesteuer und der Zuckersteuer (1993)
mehrere Bagatellsteuern abgeschafft.

 * 

2. Vergleich von Alterssicherungsleistungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit Fragen eines Vergleichs von Beamtenversorgung
und gesetzlicher Rente befasst sich die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/15036) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14506). Danach hat das Bundesministerium des Innern, für Bau und
Heimat (BMI) zu der Frage des Vergleichs der
Alterssicherungsleistungen eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben.
Untersucht worden sei, ob eine ausreichende Datenbasis für einen
Vergleich zwischen Leistungen der Beamtenversorgung mit
Alterssicherungen von Beschäftigten privater Unternehmen vorhanden ist
und auf welche Weise diese verglichen werden können. Die Untersuchung
kommt den Angaben zufolge zu dem Ergebnis, dass ein fundierter
Vergleich über das gesamte Lebenseinkommen vorgenommen werden müsse,
einschließlich der aktiven Einkommen, die zur Altersvorsorge
beitragen.

"Beim Vergleich von Beamtenversorgung und gesetzlicher Rente (1. Säule
der Alterssicherung) ist neben der Bifunktionalität der
Beamtenversorgung (1. und 2. Säule der Alterssicherung) zu
berücksichtigen, dass ,Durchschnittsrenten' alle rentenversicherten
Berufsgruppen und sämtliche, auch kurze, Erwerbsbiographien umfassen",
heißt es in der Vorlage weiter. In durchschnittlichen Renten seien
somit auch "kleine Renten" enthalten. Hintergrund dafür seien entweder
sehr kurze Erwerbsbiografien, wie sie in den alten Ländern besonders
bei Frauen erkennbar seien, oder Wechsel des Versichertenstatus von
der gesetzlichen Rentenversicherung in die Beamtenversorgung oder
andere Alterssicherungssysteme. Eine niedrige Rente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung sage dementsprechend wenig über das
Gesamteinkommen im Alter aus.

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, ist das Berufsbeamtentum "vom
Lebenszeitprinzip gekennzeichnet (ununterbrochene
Beschäftigungszeit)". Beamte im gehobenen und höheren Dienst verfügten
in der Mehrheit über ein abgeschlossenes Hochschulstudium
beziehungsweise eine zu einem Hochschulstudium berechtigende
Schulbildung "oder eine qualifizierte Ausbildung (und zusätzliche
Berufsausbildung)". In der Rentenversicherung seien dagegen
Höherqualifizierte entweder gar nicht oder nur bis zur
Beitragsbemessungsgrenze versicherungspflichtig, was zusammen mit
sogenannten Kleinstrenten für wenige Versicherungsjahre einen
Vergleich der Durchschnittsrente und der Durchschnittspension nicht
zulasse. Hinzu komme, dass Einkommenshöhe und -verläufe im
öffentlichen Dienst und in der Privatwirtschaft zunehmend
unterschiedlich seien, was einen Vergleich der jeweils erworbenen
Alterseinkünfte erheblich erschwere. Zudem seien Beamtenpensionen
anders als Renten seit jeher vollständig zu versteuern und es sei
daraus ein gegenüber pflichtversicherten Rentnern vergleichsweise
hoher Krankenversicherungsbeitrag zu zahlen.

 * 

3. Verdeckte Überwachungsmaßnahmen

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Als Unterrichtung durch die Bundesregierung
(19/15570) liegt der "Bericht über die Anwendung verdeckter
Überwachungsmaßnahmen im Rahmen der Gefahrenabwehr" vor. Mit diesem
Bericht kommt das Bundeskriminalamt (BKA) seiner mit Inkrafttreten des
Bundeskriminalamtsgesetzes (BKAG) zum 25. Mai 2018 eingeführten
Berichtspflicht gemäß Paragraf 88 des Gesetzes erstmalig nach. Darin
werden bereits beendete Maßnahmen des BKA aus dem Zeitraum vom
Inkrafttreten des BKAG bis zum 30. April 2019 aufgelistet. Dazu zählen
unter anderem eine längerfristige Observation sowie Maßnahmen der
Telekommunikationsüberwachung und Identifizierung von Mobilfunkkarten
und -endgeräten zur Verhinderung eines terroristischen Anschlags.

 * 

4. Lage der Christen in Syrien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Menschenrechtliche Situation von Christen in
Syrien" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/15587). Die Bundesregierung soll unter anderem ihre Erkenntnisse
zur Lage der Christen in Syrien, insbesondere in dem von Kurden
dominierten Nord-Syrien, mitteilen und wie sich deren Situation seit
2011 verändert hat. Ferner fragen die Abgeordneten nach einer
Bestätigung der Bundesregierung, "dass die Lage von Christen in
Gebieten, die unter Kontrolle der Assad-Regierung stehen, im Hinblick
auf ihre Religionsfreiheit deutlicher besser ist als in Gebieten, die
unter Kontrolle von Oppositionsgruppen stehen".

 * 

5. Sorgfaltspflichten von Unternehmen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem "Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und
Menschenrechte" (NAP) und der Überarbeitung der Rohstoffstrategie der
Bundesregierung erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/15571). Die Bundesregierung soll unter anderem Angaben
machen zu Verzögerung bei der geplanten Unternehmensbefragung im
Rahmen des Aktionsplans.

 * 

6. FDP fragt nach Heeresinstandsetzung

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die Zukunft
der Heeresinstandsetzungslogistik (HIL) GmbH am Standort Darmstadt. In
einer Kleinen Anfrage (19/15593) will sie unter anderem wissen, ob die
Aussage des Darmstädter Oberbürgermeisters Jochen Partsch zutrifft,
die Verteidigungsministerin habe schriftlich angekündigt, das Werk der
HIL GmbH in der Starkenburg-Kaserne mittelfristig zu verlagern. Zudem
möchte sie über notwendige Sanierungen und weitere Investitionen in
die Infrastruktur der Starkenburg-Kaserne informiert werden.

 * 
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SOZIALES/1542: Aus Hartz IV ein liberales Bürgergeld machen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Dezember 2019

KOBER: Aus Hartz IV ein liberales Bürgergeld machen



Zur Debatte über Hartz IV erklärt der sozialpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Pascal Kober:

"Die FDP-Fraktion setzt sich schon lange dafür ein, Hartz IV zu
reformieren und daraus ein liberales Bürgergeld zu machen. Die SPD
hingegen will lediglich Traumatherapie betreiben und so greifen ihre
Vorschläge entweder zu kurz oder gehen in die falsche Richtung. Kurz
gesagt: Die SPD will nur den Namen, nicht aber den wesentlichen
Inhalt des liberalen Bürgergelds übernehmen. Zentral ist nämlich, den
Einstieg in den Arbeitsmarkt und den Aufstieg in besser bezahlte
Tätigkeiten zu erleichtern. Dazu müssen zwingend die
Hinzuverdienstgrenzen angepasst werden, damit den Menschen mehr vom
selbst verdienten Geld bleibt. Nur so baut man echte Brücken in den
Arbeitsmarkt. Allein durch eine Verbesserung der
Hinzuverdienstmöglichkeiten ließen sich rund 300.000
Hartz-IV-Bezieher in Arbeit bringen. Zudem müssen Regelsatz und
Wohnkosten endlich zu einer Leistung aus einer Hand werden. Wer
Schröder und die Sanktionen abschaffen will, denkt nur an sich und
nicht an die Menschen."

 * 
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HAMBURG/4971: Grundschulen stärken - aber richtig (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Dezember 2019

Grundschulen stärken - aber richtig!



Über die Medien verbreitet Schulsenator Ties Rabe, dass die Besoldung
der Grundschullehrer_innen auf A 13 angehoben werden soll und außerdem
der Besuch von Vorschulklassen für Kinder mit besonderem
(Sprach-)Förderbedarf verbindlich gemacht werden soll. Dazu Sabine
Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft: "Mehr Geld für Grundschullehrer_innen
wurde bereits im Zuge des sogenannten Schulstrukturfriedens
beschlossen. Diese Entscheidung ist also nicht neu, war ohnehin längst
überfällig und es ist daher auch nicht nachzuvollziehen, warum ihre
Umsetzung mehrere Jahre dauern soll. Offen ist nach wie vor die Frage
der künftigen Bezahlung der Funktions- und Leitungsstellen der
Grundschulen. In einem Papier vom 21.10.19 hatten bereits nahezu alle
Grundschulleitungen die Bitte geäußert, im Bereich der Besoldung des
mittleren Managements und der Schulleitungen eine durchgängige
Erhöhung um eine ganze Besoldungsgruppe nachdrücklich zu prüfen. Eine
Antwort auf diese Forderung ist der Senator bislang schuldig
geblieben."

An der Ankündigung einer Vorschulpflicht kritisiert Boeddinghaus die
wiederholte Verordnung pädagogischer Maßnahmen aus der Schulbehörde
ohne Rücksprache mit den Expert_innen über tragfähige Konzepte zum
Umgang mit Bildungsbenachteiligung. Boeddinghaus: "Diese Anordnung
wirft mehr Fragen auf, als sie beantwortet. Laut Richtlinie ist
festgelegt, dass Vorschulklassen bis mittags terminiert sind und
allein von Sozialpädagog_innen geführt werden. Wie soll unter diesen
Rahmenbedingungen sichergestellt werden, dass die Förderung dort
besser sein soll als in der Kita? Und wie soll gleichzeitig der
Anspruch auf eine ganztägige Betreuung gewährleistet werden?"

Die beste Förderung wäre, den Unterricht vollumfänglich stattfinden zu
lassen, meint Boeddinghaus: "Wie unsere Große Anfrage (Drs. 21/18692)
zeigt, hat der Unterrichtsausfall von 2018 auf 2019 um 100 Prozent
(von 865 auf 1553 Stunden) zugenommen. Dagegen müsste Rabe etwas
unternehmen, wenn er wirklich etwas für eine wirksame Förderung der
Kinder tun möchte."

 * 
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HAMBURG/4970: Dieselfahrverbote in Altona - Kein Grund zur Entwarnung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Dezember 2019

Dieselfahrverbote in Altona: Kein Grund zur Entwarnung



Die Belastung mit Stickoxiden an der Max-Brauer-Allee und an der
Stresemannstraße ist in den ersten elf Monaten offenbar leicht
gesunken. Schon feiern die Behörde und Teile der Presse die "bessere
Luft" in Hamburg. Dazu Norbert Hackbusch, Wahlkreisabgeordneter aus
Altona der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Die
Behörde verschweigt, dass die Grenzwerte noch immer überschritten
werden. Das hat das Oberverwaltungsgericht erst Anfang Dezember wieder
festgestellt. Zum Feiern gibt es überhaupt keinen Anlass."

Im Gegenteil: Das Gericht hatte bekräftigt, den Luftreinhalteplan
"unverzüglich" fortzuschreiben und schnellstmöglich für eine
Einhaltung der Grenzwerte zu sorgen. Der BUND hatte daraufhin eine
Ausweitung der Fahrverbote in der Stadt gefordert.

Als "frech" bezeichnet Hackbusch die Aussage des Senats, es gebe keine
Hinweise auf wachsende Belastungen der Nebenstraßen durch die
Dieselfahrverbote: "Wer nicht misst, kann natürlich auch keine
wachsende Belastung der Nebenstraßen feststellen."

Die Durchfahrtsbeschränkungen hätten nicht zu weniger Verkehr oder zu
größeren Umleitungen geführt, sondern die alten Diesel lediglich in
Nebenrouten wie Holstenstraße, Kieler Straße und Fruchtallee geführt.

DIE LINKE fordert ein Durchfahrverbot für LKW durch Hamburg (für die
Strecke Dänemark Richtung Berlin besonders wichtig) und eine
weitreichendere Beschränkung. "Die Lungen der Menschen in der
Innenstadt haben das verdient", meint Hackbusch.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4969: Antifaschismus ist und bleibt gemeinnützig (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Dezember 2019

Antifaschismus ist und bleibt gemeinnützig!



DIE LINKE will das Gemeinnützigkeitsrecht ändern. Zur nächsten Sitzung
der Hamburgischen Bürgerschaft fordert sie den Senat mit einem Antrag
unter anderem dazu auf, sich im Bundesrat und bei seinem eigenen
Finanzamt dafür einzusetzen, dass Vereinen wie der Vereinigung der
Verfolgten des Naziregimes (VVN/BdA), aber auch Attac und Campact die
Gemeinnützigkeit wieder zuerkannt wird. "Was kann denn gemeinnütziger
sein als Antifaschismus?", begründet dies Christiane Schneider, die
innenpolitische Sprecherin der Fraktion. "Die Entscheidung des
Berliner Finanzamts, der VVN wegen eines Berichts aus Bayern
bundesweit den Status der Gemeinnützigkeit abzusprechen, ist ein
Skandal. Warum genügt ein bayerischer Geheimdienst, um einem
bundesweit arbeitenden Verein finanziell das Rückgrat zu brechen?
Hamburg soll sich im Bundesrat dafür einsetzen, dass diese Regelung
aus dem Gesetz gestrichen wird."

Auch Vereine wie Campact und Attac sind in den Fokus der Finanzämter
geraten und kämpfen jetzt vor Gericht um die Zukunft als
gemeinnütziger Verein. "Progressive Vereinigungen wie Attac, Campact
oder Umweltverbände müssen sich auch politisch einmischen können - das
ist ja genau ihre Aufgabe", erklärt Schneider. "Wir beantragen daher,
die Abgabenordnung so zu ändern, dass diese Vereine rechtliche und
finanzielle Sicherheit bekommen. Außerdem soll das Hamburger Finanzamt
gar nicht erst vor die Frage gestellt werden, wie es unklare
Regelungen des Bundes auszulegen hat. Hier muss der Finanzsenator
vorab verbindliche Entscheidungen für alle Hamburger Vereine treffen."

Das Finanzamt Berlin hat in einer viel kritisierten Entscheidung der
VVN/BdA unter Verweis auf den bayerischen Verfassungsschutzberichtdie
Gemeinnützigkeit wegen angeblicher extremistischer Beeinflussung
entzogen. Attac und Campact waren ins Fadenkreuz geraten, weil sie
sich aus Sicht von Finanzbehörden zu sehr politisch einmischten.

 * 

Quelle:
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Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3440: Kommission legt guten Abschlussbericht zur Bestattungskultur vor (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 9. Dezember 2019

Kommission legt guten Abschlussbericht zur Bestattungskultur in M-V vor



Zur heutigen abschließenden Beratung der Expertenkommission
"Bestattungskultur in Mecklenburg-Vorpommern" erklärt die 
SPD-Landtagsabgeordnete Martina Tegtmeier:

"Die Kommission hat heute einen Abschlussbericht beschlossen, der eine
gute Grundlage für die weitere parlamentarische Arbeit ist. Nach
intensiven Beratungen wurden viele Empfehlungen an den Gesetzgeber
erarbeitet, die den geänderten gesellschaftlichen Interessen gerecht
werden, ohne die über Jahrhunderte gewachsene Bestattungskultur in
Frage zu stellen. Es ging dabei u. a. um eine Lockerung der
Friedhofspflicht, um mehr Qualität in der Leichenschau und im
Bestattungsgewerbe, aber auch darum, dass Grabsteine hier im Land nur
aufgestellt werden sollen, wenn sie nicht unter Mitwirkung von
Kinderarbeit hergestellt wurden.

Die Mitglieder haben jetzt noch knapp zwei Wochen Zeit um Sondervoten
abzugeben. Anschließend wird der Bericht planmäßig zum 31.12. dem
Landtag übergeben. Danach werden die Fraktionen entscheiden, ob das
Bestattungsgesetz in diesem Sinne angepasst wird. Ich möchte Prof. Dr.
Heinrich Lang für seine gewissenhafte Sitzungsführung danken, die sehr
zum guten Ergebnis der Kommissionarbeit beigetragen hat."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3439: Verhandlungsergebnis für Crivitz und Parchim ist keine Lösung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 7. Dezember 2019

Verhandlungsergebnis für Crivitz und Parchim ist keine Lösung



Zur Medienberichterstattung über eine Vereinbarung zwischen
Klinikbetreiber und Gesundheitsministerium zur Situation in Crivitz
und Parchim erklärt der gesundheitspolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion, Julian Barlen:

"Die Nachrichten, die mich zum angeblichen Verhandlungsergebnis
zwischen dem Gesundheitsminister und dem Klinikbetreiber Asklepios
bzw. Mediclin erreichen, sind erschreckend.

Zielstellung war, die Kinderstation in Parchim und damit die
Geburtshilfe zu erhalten. Hierfür aber die Geburtsstation in Crivitz
zu opfern und die Schaffung einer kindermedizinischen Tagesversorgung
zudem durch eine landesfinanzierte Stelle erkaufen zu müssen, ist
keine Lösung.

Offenbar konnte sich der Klinikbetreiber mit seiner Strategie der
Gewinnmaximierung über die berechtigten Interessen der Bevölkerung für
eine Erfüllung des Versorgungsauftrags hinwegsetzen. Das darf nicht
sein.

Minister Glawe muss hier im Interesse der Öffentlichkeit umgehend
nachbessern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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INNEN/3084: Wahlergebnisse Parteivorstand


SPD-Pressemitteilung vom 7. Dezember 2019

Wahlergebnisse Parteivorstand



Auf dem Ordentlichen Bundesparteitag in Berlin wurden am 07. Dezember
2019 die Mitglieder des SPD-Parteivorstands neu bestimmt. Zu wählen
waren insgesamt 24 Beisitzerinnen und Beisitzer für den
Parteivorstand. Das notwendige Quorum im ersten Wahlgang lag bei 290
Stimmen. Im zweiten Wahlgang wurden 10 Beisitzerinnen und Beisitzer
gewählt. Zur Wahl reichte dabei die einfache Mehrheit aus.

Stimmzahlen Stimmzahlen

1. Wahlgang - 2. Wahlgang

Ahnen, Doris: 392 (gewählt)

Annen, Niels: 232 - 261

Barthel, Klaus: 114 - zurückgezogen

Bozkurt, Aziz: 166 - zurückgezogen

Breymaier, Leni: 267 - 302 (gewählt)

Dulig, Martin: 260 - 456 (gewählt)

Engelmeier, Michaela: 265 - 289 (gewählt)

Esdar, Wiebke: 356 (gewählt)

Giffey, Franziska: 327 (gewählt)

Griese, Kerstin: 292 (gewählt)

Grötsch, Uli: 326 (gewählt)

Harsch, Daniela: 141 - zurückgezogen

Heiligenstadt, Frauke: 206 - 219

Horn, Gustav: 208 - 268 (gewählt)

Kaczmarek, Oliver: 278 - 322 (gewählt)

Kiziltepe, Cansel: 200 - 204

Klose, Annika: 154 - 123

Ludwig, Gerhard: 12 - zurückgezogen

Maas, Heiko: 227 - 409 (gewählt)

Martin, Bettina: 197 - 354 (gewählt)

Matschie, Christoph: 134 - 174

Miersch, Matthias: 404 (gewählt)

Müller, Michael: 168 - zurückgezogen

Noichl, Maria: 181 - 175

Özoguz, Aydan: 184 - 276 (gewählt)

Pähle, Katja: 182 - 275 (gewählt)

Pistorius, Boris: 340 (gewählt)

Rinkert, Daniel: 188 - zurückgezogen

Roth, Michael: 308 (gewählt)

Ryglewski, Sara: 292 (gewählt)

Schmidt, Dagmar: 308 (gewählt)

Schulze, Svenja: 313 (gewählt)

Schuster, Joachim: 121 - zurückgezogen

Schweitzer, Alexander: 301 (gewählt)

Stegner, Ralf: 165 - zurückgezogen

Stoch, Andreas: 217 - 275 (gewählt)

Uekermann, Johanna: 361 (gewählt)

Velter, Boris: 52 - zurückgezogen

Woidke, Dietmar: 346 (gewählt)

Yüksel, Serdar: 230 - 216

Dem Parteivorstand der SPD gehören weiterhin an:

Saskia Esken

Norbert Walter-Borjahns

Klara Geywitz

Hubertus Heil

Kervin Kühnert

Serpil Midyatli

Anke Rehlinger

Lars Klingbeil

Dietmar Nietan

Udo Bullmann

Damit gehören dem neu gewählten SPD-Parteivorstand 13 Frauen und
11 Männer an.

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 7. Dezember 2019

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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INNEN/3083: Weitere Wahlergebnisse des Ordentlichen SPD-Bundesparteitag in Berlin




SPD-Pressemitteilungen vom 6. Dezember 2019

Wahlergebnisse der Ordentlichen SPD-Bundesparteitag in Berlin

 * 

Stellvertretende SPD-Parteivorsitzende gewählt

Klara Geywitz, Hubertus Heil, Kevin Kühnert, Serpil Midyatli und Anke
Rehlinger wurden heute auf dem Ordentlichen SPD-Bundesparteitag in
Berlin als stellvertretende Vorsitzende der Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands gewählt.

Wahlergebnis Klara Geywitz:

Abgegebene Stimmen: 632

davon gültige Stimmen: 620

Ja-Stimmen: 476 (76,8 %)

Nein-Stimmen: 98

Enthaltungen: 46

Wahlergebnis Hubertus Heil:

Abgegebene Stimmen: 632

davon gültige Stimmen: 607

Ja-Stimmen: 425 (70,0 %)

Nein-Stimmen: 128

Enthaltungen: 54

Wahlergebnis Kevin Kühnert:

Abgegebene Stimmen: 632

davon gültige Stimmen: 618

Ja-Stimmen: 435 (70,4 %)

Nein-Stimmen: 157

Enthaltungen: 26

Wahlergebnis Serpil Midyatli:

Abgegebene Stimmen: 632

davon gültige Stimmen: 623

Ja-Stimmen: 497 (79,8 %)

Nein-Stimmen: 66

Enthaltungen: 60

Wahlergebnis Anke Rehlinger:

Abgegebene Stimmen: 632

davon gültige Stimmen: 619

Ja-Stimmen: 463 (74,8 %)

Nein-Stimmen: 98

Enthaltungen: 58

 * 

Lars Klingbeil zum Generalsekretär wiedergewählt

Lars Klingbeil wurde heute auf dem Ordentlichen SPD-Bundesparteitag in
Berlin zum Generalsekretär der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands wiedergewählt.

Wahlergebnis Lars Klingbeil:

Abgegebene Stimmen: 608

davon gültige Stimmen: 608

Ja-Stimmen: 486 (79,93%)

Nein-Stimmen: 88

Enthaltungen: 34

 * 

Dietmar Nietan zum Schatzmeister wiedergewählt

Dietmar Nietan wurde heute auf dem Ordentlichen SPD-Bundesparteitag in
Berlin zum Schatzmeister der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands
wiedergewählt.

Wahlergebnis Dietmar Nietan:

Abgegebene Stimmen: 610

davon gültige Stimmen: 606

Ja-Stimmen: 515 (84,98%)

Nein-Stimmen: 66

Enthaltungen: 25

 * 

Udo Bullmann als Verantwortlicher der SPD für die EU wiedergewählt

Udo Bullmann wurde heute auf dem Ordentlichen SPD-Bundesparteitag in
Berlin in seiner Funktion als Verantwortlicher des Parteivorstandes
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands für die Europäische Union
wiedergewählt.

Wahlergebnis Udo Bullmann:

Abgegebene Stimmen: 609

davon gültige Stimmen: 597

Ja-Stimmen: 479 (80,23 %)

Nein-Stimmen: 77

Enthaltungen: 41

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilungen 134/19 bis 137/19 vom 6. Dezember 2019

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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FINANZEN/544: Studentenwerke - Staatlicher Finanzierungsanteil nur noch 8,7 % (idw)


Deutsches Studentenwerk - 06.12.2019

Studentenwerke: Staatlicher Finanzierungsanteil nur noch 8,7 %



Wir kritisieren, dass die Bundesländer die Studenten- und
Studierendenwerke nur noch mit 8,7 % Finanzierungs-Anteil an ihren
Gesamteinnahmen unterstützen, und wir fordern eine Umkehr dieses
Abwärtstrends: mehr finanzielle Mittel der Bundesländer.

Der staatliche Finanzierungsanteil der 16 Bundesländer für ihre Studenten-
und Studierendenwerke liegt bei 8,7 % ihrer Einnahmen, und damit auf
einem ähnlichen tiefen Niveau wie in den Vorjahren. Das teilt das Deutsche
Studentenwerk (DSW) mit, in dem die 57 Studenten- und Studierendenwerke
zusammengeschlossen sind. Der Verband fordert eine stärkere finanzielle
Unterstützung durch die Länder.

Gemäß der neuen DSW-Publikation "Studentenwerke im Zahlenspiegel
2018/2019" machen die Zuschüsse und Finanzhilfen der Bundesländer im Jahr
2018 8,7 % der Gesamteinnahmen der Studentenwerke aus. Anfang der
1990er Jahren trugen die Länder noch mit rund 24 % zu den Einnahmen der
Studentenwerke bei.

"In Deutschland studieren fast 2,9 Millionen Studierende - so viele wie
nie zuvor. Natürlich wachsen da auch die Aufgaben und Ausgaben der
Studenten- und Studierendenwerke stetig mit. Was sich nicht ändert, ist
die Finanzierungsquote durch die Länder - die muss sich erhöhen", fordert
Achim Meyer auf der Heyde, der Generalsekretär des Deutschen
Studentenwerks (DSW).

"Die Studenten- und Studierendenwerke benötigen von ihren
Landesregierungen höhere Mittel. Die soziale Infrastruktur des Studiums
muss mit den Studierenden-Zahlen mitwachsen", verlangt Meyer auf der
Heyde.

"Es kann nicht sein, dass Bund und Länder über den 'Zukunftsvertrag
Studium und Lehre stärken' ab 2024, zusätzlich zur Grundfinanzierung durch
die Länder, jährlich mehr als vier Milliarden Euro bereitstellen, aber
kein zusätzliches Geld für die soziale Infrastruktur bereitgestellt wird",
kritisiert Meyer auf der Heyde.

62 % ihrer Gesamteinnahmen von 1,812 Milliarden Euro erwirtschafteten
die Studentenwerke im vergangen Jahr selbst durch Umsatzerlöse aus ihren
Studierendenwohnheimen und hochschulgastronomischen Einrichtungen. Die
Semesterbeiträge der Studierenden machen mit 19 % mehr als das Doppelte
der Einnahmen der Studentenwerke aus als die Gelder der 16 Bundesländer.


Weitere Informationen unter:

https://www.studentenwerke.de/sites/default/files/191118_dsw_zsp1819_web.pdf

- Die DSW-Broschüre "Studentenwerke im Zahlenspiegel 2018/2019"
zum Download

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution622

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Studentenwerk, 06.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1436: Kein Bundesaufnahmeprogramm für unbegleitete Flüchtlingskinder? (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 6. Dezember 2019

Kein Bundesaufnahmeprogramm, nur symbolisches Aufnahmekontingent für
unbegleitete Flüchtlingskinder?



Die Ablehnung eines bundesweiten Aufnahmeprogramms auf der am Freitag
abgeschlossenen Innenministerkonferenz (s. Presseerklärung des
niedersächsischen Innenministers [1]) enttäuscht den Flüchtlingsrat
zutiefst. Wieder einmal haben die Verantwortlichen aus Bund und Ländern die
Chance verpasst, zumindest einem relevanten Anteil der rund 4100 Kinder,
die ohne ihre Eltern auf der Flucht sind und zum Opfer des europäischen
Systems der Ausgrenzung und Zermürbung von Flüchtlingen in den Hot Spots
auf den griechischen Inseln wurden, eine menschenwürdige Lebensperspektive
noch in diesem Jahr zu vermitteln. Zur Debatte steht nun wohl nur noch die
Aufnahme kleiner Kontingente in Niedersachsen (100), Berlin (70) und
Thüringen, und selbst das ist noch nicht sicher, da die Bundesregierung
zustimmen muss.

Die von Kälte, Hunger, Obdachlosigkeit, unzureichender medizinischer
Versorgung und Verwahrlosung gezeichneten Geflüchteten, die unter
Plastikfolien und Zelten seit Monaten und manchmal Jahren in den für
Geflüchtete eingerichteten Hotspot-Ghettos überleben, sind Opfer einer
perfiden Abschreckungspolitik: Seht her, wie es euch ergeht, lautet die
Message, wenn ihr es wagt, europäischen Boden zu betreten. Mit diesen
Opfern dieser menschenrechtlich unhaltbaren Politik der Ausgrenzung will
die Bundesregierung, die wesentlichen Anteil am Zustandekommen des
Türkei-Deals hatte, nichts zu tun haben, im Gegenteil: Die Vorschläge des
Bundesinnenministeriums und der griechischen Regierung sehen vor,
Geflüchtete zukünftig in den Hotspots einzusperren, die Gerichtsverfahren
weiter zu verkürzen und Abschiebungen in die Türkei noch schneller und
rigider umzusetzen (siehe Bericht von PRO ASYL [2]).

Dem niedersächsischen Innenminister Boris Pistorius gebührt Dank für die
Initiative zur Aufnahme wenigstens der unbegleiteten Kinder aus den
griechischen Hotspots in Deutschland. Wir fragen uns allerdings, warum auch
Niedersachsen am Ende kleinmütig blieb und nicht allein die
Aufnahmebereitschaft für 1000 Kinder in Niedersachsen erklärt hat. Die
Ressourcen für eine solche Aufnahme wären in Niedersachsen vorhanden. Am
Ende kommt es, wenn es gut geht, zu einer symbolischen Geste. Sie ist
begrüßenswert, weil sie den Blick lenkt auf die von Europa herbeigeführte,
desaströse Lage in den Hotspots, und für die ausgewählten Kinder ein Segen.
An der Not der Betroffenen auf den griechischen Inseln ändert sie nichts.


Anmerkungen:

[1] https://www.mi.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/innenminister-pistorius-zieht-positives-fazit-nach-herbst-innenministerkonferenz-in-lubeck-183343.html

[2] https://www.proasyl.de/news/haftlager-bmi-plant-griechenland-handelt/

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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WISSENSCHAFT/1462: Bund-Länder-Vereinbarungen - Umsetzungsprozesse sind auf gutem Wege (idw)


Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) - 06.12.2019

Weitere Ergebnisse der heutigen GWK-Sitzung

Bund-Länder-Vereinbarungen: Umsetzungsprozesse sind auf gutem Wege



Die im November 2018 verabschiedeten gemeinsamen Bund-Länder-Programme
zur Etablierung eines Nationalen Hochleistungsrechnens (NHR), zum Aufbau
einer Nationalen Forschungsdateninfrastruktur (NFDI) und zur Förderung der
Personalgewinnung- und -entwicklung an Fachhochschulen befinden sich auf
gutem Wege: Die GWK hat heute weitere wichtige Weichen für eine
erfolgreiche Umsetzung gestellt.

Mit dem Aufbau eines Nationalen Hochleistungsrechnen-Systems (NHR)
entwickeln Bund und Länder die fachlichen und methodischen Stärken von
Hochleistungsrechenzentren in einem nationalen Verbund weiter. In diesem
Jahr sind die Vorbereitungen für das wissenschaftsgeleitete
Auswahlverfahren der Zentren, die künftig im NHR-System gefördert werden,
planmäßig angelaufen: Heute hat die GWK auf Empfehlung eines von ihr im
Mai 2019 eingesetzten Strategieausschusses das Ausschreibungskonzept für
die Auswahl der NHR-Zentren beschlossen und die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) gebeten, das Antrags- und
Begutachtungsverfahren durchzuführen. Die Ausschreibung wird im Januar
2020 veröffentlicht. Der weitere Zeitplan sieht vor, dass die GWK nach
einer Bewertung der eingegangenen Anträge durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) und auf der Grundlage einer darauf beruhenden
Empfehlung des Strategieausschusses Ende 2020 die zu fördernden
NHR-Zentren auswählt. Bund und Länder stellen gemeinsam für die Förderung
der NHR-Zentren bis zu 62,5 Mio. Euro jährlich bereit, mit denen die
Beschaffung von Rechenanlagen und der Betrieb der geförderten Zentren über
einen Zeitraum von grundsätzlich jeweils 10 Jahren finanziert werden.

Auch die Umsetzungsmaßnahmen für die Etablierung der Nationalen
Forschungsdateninfrastruktur (NFDI) kommen gut voran. Derzeit oft
dezentral, projektförmig und temporär gelagerte Datenbestände von
Wissenschaft und Forschung sollen im Rahmen der NFDI im gesamten deutschen
Wissenschaftssystem systematisch erschlossen werden. Für Aufbau und
Förderung der NFDI werden Bund und Länder von 2019 bis 2028 jährlich bis
zu 90 Mio. Euro im Endausbau bereitstellen, hiervon bringt der Bund 90
Prozent auf, 10 Prozent der Kosten tragen die Länder. Bereits im Mai 2019
hat die GWK beschlossen, das Direktorat der NFDI am FIZ Karlsruhe -
Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur und dem Karlsruher Institut
für Technologie - KIT anzusiedeln. Heute hat sie über die Höhe der
finanziellen Zuwendung an das Direktorat entschieden: für die Aufbauzeit
der Jahre 2019 und 2020 wird dieses mit 1,7 Mio. Euro ausgestattet.

Die Bund-Länder-Vereinbarung zur "Personalgewinnung und -entwicklung an
Fachhoch-schulen", die die GWK im November des Jahres 2018 beschlossen
hat, nimmt Fahrt auf. Nachdem die Konzeptphase des Programms noch im Jahr
2019 begonnen werden konnte, hat die GWK die Mitglieder des
Auswahlgremiums bestimmt, das über die Förderanträge der Hauptphase des
Programms entscheiden wird. Das Gremium wird aus 20 Expertinnen und
Experten bestehen, auf die sich Bund und Länder einvernehmlich - unter
Einbeziehung von Vorschlägen der Hochschulrektorenkonferenz, des
Wissenschaftsrats, des Stifterverbands für die deutsche Wissenschaft sowie
der Deutschen Forschungsgemeinschaft - verständigt haben. Zudem sind der
Bund mit zwei, die Länder mit vier Mitgliedern im Auswahlgremium
vertreten. Mit dem Programm werden Fachhochschulen bei der
Personalgewinnung und -entwicklung von Professorinnen und Professoren
unterstützt. Bund und Länder stellen hierfür gemeinsam insgesamt über 430
Mio. Euro zur Verfügung, die im Verhältnis 71 Prozent Bund und 29 Prozent
Länder aufgebracht werden.

Haushaltsentscheidungen für 2020

Die GWK hat heute weiterhin die Haushaltsentscheidungen für das Jahr 2020
für die Leibniz-Gemeinschaft (WGL), acatech - die Deutsche Akademie für
Technikwissenschaften und für das Akademienprogramm getroffen.

Die Leibniz-Gemeinschaft (WGL) erhält von Bund und Ländern im Jahre 2020
entsprechend den im Pakt für Forschung und Innovation III erfolgten
Zusagen einen Aufwuchs ihrer Zuwendungen in Höhe von 3 Prozent. Der
Aufwuchs wird gemäß dem Pakt für Forschung und Innovation III vom Bund
getragen. Insgesamt erhält die Leibniz-Gemeinschaft von Bund und Ländern
2020 1,277 Mrd. Euro. Die GWK hat heute auch das Akademienprogramm für das
Jahr 2020 verabschiedet. Mit diesem Programm, das von der Union der
deutschen Akademien der Wissenschaften durchgeführt wird, werden besonders
langfristige Forschungsvorhaben gefördert. Bund und Länder stellen hierfür
2020 rund 70,8 Mio. Euro zur Verfügung. Die Deutsche Akademie für
Technikwissenschaften (acatech) wird im Jahre 2020 eine gemeinsame
institutionelle Zuwendung des Bundes und der Länder in Höhe von 3,54 Mio.
Euro erhalten.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK), 06.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RAUB/1216: Auf der Straße - Sturm zieht auf ... (SB)




Mit der Pariser Polizeipräfektur schuf Bonaparte nicht nur ein
Gegengewicht zur Macht des (damaligen) Polizeiministers Joseph Fouché
(...) Seine Maßnahme war auch motiviert vom Misstrauen gegenüber dem
Volk von Paris.

Historiker Jean-Marc Berliere im Interview mit der Libération [1]

Am 21. März löste Präsident Emmanuel Macron den als gemäßigt geltenden
Pariser Polizeipräfekten Michel Delpuech ab und ersetzte ihn durch
Didier Lallement. Dem 63jährigen eilte aus Bordeaux der Ruf eines
autoritären und gnadenlosen Hardliners voraus, womit sein Auftrag in
der Hauptstadt bereits hinlänglich umrissen sein dürfte, den
Innenminister Christophe Castaner mit den Worten unterstrich: "Den
Aufstand zerschlagen!" In wessen Dienst der Herr über einen riesigen
Polizeiapparat von mehr als 42.000 Uniformierten steht, stellte er
jüngst in aller Öffentlichkeit zweifelsfrei klar. Einer freundlichen
Frau mittleren Alters, die ihm vor laufender Fernsehkamera erklären
wollte, warum sie mit den Gelbwesten auf die Straße geht, erteilte
Lallement, ohne sie eines Blickes zu würdigen, die schroffe Abfuhr:
"Wir sind nicht im selben Lager."

Wurden die polizeilichen Spezialeinheiten zur Aufstandsbekämpfung in
der Vergangenheit gegen große Streiks und in der Banlieue eingesetzt,
so gingen sie auch mit massiver Repression gegen die Gilets Jaunes
vor, die Tote und Schwerverletzte zu beklagen hatten, von zahlreichen
Festnahmen ganz zu schweigen. Die schon früher im Jahr praktizierte
Polizeitaktik, den Zusammenschluß verschiedener Bewegungen auf der
Straße zu verhindern, setzt sich nun im Zuge des landesweiten
Generalstreiks gegen die geplante Rentenreform fort. Da die Regierung
Macron allen Grund hat, eine Konvergenz von Gewerkschaften,
Massenstreiks, Protesten und Gelbwesten zu fürchten, schickt sie
Panzerwagen, Wasserwerfer und Tausende schwerbewaffnete
Bereitschaftspolizisten, um die Demonstrationen anzugreifen, zu
spalten und zu zerschlagen.

Am 5. Dezember protestierten nach Behördenangaben mehr als 800.000
Demonstranten, die Gewerkschaft CGT zählte 1,5 Millionen Menschen.
Zugleich legte ein Generalstreik das öffentliche Leben weitgehend
lahm. Die Proteste waren noch umfassender als jene gegen Macrons
Reformkurs auf dem Höhepunkt des öffentlichen Auftretens der
Gelbwesten vor einem Jahr. Am Wochenende führten Streiks zu
erheblichen Verkehrsbeeinträchtigungen, nur zehn bis 15 Prozent der
Pariser Vorortzüge und jeder sechste TGV-Schnellzug fuhren, neun
Metro-Linien blieben geschlossen. Im Louvre-Museum blieben einige
Räume und im Grand Palais eine gesamte Ausstellung geschlossen. Auch
die Pariser Oper, die Comédie Française sowie weitere
Kultureinrichtungen sagten Vorstellungen ab. Bereits in den
vergangenen Wochen hatten Bau- und Landwirtschaftsfahrzeuge aus
Protest gegen die Pläne der Regierung, die Steuern für Kraftstoff ab
2020 zu erhöhen, Ölraffinerien im Land blockiert. Nun legten
Lastwagenfahrer den Verkehr auf mehreren Autobahnen des Landes lahm,
indem sie Fahrbahnen und Mautstellen versperrten, um diesem Protest
Nachdruck zu verleihen. Wie jedes Jahr am ersten Samstag im Dezember
versammelten sich die Menschen zu einer Demonstration gegen
Arbeitslosigkeit und prekäre Arbeitsverhältnisse, und auch die Gilets
Jaunes gingen an diesem Tag erneut auf die Straße. Auch in anderen
Städten kam es zu Kundgebungen des Protests, aus Nantes und Lyon
wurden Zusammenstöße zwischen Demonstrierenden und der Polizei
gemeldet. [2]

Ungeachtet des Generalstreiks, der in den kommenden Tagen fortgesetzt
werden soll, hat die Regierungspartei La République En Marche (LRM)
wiederholt deutlich gemacht, daß sie nicht nachgeben wird. So
unterstrich Premierminister Edouard Philippe, er sei entschlossen, die
Rentenreform voranzutreiben: "Wenn wir heute keine tiefgreifende,
ernsthafte und progressive Reform vornehmen, wird morgen jemand anders
eine noch viel härtere durchsetzen", drohte er. Die neuen Maßnahmen
würden jedoch "schrittweise" und "ohne Härte" eingeführt, behauptete
Philippe. Die Regierung werde mit den Gewerkschaften zusammenarbeiten,
um ein für alle Branchen geltendes, "gerechteres" Rentensystem
einzuführen, das an die Stelle der bisher für verschiedene Branchen
geltenden 42 Systeme treten soll. [3]

In einer Doppelstrategie von Repression und Einbindung versucht die
Regierung offensichtlich, sich der Kollaboration der Gewerkschaften zu
versichern, indem sie auf sozialpartnerschaftliche Weise Gespräche
über die Rentenreform mit ihnen führt. Um den Protest auf der Straße
unter gewerkschaftliche Kontrolle zu bringen, der andernfalls in einen
Aufstand übergehen könnte, zollte Premierminister Philippe den
Gewerkschaften "für ihren organisatorischen Erfolg" Respekt und
erklärte, die Streiks und Proteste verliefen nach Plan. Hingegen
kündigte der Vorsitzende des Gewerkschaftsdachverbands CGT, Philippe
Martinez, an, nicht klein bei zu geben, bis der Reformplan
zurückgezogen werde. Ob die CGT am Ende doch fest entschlossen ist,
einen Kampf zur Verteidigung der Renten zu führen, muß jedoch mit
einem Fragezeichen versehen werden. Denn während des gesamten Jahres,
in dem die Gelbwesten auf die Straße gingen, wurden ihre Proteste von
den Gewerkschaften isoliert und teilweise sogar explizit
diskreditiert. Unterdessen saß die CGT mit Regierungsvertretern
zusammen, um Gespräche über die in der Bevölkerung weithin abgelehnten
Rentenkürzungen zu führen. Erst als es im November zu spontanen
Arbeitsniederlegungen bei der Bahn, in den Krankenhäusern und in den
Schulen kam, rief die CGT notgedrungen zum Streik auf, um nicht
abgehängt zu werden. [4]

Da sich die Gilets Jaunes als eine Protestbewegung ohne Führung,
Vertreter und feste Struktur sehr schnell weiterentwickelt,
radikalisiert und eine enorme Durchschlagskraft entfaltet haben, wurde
nicht nur die Regierung, sondern auch die Gewerkschaft auf dem
falschen Fuß erwischt. Nach dem Willen der Regierung soll sich die
Gewerkschaftsführung an die offizielle Spitze des aktuellen Protests
setzen, um ihn auszubremsen und in kontrollierbare Bahnen zu lenken.
Allerdings hat sich die Konstellation der Demonstrationen und Streiks,
die in Frankreich zur politischen Kultur gehören und traditionell das
Terrain der Gewerkschaften sind, in jüngerer Zeit gravierend
verändert.

Daß die Mobilisierungsfähigkeit der Gewerkschaften darunter gelitten
hat, wurde deutlich, als die Bewegung der Gelbwesten plötzlich auf den
Straßen und Verkehrskreiseln in Erscheinung trat. Diverse
gewerkschaftliche Aufrufe zum Generalstreik verhallten ungehört, doch
die Proteste gingen jenseits der ausgetretenen Pfade weiter. Die
Ablehnung jeglicher Vereinnahmung durch Parteien oder
Interessengruppen wurden zum Markenzeichen der Gilets Jaunes und
stärkten sogar ihre Position gegenüber der Regierung. Diese sah sich
nicht nur gezwungen, die geplante Steuererhöhung auf Treibstoff
zurückzunehmen, sondern mußte weitere Zugeständnisse machen, allen
voran Steuersenkungen für den Mittelstand, Entlastungen für Rentner
und alleinerziehende Mütter. Wenngleich es sich bei dem kolportierten
finanzieller Umfang der Maßnahmen von insgesamt 17 Milliarden Euro in
erheblichen Teilen um eine Mogelpackung der Regierung handelte, mußte
diese doch erstmals seit Jahren einen Rückzieher machen. [5]

Angesichts dieser Erfahrung kommt es Macron sicher gelegen, daß die
Gewerkschaften im gegenwärtigen Konflikt wieder eine sichtbare Rolle
spielen. Seit Monaten wird verhandelt, auch vor der Präsentation der
Reform am Mittwoch sind weitere Treffen vorgesehen. Doch die Frage,
für wen Philippe Martinez spricht, ist aktueller den je. Seine CGT
sowie die fünf anderen Gewerkschaften, die die Streikbewegung derzeit
anführen, sind besonders im öffentlichen Sektor verankert. Dort geht
die Gewerkschaftszugehörigkeit zwar auch zurück, ist aber immer noch
etwa doppelt so hoch wie in der Privatwirtschaft. Wenn ein Teil der
Mitarbeiter der staatlichen Eisenbahngesellschaft SNCF, der Pariser
Verkehrsbetriebe oder ein Teil der Lehrer die Arbeit niederlegen, sind
die Auswirkungen erheblich.

Mehrere Gewerkschaftsführer sprachen kürzlich in der Presse davon, daß
sie sich von einer radikalen Basis unter Druck gesetzt fühlen. Die
Gelbwesten treiben nun die Gewerkschaften vor sich her, und da die
Rentenreform alle Franzosen betrifft, müssen Philippe Martinez und
andere fürchten, von wachsenden Teilen der Bevölkerung anhand ihrer
Position und Kampfbereitschaft gewogen und für zu leicht befunden zu
werden, gingen sie allen Lippenbekenntnissen zum Trotz einen Kuhhandel
mit der Regierung ein. Sollten sie sich aber dazu durchringen, einem
Zusammenwirken der verschiedenen Kämpfe den Zuschlag zu geben, könnten
auch sie Teil des Sturms werden, der auf Frankreichs Straßen aufzieht.


Fußnoten:

[1] www.jungewelt.de/artikel/368282.frankreich-den-aufstand-zerschlagen.html

[2] www.welt.de/newsticker/news1/article204119530/Rente-Streiks-und-Proteste-in-Frankreich-Erneut-chaotische-Zustaende-erwartet.html

[3] www.tagesschau.de/ausland/streik-frankreich-121.html

[4] www.wsws.org/de/articles/2019/12/09/pers-d09.html

[5] www.nzz.ch/international/frankreich-proteste-wegen-emanuel-macrons-rentenreform-ld.1526699
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INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





LAIRE/1358: Ausbeutung - beim Namen genannt ... (SB)




In der Demokratischen Republik Kongo profitieren angeblich manche
Kinder davon, daß sie im Bergbau arbeiten. Nur in wenigen Minen
würden sie besonders schlimm ausgebeutet, behauptete kürzlich ein
Rohstoffexperte auf NDR Info. Wenige Tage zuvor hatte ein
Wirtschaftsethiker aus München im Deutschlandfunk erklärt, daß bei
der Fertigung von Billigwaren in Südostasien keine Ausbeutung
stattfindet und alle Seiten davon profitieren, daß dort so günstig
produziert wird. In beiden Standpunkten offenbart sich die
überhebliche Perspektive des Herrenmenschen, der sich nicht vorstellen
will, welche Schmerzen Tätigkeiten beispielsweise im kongolesischen
Bergbau oder in den südostasiatischen Nähbetrieben bei Kindern wie
auch Erwachsenen auszulösen vermögen.

Die Digitalisierung der Gesellschaft und der Umstieg von fossilen
Energien auf Erneuerbare soll der kapitalistischen Wirtschaftsordnung
einen Innovationsschub verleihen, für den der Einsatz großer Mengen
bestimmter Rohstoffe, beispielsweise Kupfer, Kobalt und Seltene
Erden, erforderlich wird. Um den Bedarf zu decken ist der
Tiefseeboden ins Visier von Politik und Industrie geraten. Die
Bundesrepublik Deutschland gehört zu jenen Staaten, die sich im
östlichen Pazifik zwischen Hawaii und Kalifornien ein riesiges Areal
zur Exploration von Manganknollen gesichert haben, die jene begehrten
Metalle enthalten.

Gegenwärtig wird noch bei der zuständigen Internationalen
Meeresbodenbehörde in Kingston, Jamaika, über ein Regelwerk
verhandelt, nach dem in Zukunft die Bodenschätze gehoben werden
dürfen. Auch wenn die Bundesanstalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe (BGR) schon seit Jahren die möglichen ökologischen Folgen
des Meeresbodenbergbaus erforscht, weiß man noch viel zu wenig über
mögliche Akkumulations- und Synergieeffekte sowie die Langzeitfolgen
solcher flächendeckenden Eingriffe.

Vor diesem Hintergrund stellen manche BGR-Vertreter es so dar, als ob
der umstrittene Meeresbodenbergbau eine Alternative zu Kinderarbeit
im Bergbau der DR Kongo sei. Das trifft jedoch allein deshalb nicht
zu, weil so große Mengen an Rohstoffen benötigt werden, daß die
Kinderarbeit weitergeht und zusätzlich der Meeresboden ökologisch
zerstört wird. Außerdem kann Kinderarbeit nicht über einen
Marktmechanismus beendet werden. Die Entlohnung der Kinder ist schon
derart gering, daß es niemals dazu kommen wird, daß die
Weltmarktpreise für die Rohstoffe so weit fallen, daß sich
Kinderarbeit nicht mehr lohnt. Eher wäre als Reaktion auf so einen
theoretischen Fall damit zu rechnen, daß die Kinder noch schlechter
bezahlt werden als bisher.

In der Sendung "Echolot auf hoher See: Woher kommen die Rohstoffe für
die Energiewende?" des NDR Info vom 2.12.2019 kolportierte
BGR-Mitarbeiter Philip Schütte jene Mär, daß der Meeresbodenbergbau
Kinderarbeit ablösen könnte. Zugleich relativierte er Kinderarbeit,
indem er erklärte:

"Wenn es jetzt einfach darum geht, dass ein Kind im Rohstoffsektor
leichte Tätigkeiten gemeinsam vielleicht mit seiner Familie
unternimmt und dadurch vielleicht die Familie noch Einkommen hat,
damit das Kind dann sein Schulgeld bezahlen kann: Wer ist man dann
als Europäer, dass man sich da hinstellt und sagt 'Nee, das ist
verboten!'


Es gibt da sehr viele Kinder, mehrere tausend, die auf den Minen
unterwegs sind, aber die, die die tatsächlich schlimmste Form der
Kinderarbeit durchführen, das haben wir auf zwei, drei Minen gesehen,
von knapp 60 Minen, die wir uns angeschaut haben. Also muss man dann
relativieren." [1]

Schütte hebt hier auf einen unter anderem in der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit geführten Diskurs ab, wonach die Sicht
eines Weißen aus Europa, auch wenn er "nur" helfen will, abgehoben
und arrogant sein kann, weil, wenn man den Kindern die
Verdienstmöglichkeit untersagt, deren Armut womöglich zunimmt. Bei
diesem Argument wird jedoch der entscheidende Zusatz unterschlagen:
Unter den gegebenen sozioökonomischen Bedingungen. Diese werden von
Schütte und anderen gar nicht erst in Frage gestellt, rührte das doch
an den Voraussetzungen ihres Wohlstands.

Die Industrieländer sorgen permanent dafür, daß das Wohlstandsgefälle
gesichert bleibt. In Afrika wächst zwar eine Mittelschicht heran,
allerdings sehr langsam. Zugleich bleibt die Armut auf sehr hohem
Niveau. Das hat unter anderem damit zu tun, daß der Abbau von
Rohstoffen extrem profitabel ist, und das kann er nur sein, weil die
Arbeit billig ist. Unverhohlen schreibt die Deutsche Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) in einem "Wegweiser für deutsche
Unternehmen" über den Risikostandort DR Kongo: "In einigen Branchen
wie dem Bergbau oder dem Mobilfunk sind die Gewinnmargen derart hoch,
dass private Unternehmen Milliarden-US-Dollar zu investieren bereit
sind". [2]

Diese "Milliarden" kommen dadurch wieder rein, daß die Menschen in
der DR Kongo, gleich welchen Alters, sich sprichwörtlich dabei
aufreiben, ihren Lebensunterhalt zu verdienen. Sie befinden sich am
untersten Ende der Wertschöpfungskette und sind die Verlierer der
globalisierten Warenproduktion.

Einen ähnlichen Standpunkt wie Schütte vertrat der Wirtschaftsethiker
Christoph Lütge von der TU München im Interview mit dem
Deutschlandfunk zum Thema "Billigprodukte im Black Friday Sale". Er
sprach nicht konkret zur DR Kongo oder Kinderarbeit, sondern über die
Arbeitsverhältnisse in den Ländern des Südens im allgemeinen. Auf die
Frage der Moderatorin Christiane Kaess, ob die Arbeiterinnen und
Arbeiter in Asien mit ihren extrem niedrigen Löhnen letztlich den
Preis für die Billigproduktion bezahlen, erwiderte Lütge:

"Über solche Argumente muss ich mich wirklich lustig machen. Das ist
einfach kompletter Unsinn. Das muss ich einfach mal ganz klar so
sagen. Sie haben vorhin über Gewinnmargen gesprochen. Bezogen auf die
Löhne in Asien ist eine Riesen-Gewinnmarge drin. Das liegt alles im
Risiko des Unternehmers. Das ist nichts, was auf irgendwelche
Arbeiter in Asien oder in anderen Regionen der Welt abgewälzt wird,
wo übrigens auch mittlerweile die Löhne deutlich gestiegen sind.
Diese Vorstellung von manchen Leuten hier in Deutschland, wir beuten
hier irgendwelche Leute in Asien aus, das ist einfach kompletter
Humbug." [3]

Es sei eine Win-Win-Situation, "alle profitieren", insbesondere
diejenigen, die weniger Geld haben. Ausbeutung findet nicht statt.
Den Ländern in Asien gehe es besser dadurch, daß sie Produkte für uns
herstellen, sagte Lütge.

Zwei Stimmen, die stellvertretend für einen in Politik und Wirtschaft
verbreiteten Standpunkt sind, demzufolge die profitorientierte
Wirtschaftsordnung, die solche gesundheitlich ruinösen
Lohnarbeitsbedingungen hervorbringt, Schicksal ist und nicht etwa
Ergebnis eines von Vorteilserwägungen bestimmten und durch sämtliche
Mittel der rechtlichen, politischen und militärischen Gewalt
fortwährend gesicherten Interesses an der Dauerbefestigung des
Wohlstandsgefälles vom Globalen Norden zum Globalen Süden.


Fußnoten:

[1] https://www.ndr.de/nachrichten/info/sendungen/das_forum/forum5786.pdf

[2] https://www.giz.de/de/downloads/Neue-maerkte-kongo.pdf

[3] https://www.deutschlandfunk.de/billigprodukte-im-black-friday-sale-niemand-wird.694.de.html?dram:article_id=464611
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/1471: Berlin - XXV. Rosa-Luxemburg-Konferenz, 11.01.2020 (jw)


junge welt

»Gelbwesten«, verfolgte Journalisten, kolumbianische Gewerkschafter und
israelische Bürgerrechtler auf der XXV. Rosa-Luxemburg-Konferenz 2020

11. Januar 2020 im Berliner Mercure Konferenzhotel MOA

Stephanstr. 41, 10559 Berlin-Moabit



Wenn sich französische »Gelbwesten« mit Black-Lives-Matter-Aktivisten und
kubanischen Revolutionären in Berlin treffen - und der gerade aus
türkischer Gefangenschaft freigekommene Journalist und jW-Autor Max
Zirngast von seinen Erfahrungen berichtet: Dies sind nur einige
Programmpunkte der Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 2020. Bereits
zum 25. Mal lädt die Tageszeitung »junge Welt« zur größten regelmäßig
stattfindenden Konferenz der Linken im deutschsprachigen Raum ein.

Unter dem Motto »Macht der Straße - Kampf um die Zukunft - Die Systemfrage
beantworten« referieren und diskutieren Intellektuelle, Politiker,
Wissenschaftler und Künstler aus Europa, den USA, Lateinamerika und dem
Nahen Osten. Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf politischen und
gesellschaftlichen Protestbewegungen, die in letzter Zeit entstanden sind.
Auch der Protest gegen den Putsch in Bolivien wird eine wichtige Rolle
spielen. Weiterhin nehmen die israelische Rechtsanwältin Lea Tsemel, Tory
Russell von der US-amerikanischen Black-Lives-Matter-Bewegung, die
kolumbianische Gewerkschafterin Luz Díaz sowie Yoerky Sánchez Cuellar,
Direktor der Zeitung »Juventud Rebelde« und kubanisches Staatsratsmitglied,
teil.

In den letzten 24 Jahren war die Konferenz immer wieder Auftrittsort für
prominente Politiker, Autoren, Wissenschaftler und Künstler aus allen
Strömungen der Linken weltweit. So sprachen dort u. a. Tariq Ali, Elmar
Altvater, Noam Chomsky, Angela Davis, Denis Goldberg, Hans Heinz Holz,
Alfred Hrdlicka, Oskar Lafontaine, Achille Mbembe, Abel Prieto, Ignacio
Ramonet, Mesale Tolu und Moshe Zuckermann.

Die »junge Welt« ist die einzige marxistisch orientierte Tageszeitung im
deutschsprachigen Raum und wird von der Genossenschaft ihrer Leserinnen und
Leser herausgegeben.

Die XXV. Internationale Rosa-Luxemburg-Konferenz findet am
11. Januar 2020 im Berliner Mercure Konferenzhotel MOA (Stephanstr. 41,
10559 Berlin-Moabit) statt.

Weitere Informationen:

https://rosa-luxemburg-konferenz.de/de/

 * 

Quelle:

Ankündigung vom 4. Dezember 2019

Tageszeitung »junge Welt«

Torstraße 6, 10119 Berlin

Telefon: 030 / 53 63 55-0, Fax: 030 / 53 63 55-44

E-Mail: redaktion@jungewelt.de

Internet: www.jungewelt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/412: Kolumbien - Ehemaliger FARC-Kämpfer Manuel Santo Yatacué in Cauca ermordet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Ehemaliger FARC-Kämpfer Manuel Santo Yatacué in Cauca ermordet



(Contagiaradio, 03. Dezember 2019) - Der ehemalige FARC-Kämpfer Manuel
Santo Yatacué Ramos wurde am 2. Dezember gegen 18 Uhr abends im Dorf
La Elvira im südwestlichen Bundesstaat Cauca ermordet. Santo Yatacué
hatte sich an einem Programm im Kontext des 2016 mit der
Guerilla-Gruppe FARC abgeschlossenen Friedensabkommens beteiligt und
arbeitete zuletzt in einer Kaffeekooperative.

Laut Berichten lokaler Medien wurde Santo Yatacué von Männern mit
Schusswaffen attackiert. Es fielen mehrere Schüsse im Gebiet El Ceral
in der Nähe der Wiedereingliederungszone ETCR (Gebietseinheit für
Ausbildung und Wiedereingliederung) von La Elvira. Momentan ist
unklar, wer die Täter sind und welche Motive hinter dem Verbrechen
stehen.

Tulio Murillo, politischer Berater der ECTR in Mesetas, berichtete
kürzlich von weiteren Morden an ehemaligen FARC-Kämpfern, wie etwa dem
Mord an Alexander Parra, und verwies darauf, dass trotz der desolaten
Sicherheitslage in den ETCR-Zonen ein gewisses Maß an Vertrauen
entstanden sei. Hingegen ist in den stärker militarisierten Gebieten
wie in den Bundesstaaten Norte de Santander, Cauca und Meta die Gewalt
gegen ehemalige FARC-Kämpfer viel stärker.

In diesem Zusammenhang weisen führende Mitglieder der politischen
Partei der FARC wie Pablo Catatumbo wiederholt darauf hin, dass die
Regierung das Leben und die Sicherheit derjenigen garantieren müsse,
die das Friedensabkommen unterzeichnet haben. Die Senatorin Victoria
Sandina kritisierte ebenfalls, dass die Regierung einfach weitermache,
ohne sich um die Sicherheitsgarantien zu kümmern, die im
Friedensvertrag vereinbart wurden. Seit der Unterzeichnung der
Friedensverträge im November 2016 wurden 169 ehemalige FARC-Kämpfer
ermordet.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/ehemaliger-farc-kaempfer-manuel-santo-yatacue-in-cauca-ermordet/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07114: Gedenken an Akiba Rubinstein (SB)


Anfang August 1983 fand in Polanica Zdroj ein Gedenkturnier für Akiba
Rubinstein statt. Doch wer war dieser Akiba Rubinstein? Sein Biograph
Hannak begann seine Hommage an den berühmten Großmeister
folgendermaßen: "Tief aus dem Dunkeln, tief aus dem Mittelalter kommt
Akiba Rubinstein her. Ein armseliges, finsteres Judenghetto Russisch-
Polens ist das Bethlehem, in dem dieses Licht zu leuchten begann." Am
12. Dezember 1882 wurde Rubinstein in einer Rabbinerfamilie geboren.
Sein Vater starb früh, Wochen vor seiner Geburt, und so mußte seine
Mutter die zwölf Kinder allein versorgen. Die Lebensumstände des
jungen Rubinstein müssen entbehrungsreich und trist gewesen sein. Und
es behagte ihm auch wenig, daß er später zu seinen Großeltern kam, um
in die Fußstapfen seines Vaters, den er nie gekannt, zu treten. Doch
Akibas Leidenschaft galt nicht dem geschriebenen Wort. Talmudlehrer zu
werden, paßte nicht in sein Weltbild, zumal er bereits in jungen
Jahren im Schachspiel den für ihn bestimmten Lebensweg gefunden hatte.
Nur eine hartnäckige Krankheit verhinderte später, daß er zu den
höchsten Schachehren aufstieg. Im heutigen Rätsel der Sphinx aus dem
Gedenkturnier spielte der russische Meister Dydyszko, der auch den
Wettkampf gewann, mit den weißen Steinen eine glänzende
Angriffspartie, die dem Gedenken an Rubinstein alle Ehren machte. Sein
Kontrahent hatte zuletzt 1...f7-f5 gezogen, Wanderer.
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Dydyszko - Kruszynski

Polanica Zdroj 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Weiß ließ sich nicht auf das Glatteis des trügerischen Springerschachs
führen, sondern zerstörte mit 1.De7-c7! alle schwarzen
Rettungshoffnungen. Der Damenzug blockierte die c-Linie. Andererseits
durfte die Dame nicht geschlagen werden, weil sonst der derart
gebildete Freibauer entschieden hätte, und auf 1...Tc8-f8 entscheidet
einfach 2.Tf3xf5 Tf8xf5 2.Dc7-d8+ usw.



Erstveröffentlichung am 19. November 2006

9. Dezember 2019
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/871: Lippstadt - Eisstockschießen, "Eiskalt zielen und punkten", 12. und 19.12.19


Stadt Lippstadt

Eiskalt zielen und punkten

Die Eisstockschützengilde Lippe führt Besucher aufs Glatteis



Mit Absicht und Vergnügen führen die Mitglieder der
Eisstockschützengilde Lippe die mutigen Weihnachtsmarkt-Besucher aufs
Glatteis - und das für einen guten Zweck! Ob Einzelpersonen, Paare,
Gruppen, Kollegen oder Familien: Sie alle sind eingeladen, die
beliebte Wintersportart eigenhändig auszuprobieren. Neulinge werden
selbstverständlich mit wertvollen Tipps der Profis aufs Eis geschickt.
Schließlich geht es darum, den Eisstock möglichst dicht an der "Daube"
zu platzieren. Ebenfalls erfolgversprechend ist die Methode, eine
möglichst hohe Punktzahl zu erreichen, in dem man auf die Bretter
zielt. Die Theorie klingt simpel. In der Praxis fordert das
spiegelglatte Eis den ungeübten Sportlern heraus.

Über die erspielten Punkte wird genau Buch geführt, schließlich winkt
den besten Eisstockschützen ein attraktiver Preis. An jedem der drei
Donnerstage wird ein Tagessieger gekürt. Aber auch die beiden Zweit-
und Drittplatzierten erhalten eine Überraschung.

Das eiskalte und spiegelglatte Vergnügen hat seinen Preis. Für fünf
Schuss zahlt man drei Euro. Der Erlös wird an eine gemeinnützige
Einrichtung in der Region sowie an die "Aktion Lichtblicke" gespendet.
Sie unterstützt seit Jahren Kinder, Jugendliche und deren Familien aus
Nordrhein-Westfalen, die in eine materielle, finanzielle oder
seelische Notlage geraten sind.

Das Eisstockschieß-Event findet am 5., 12. und 19. Dezember jeweils ab
18 Uhr auf der Eisbahn statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.12.19

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/823: Lübeck - "Montezuma" von Carl Heinrich Graun, 14.1. - 21.2.2020


THEATER LÜBECK

Montezuma

Oper von Carl Heinrich Graun (1704-1759)

Libretto von Friedrich II./König von Preußen (1712-1786)

(Uraufführung 1755)

Lübecker Erstaufführung

In italienischer Sprache mit deutschen Übertiteln

Kostprobe 14/01, 18.30 Uhr, Großes Haus (Eintritt frei)

Premiere 26/01, 18.00 Uhr, Großes Haus

Weitere Termine 01/02, 21/02, jeweils 19.30 Uhr, u.a.



Der »Inhalt« dieses »musikalischen Trauerspiels« wurde im 18.
Jahrhundert so annonciert: Die verschiedenen Unternehmungen und
Eroberungen der Spanier in dem durch den berühmten Christophorum
Columbum während der Regierung des Königs Ferdinandi und der Königin
Isabella von Spanien entdeckten Westindien sind in der Historie zur
Gnüge bekannt. Besonders war die Unternehmung des Ferdinando Cortes in
Mexiko eine der merkwürdigsten. Der damals regierende König von
Mexiko, Montezuma, erlaubte den Spaniern auf guten Glauben den
Eintritt in sein Reich; aber er spürte hernach allzuspät die Wirkung
eines gar zu leichtgläubigen Vertrauens und einer unzeitigen Großmut,
als sie ihm das Leben kostete.

1519 wurden besonders wichtige, identitätsstiftende Heiligtümer der
Azteken durch spanische Eroberer geschleift und durch prachtvolle
Kirchen überbaut - pyramidale Anlagen wurden von den Eroberern
»gekrönt«. - 1755 schuf sich der König von Preußen ein musikalisch-
literarisches Selbstporträt als großmütiger Philosophenkönig der
Azteken, der Glaubensfreiheit, Toleranz und Großmut lebt: Montezuma.
Sein Gegner ist Cortes, ein brutaler, intriganter spanischer Eroberer,
der alle Azteken vernichten will. Die Barbaren sind die Europäer - ein
moderner kritischer Ansatz in der Beschreibung des Kolonialismus? -
Friedrich der Große sollte im Siebenjährigen Krieg, der ein Jahr nach
der Uraufführung begann, auch einem Bündnis angehören, das Portugal
(nicht: Spanien) einschloss. Und die Kriegshandlungen Großbritanniens,
Bündnispartner Friedrichs, und Frankreichs, hatten u. a. Amerika zum
Gegenstand und Schauplatz.

Musikalische Leitung: T. Nagasaki

Inszenierung: I. Kerkhof

Wissenschaftliche Beratung: Dr. L. Frühsorge

Bühne: A. Neuser

Kostüme: B. Leonhardt

Licht: F. Hampel

Chor: J.-M. Krüger

Mit C. Austin, E. McNairy, E. Metaxaki, A. Shin, A. Stadel, J.-M.
Sundal, N.N.; Chor des Theater Lübeck; Philharmonisches Orchester der
Hansestadt Lübeck

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. Dezember 2019

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Telefax; 0451/70 88-222

E-Mail: kontakt@theaterluebeck.de

Internet: http://www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1314: Hamburg - "Max Empathy++" von und mit OutOfTheBox, 10./11.1.2020


LICHTHOF Theater

"Max Empathy++"

Von und mit: OutOfTheBox (Susanne Schuster und Ricardo Gehn)

Fr, 10.1., 18 Uhr + 20:30 Uhr / Sa, 11.1., 15 Uhr + 18 Uhr + 20:30 Uhr



Empathie ist schon längst zu einer Einnahmequelle geworden: Wer
Empathie erzeugen kann, kann sich im öffentlichen Leben platzieren,
kann Ideen verbreiten, kann Produkte vermarkten. Auf digitalen
Plattformen sammeln sogenannte "Influencer" tausende Follower*innen
und feiern damit weltweit Erfolge. Zugleich rückt mit der stetig
wachsenden Automatisierung und Robotisierung aller Lebensbereiche die
Utopie der Abschaffung von Arbeit in greifbare Nähe: Die Diskussionen
um Künstliche Intelligenzen und Industrie 4.0 zeigt bereits heute,
dass viele Berufsfelder und ökonomische Zusammenhänge einen
tiefgreifenden Wandel durchmachen.

In dem performativen Szenario "MaxEmpathy++" spekuliert das Medien-
und Theaterkollektiv OutOfTheBox über alternative Berufsfelder.
Mithilfe einer selbstentwickelten Software simuliert OutOfTheBox für
die Teilnehmenden eine Clickworking - Erfahrung und erprobt ein
neuartiges Modell der Arbeit. Das niedersächsische Kollektiv
OutOfTheBox besteht aus der Dramaturgin Susanne Schuster und dem
Medienkünstler Ricardo Gehn. Seit 2017 arbeiten sie gemeinsam an
spekulativer Software und entwerfen performative Erfahrungsräume an
der Schnittstelle von Medienkunst, Theater und Digitalkultur.

www.outofthebox-now.de

Dank an Anton Kurt Krause und Philipp Hecht

In Koproduktion mit dem LOT Theater Braunschweig und in Kooperation
mit dem Kulturzentrum Pavillon

Hannover, der Städtischen Galerie KUBUS Hannover, dem LICHTHOF Theater
Hamburg und dem Theaterhaus Hildesheim.

Gefördert durch: Kulturbüro der Landeshauptstadt Hannover,
Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur

Reservix-Hotline 01806 700733

und an allen gängigen VV-Stellen

Eintrittspreise 18 € / 12 € / 8 €

Sonderveranstaltungen können abweichende Preise haben.

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





VÖGEL/1139: Zum ersten Mal über 600 Weißstorchpaare in Bayern (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 26. November 2019

Zum ersten Mal über 600 Weißstorchpaare in Bayern

Bestand in 30 Jahren verzehnfacht - Koloniebildung setzt sich fort -
regional litten Jungvögel unter Schlechtwetter



Hilpoltstein, 26.11.19 - Entgegen dem ostdeutschen Trend, der 2019 als
ein schwieriges Jahr für Weißstörche sieht, ist die Zahl der
Weißstorchbrutpaare in Bayern erneut weiter angestiegen. "Mit fast 100
Neuansiedlungen haben 2019 über 630 Storchenpaare im Freistaat
gebrütet. Der Bestand hat sich also in 30 Jahren verzehnfacht", sagt
Oda Wieding, die Weißstorchexpertin im LBV. Dabei wachsen nicht nur
die bereits bestehenden Storchen-Kolonien weiter, sondern es bilden
sich auch neue. "Ansiedlungswillige Paare lassen sich gerne in der
Nähe bestehender Nester nieder wie zum Beispiel in Oettingen im
Landkreis Donau-Ries", erklärt die LBV-Biologin. Beim bayerischen
Storchennachwuchs verzeichnet der LBV für dieses Jahr eine nur leicht
unterdurchschnittliche Bilanz. Grund sind die Unwetterfronten im Mai.
Sie haben den Bruterfolg in Bayern 2019 jedoch weniger beeinflusst,
als noch im späten Frühjahr befürchtet.

Die Weißstorchpopulation im Freistaat steigt seit Jahren an. Ein Grund
dafür: "Der Großteil der bayerischen Störche zieht über die
ungefährlichere westeuropäische Route in den Süden und überwintert oft
schon in Spanien, anstatt bis nach Afrika zu fliegen", erklärt
Wieding. Weißstörche, die über die östliche Route, also über den
Bosporus, ziehen, leben gefährlicher, da auf dieser Route Weißstörche
häufiger durch Jagd bedroht sind. Ostdeutsche Bundesländer verzeichnen
deshalb seit Jahren eher schlechte Bestandsentwicklungen. Auf welchem
Weg sechs bayerische Weißstörche aktuell in den Süden geflogen sind
kann jeder live im Internet mitverfolgen. Sowohl Jungstörche aus
diesem als auch aus den letzten Jahren sind mit Satellitensendern
ausgestattet worden. Ihre Reiseroute zeigt die LBV-Webseite unter
www.lbv.de/senderstoerche.

Beim Nachwuchs gab es bei den Jungstörchen einige Verluste durch zwei
Regenfronten im Mai. Vor allem Südbayern hat das schlechte Wetter
getroffen. Doch insgesamt haben sich die Verluste weit weniger
schlimm ausgewirkt als befürchtet. "Rund um den Ammersee kam es durch
das schlechte Wetter zwar zu einem über 50 prozentigen Brutausfall, in
Mittelfranken war der Bruterfolg dafür umso besser mit
durchschnittlich über zwei ausgeflogenen Jungen pro Nest", sagt die
LBV-Storchenexpertin. "Hier zeigt sich, dass von einem guten Mäusejahr
auch Weißstörche profitieren."

Die fast 100 Neuansiedlungen verteilen sich ungleichmäßig über Bayern.
Während sich in Ostbayern, zum Beispiel im Landkreis Regensburg,
einzelne Paare ansiedeln wie in Ramspau und erste Mehrfachansiedlungen
entstehen wie beispielsweise in Regenstauf, kommt es in Westbayern zu
wachsenden Kolonien oder es entstehen neue: "In Aurach im Landkreis
Ansbach ist die beginnende Storchenkolonie von drei auf sieben
Brutpaare angewachsen", sagt Oda Wieding. "Die größte bayerische
Kolonie findet sich mit über 30 Storchenpaaren weiterhin in Uehlfeld
im Landkreis Neustadt an der Aisch. Hier kamen dieses Jahr sieben neue
Paare hinzu."

 * 

Quelle:

Presseinformation, 26.11.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





STRAHLUNG/109: Möglicher Einfluss elektromagnetischer Felder auf Tiere und Pflanzen im Fokus (idw/BfS)


Bundesamt für Strahlenschutz - 06.12.2019

Strahlenschutz: Möglicher Einfluss elektromagnetischer Felder auf
Tiere und Pflanzen im Fokus

BfS will Hinweisen zu möglichen Wirkungen weiter nachgehen



Einige Tier- und Pflanzenarten können elektrische oder magnetische
Felder wahrnehmen. Auch wenn in einigen Labor- und Freilandstudien
teilweise Wirkungen auf Tiere und Pflanzen beobachtet werden konnten,
gibt es aber nach wie vor keinen wissenschaftlich belastbaren Beweis,
wonach elektromagnetische Felder unterhalb der Grenzwerte eine Gefahr
für Tiere oder Pflanzen darstellen. Weiterhin besteht jedoch hoher
Forschungsbedarf. Dies ist das Ergebnis eines internationalen
Workshops des Bundesamts für Strahlenschutz (BfS) zum "Einfluss
elektrischer, magnetischer und elektromagnetischer Felder auf die
belebte Umwelt".

Besondere Bedeutung kommt den Erkenntnissen des Workshops angesichts
des fortschreitenden Ausbaus der Stromnetze und der Einführung des
neuen Mobilfunkstandards 5G zu. Eine umfassende Auswertung der
Workshop-Ergebnisse soll die Grundlage für weitere Forschung bilden.

Bei der Stromübertragung geht es vor allem um Tierarten, die das
Erdmagnetfeld wahr-nehmen und sich danach orientieren. Schwerpunkt der
Forschung ist, ob durch den Men-schen verursachte Felder die
Wahrnehmung dieser Tiere beeinflussen oder gar ihre Orientierung
stören können. So kommt eine Studie unter Laborbedingungen zu dem
Schluss, dass die Orientierung der untersuchten Zugvögel nach dem
Erdmagnetfeld durch schwache Magnetfelder auch unterhalb der
Grenzwerte gestört werden kann. Es handelt sich dabei aber um einen
Frequenzbereich, der weder mit Stromleitungen noch mit Mobilfunk in
Zusammenhang gebracht werden kann, sondern dazwischen liegt.
Demgegenüber konnte in ersten vorgestellten Ergebnissen einer anderen
Studie bei Zugvögeln, die unmittelbar vor dem Freilassen solchen
Magnetfeldern ausgesetzt waren, kein Unterschied im Flugverhalten
(Zugrichtung, verspäteter Abflug) im Vergleich zu nicht-exponierten
Tieren beobachtet werden. Im Rahmen dieser Studie sollen noch weitere
Untersuchungen vorgenommen werden.

Welchen Einfluss neue Gleichstromtrassen infolge des Stromnetzausbaus
auf die Orientierung von Tieren haben werden, ist noch offen. Erwartet
wird, dass die Tiere ihr Verhalten wie bei natürlichen
Erdmagnetfeldanomalien anpassen und andere Orientierungsmöglichkeiten
wie die Sonne, Sterne oder Landmarken nutzen.

Im Zusammenhang mit Mobilfunk wurden zahlreiche Auswirkungen vor allem
auf Insekten und Pflanzen diskutiert. Insgesamt betrachtet
unterstützen die im Workshop präsen-tierten Untersuchungen den
bisherigen Kenntnisstand, wonach es auch im Bereich hoch-frequenter
elektromagnetischer Felder unterhalb der geltenden Grenzwerte keinen
Nachweis für schädliche Auswirkungen auf Tiere oder Pflanzen gibt.

Vereinzelt gibt es jedoch Hinweise darauf, dass hochfrequente Felder
womöglich einen Einfluss auf Insekten haben könnten. So konnten in
einer Freilandstudie Veränderungen der Häufigkeit und Biodiversität
von Bestäubern in der Umgebung von Basisstationen beobachtet werden.
Auch mit Blick auf die neue Mobilfunkgeneration 5G bleiben noch einige
Fragen offen: So ist es denkbar, dass sich bei den möglicherweise in
einigen Jahren zum Einsatz kommenden höheren Frequenzen die
Energieaufnahme von Insekten erhöhen könnte.

In Studien an Pflanzen wurden vor allem Wachstumseffekte untersucht.
So beeinflusst das statische Erdmagnetfeld und dessen künstliche
Abschwächung oder Verstärkung das Wachstum von Pflanzen. Gezeigt
werden konnte zudem, dass hochfrequente Felder unter Laborbedingungen
eine Stressreaktion auslösen und ebenfalls das Wachstum beeinflussen
können. Da allerdings auch hier die Ergebnisse teilweise
widersprüchlich waren, ist auch in diesem Bereich weitere Forschung
erforderlich.

Der Workshop fand Anfang November in München statt. Vorgestellt wurden
Untersu-chungen aus unterschiedlichen wissenschaftlichen Disziplinen.
Insgesamt nahmen 64 Fachleute aus 15 Ländern der ganzen Welt daran
teil.

Bundesamt für Strahlenschutz:

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) arbeitet für den Schutz des
Menschen und der Umwelt vor Schäden durch Strahlung. Das BfS
informiert die Bevölkerung und berät die Bundesregierung in allen
Fragen des Strahlenschutzes. Die über 500 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter bewerten Strahlenrisiken, überwachen die
Umweltradioaktivität, unterstützen aktiv im radiologischen
Notfallschutz und nehmen hoheitliche Aufgaben wahr, darunter im
medizinischen und beruflichen Strahlenschutz. Ultraviolette Strahlung
und strahlenrelevante Aspekte der Digitalisierung und Energiewende
sind weitere Arbeitsfelder. Als wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde betreibt das BfS Forschung und ist mit nationalen
und internationalen Fachleuten vernetzt.

Weitere Informationen unter www.bfs.de.




Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news728576

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution879

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Strahlenschutz - 06.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





WALD/188: Der Versteppung vorbeugen - Forschungsprojekt mit ersten strategischen Empfehlungen (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 06.12.2019

Der Versteppung vorbeugen

Forscher vom Institut für Ökologie, Evolution und Diversität der
Goethe-Universität suchen im "South Hesse Oak Project" (SHOP) nach
Strategien, um einer Versteppung des Waldes entgegenzuwirken, die als
Folge des Klimawandels zu befürchten ist. Nun stellen sie erste
strategische Empfehlungen vor.



Die Sommer in Mitteleuropa werden wärmer, die sommerlichen
Niederschläge weniger und die Dürreperioden länger und häufiger. Der
Klimawandel verändert das Wetter und beeinflusst damit die Wälder. Wo
derzeit noch eine gute Wasserversorgung besteht, wird der Klimawandel
mittelfristig, so hofft man, nur zu einer moderaten Veränderung in der
Artenzusammensetzung führen, hin zu Arten, die mit der Trockenheit
besser zurechtkommen. Wälder, die allerdings bereits heute auf
Extremstandorten mit schlechter Wasserversorgung wachsen - wie große
Teile des Frankfurter Stadtwaldes, in dem durch die Dürren der Jahre
2018/19 insgesamt 97 Prozent aller Bäume geschädigt sind -, werden
zukünftige Dürreperioden nicht unbeschadet überstehen. Deshalb
untersuchen Forscher vom Institut für Ökologie, Evolution und
Diversität der Goethe-Universität im "South Hesse Oak Project" (SHOP),
welche Strategien einer Versteppung entgegenwirken, um so den Wald als
Habitat mit reicher Biodiversität und als CO2-Speicher trotz des
voranschreitenden Klimawandels zu erhalten.

Nun stellen sie erste strategische Empfehlungen vor:


	Moderat betroffene Standorte mit zukünftig immer noch guter Wasserversorgung sind prinzipiell in der Lage, über natürliche Regeneration des Bestandes, klimatische Selektion der Individuen und eine Anpassung der Artenzusammensetzung dem Klimawandel ohne anthropogenes Zutun zu trotzen.

	Für mäßig betroffene Standorte, an denen zunehmend Trockenschäden zu erwarten sind, ist die gezielte Aufforstung trockenresistenter Baumarten heimischen Ursprungs wie Traubeneiche oder Waldkiefer sinnvoll.

	Für stark betroffene Regionen wie die Sandböden im Rhein-Main-Gebiet ist der Anbau von Arten aus trockeneren Klimazonen notwendig. Hierfür kommen prinzipiell mediterrane Arten sowie Arten aus Übersee in Frage.



Bereits 2007 begann an der Goethe-Universität der Arbeitskreis
"Ökophysiologie der Pflanzen" mediterrane Eichenarten zu untersuchen.
Das daraus entstandene Projekt "Wald der Zukunft" wurde 2009 zu Beginn
des LOEWE-Zentrums BiK-F mit dem Innovationspreis "Deutschland - Land
der Ideen: Ausgezeichneter Ort 2009" belohnt. Mit externen Partnern
entwickelte sich hieraus 2011 das SHOP.

Das Projekt beschäftigt sich mit der Einbringung mediterraner Eichen
als Alternativbaumarten. "Die Eiche ist hierzulande einer der
ökologisch wichtigsten bestandsbildenden Bäume", sagt Wolfgang
Brüggemann, Biologieprofessor und Leiter des SHOP. "Sie steht aber
häufig auf extrem trockenen Standorten und wird daher vom Klimawandel
besonders stark betroffen sein." Die alternativen Baumarten müssen
nicht nur trockenresistenter als die Stieleiche sein, sondern auch die
hiesigen heute noch kalten Winter gut überstehen. Außerdem ist es für
die Wissenschaftler wichtig, dass die Arten auch die ökologischen
Funktionen der hier ausfallenden Arten übernehmen können. "Um die
Systeme nicht weiter zu schwächen, ist das Aufrechterhalten der
Biodiversität wichtig", sagt Vera Holland, Post-Doc am Institut für
Ökologie, Evolution und Diversität.

Im SHOP-Projekt - und dem 2017 daraus mit Partnern in Italien und
Griechenland entwickelten Kooperationsprojekt "Futureoaks-IKYDA" -
haben die Forscher zwischen 2009 und 2017 insgesamt mehr als 10.000
Eichen an vier Standorten in Südhessen sowie in Griechenland und
Italien gepflanzt. Über Jahre haben sie ihr Wachstum, ihre
Physiologie, Molekularbiologie und ihr ökologisches Potential
studiert. Die Ergebnisse ihrer Forschung belegen ein großes Potential
für einige der mediterranen Eichen, um als Alternativbaumarten an
Extremstandorten gepflanzt zu werden: etwa die Flaumeiche (Quercus
pubescens) oder unter bestimmten Bedingungen auch die immergrüne
Steineiche (Quercus ilex).

"Auf Basis modellgestützter Prognosen wird eine klimawandelbedingte
Verschiebung der Verbreitungsgrenzen mediterraner Arten in Richtung
Mitteleuropa bereits seit Jahren vorhergesagt", sagt Vera Holland.
"Der Klimawandel schreitet aber viel schneller voran, als dass die
natürliche Einwanderung dieser Baumarten damit Schritt halten und
schnell genug die Lücken füllen kann, die durch Extremwetterereignisse
entstehen. Die von uns propagierte Einbringung über eine gestützte
Migration würde demnach diesem Prozess vorgreifen und so verhindern,
dass es zu einem Rückgang der Waldgebiete, starkem Nachlassen der CO2-
Speicherung und starker Bodenerosion auf zwischenzeitlich entwaldeten
Standorten käme", so die Biologin.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news728620

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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FRAGEN/024: Guatemala - "Jedes Jahr kommt es zu Ernteausfällen durch Dürren" (poonal)
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Guatemala

"Jedes Jahr kommt es zu Ernteausfällen durch Dürren"



(Guatemala-Stadt, 2. Dezember 2019, Nómada) - Der Klimawandel
ist Realität und besonders in Ländern wie Guatemala zu spüren, wo sich
dessen Auswirkungen bereits durch Ernährungsunsicherheiten bemerkbar
machen. Hinzu kommt die Wasserknappheit, welche der Bevölkerung keine
andere Wahl lässt, als zu emigrieren. Nómada spricht hierzu mit einem
Klimawandel-Experten.

In einem Land, in dem 30 Prozent der Bevölkerung von der
Landwirtschaft leben und sich die Auswirkungen des Klimawandels immer
deutlicher abzeichnen, warnen Umweltschützer*innen mit Sorge vor einem
Notstand in der Ernährungssicherung. Mehr und mehr Guatemaltek*innen
fliehen aus dem Land, denn aufgrund von Dürren und unvorhersehbaren
Regenfällen bleiben die Ernten aus. Zwar hat Guatemala bereits
wichtige Maßnahmen im Bereich Umweltschutz rechtlich verankert, jedoch
ist damit nicht automatisch auch die Umsetzung des Gesetzes
garantiert.

In der letzten Novemberwoche fand in Guatemala das elfte Regionalforum
für sozio-ökonomische Transformation in Lateinamerika statt. Ziel war
es, den Zugang zu Informationen über Umweltschutz und Umweltrecht zu
ermöglichen, um die Beteiligung der Gesellschaft an wichtigen
Entscheidungen zu fördern.

Nómada sprach mit Alex Guerra, Direktor des Forschungsinstituts für
Klimawandel ICC (Instituto de Investigación Sobre el Cambio Climático)
und technischer Leiter des Wissenschaftsprogramms zum Klimawandel in
Guatemala. Im folgenden Interview teilt Guerra die Sorgen und Zweifel
des Landes, vor dem Hintergrund der Auswirkungen des Klimawandels.

 * 

Was sind die größten Ängste, die Zentralamerika in Bezug auf den
Klimawandel beschäftigen?

Was Guatemala und die zentralamerikanische Region am meisten besorgt,
ist, dass der Klimawandel die derzeitigen Probleme noch verschlimmern
wird. Die Region bietet Wasser im Überfluss, Biodiversität und ein
gemäßigtes Klima. Diese Gegebenheiten ermöglichen menschliches Leben
schon seit tausenden Jahren.

Gleichzeitig war die Region schon immer geprägt von Risiken, welche
die Bevölkerung Zentralamerikas oft schwer getroffen haben. Die Angst
vor dem Klimawandel begründet sich jedoch darin, dass die Folgen
wesentlich größere und schnellere Veränderungen bedeuten.

Jedes Jahr kommt es zu Ernteausfällen durch Dürren, weil die Hitze
immer größer wird, weil der Regen immer später kommt oder auch, weil
es zu stark geregnet hat. Die Regenfälle werden immer schwerer
vorauszusagen. Im gleichen Jahr können am gleichen Ort sowohl Schäden
durch Dürren als auch durch Hochwasser entstehen. Die Menschen
verlieren aber in jedem Fall ihre Ernte.

Wir sprechen also über ein Problem der Ernährungssicherung ...

Ganz genau. Beschäftigt man sich mit Ernährungssicherheit, erkennt man
vier zentrale Aspekte. Erstens müssen Nahrungsmittel vorhanden sein.
Der Klimawandel könnte dies infrage stellen. Menschen, die
beispielsweise das ganze Jahr lang Mais und Bohnen ernten, können
durch den Klimawandel von Ernteausfällen betroffen sein. Dies wirkt
sich wiederum auf die Verfügbarkeit von Lebensmitteln aus.

Ein weiterer Aspekt ist der Zugang zu Nahrungsmitteln. Überall auf der
Welt gibt es Nahrung, aber den Menschen fehlen mitunter die Mittel,
diese zu erwerben. Dies hat weitreichende Auswirkungen, denn auch wenn
man selbst kein Ackerland besitzt, führt man vielleicht einen kleinen
Laden. Kann man jedoch keine Lebensmittel anbieten, bleibt das
Einkommen aus und es fehlt an Geld, um sich zu ernähren. Außerdem
steigen die Lebensmittelpreise. Meistens, wenn es zu einem Tropensturm
oder einem bedeutenden Ereignis kommt, schießen als erstes die Preise
für Lebensmittel nach oben.

Außerdem ist die körperliche Ausbeutung ein wichtiger Aspekt. Dies
bedeutet, dass die Menschen gesund sein müssen, um Landwirtschaft
betreiben zu können.

Der vierte Aspekt ist kultureller Art, denn auch die individuellen
kulinarischen Vorlieben und Gewohnheiten spielen eine Rolle.

Momentan wird viel diskutiert, inwieweit sich der Klimawandel und
das Problem der Ernährungssicherung auf die Migrationsbewegungen
betroffener Menschen auswirken. Beteiligen Sie sich an dieser
Debatte?

Während eines Treffens in Arizona diskutierten wir die starke
Wechselwirkung zwischen Klima und Migration. Gründe für Migration gibt
es viele. Einer davon ist, dass die Bäuerinnen und Bauern aufgrund der
Dürre keinen Mais und keine Bohnen mehr ernten können. Die Menschen
ziehen weg, weil ihre Kaffeepflanzen von Schädlingen befallen sind.
Darüber hinaus können die Bauernhöfe keine Mitarbeiter*innen mehr
finden. Dies sind die Gründe warum die Menschen sagen: "Keine Ernte
mehr, keine Arbeit mehr, also gehe ich fort."

Noch gibt es keine Statistiken dazu, denn das Problem ist komplex und
das Phänomen neu. Aber der Mangel an Daten hat auch noch andere
Ursachen. Fragt man die Menschen, warum sie fortgegangen sind, haben
sie teilweise Angst, den wahren Grund zu nennen, besonders wenn man
bedenkt, was sich zurzeit an den Grenzen abspielt. Asyl wird nur im
Fall von Bedrohung oder Gewalt gewährt. Also nennen die Menschen dies
als Grund ihrer Flucht, obwohl es in Wirklichkeit ein Ernteausfall
war. Daher wird momentan noch analysiert, wie man sinnvoll Daten
erfassen und Statistiken erstellen kann.

Was ist die Gesetzeslage in Bezug auf den Klimawandel? Kommt das
Land seiner Verantwortung nach?

In Guatemala sind wir aus legislativer und politischer Sicht in Bezug
auf den Klimawandel sogar sehr fortschrittlich. Wir waren das zweite
Land nach Mexiko, das ein Gesetz zum Klimawandel verabschiedet hat.
Seit 2013 besteht das Gesetz nun (Dekret 7-2013) und der Klimawandel
ist inzwischen ein zentrales Thema der Politik. So sieht das Gesetz
vor, eine nationale Anpassungsstrategie zu entwickeln und die Folgen
des Klimawandels abzuschwächen. Inzwischen gibt es bereits eine
zweite, aktualisierte Fassung. Legislativ und politisch sind wir also
auf dem aktuellen Stand. Was allerdings noch aussteht, ist die
Umsetzung auf allen lokalen Ebenen.

Dennoch fehlt zum Beispiel ein Gesetz zur Wasserversorgung ...

Ja, das fehlt. So wie bereits ein Gesetz zum Klimawandel besteht, gibt
es seit 2006 auch ein Abwassergesetz. Doch inzwischen ist das 13 Jahre
her und die Situation hat sich nicht verändert. Was wir brauchen, ist
ein allgemeines Gesetz zum Wasser, was festlegt, bei wem die
Verantwortung liegt. Die meisten Industrieländer richten daher eine
zuständige Behörde ein, die sich langfristig um die technischen Fragen
der Wasserversorgung kümmert.

Wasser darf kein politisches Instrument sein, denn wir alle brauchen
es und wenn die Wasserversorgung nicht richtig gehandhabt wird, kann
dies gefährliche Konflikte auslösen. In anderen Ländern gibt es eine
Aufsichtsbehörde, die sagt: So viel Wasser führt der Fluss, also kann
diese bestimmte Menge abgepumpt und genutzt werden. Die Behörde
vergibt Lizenzen, Genehmigungen und Konzessionen. Darüber hinaus wird
kontrolliert, dass der Fluss nicht austrocknet und alle von dem Wasser
profitieren können. Oberste Priorität müssen hier die Menschen sein.
Darin begründet sich auch das Menschenrecht auf Wasser. Wasser ist
eine oberste Priorität.

In unserem Fall besitzen wir keine zentrale Aufsichtsbehörde, welche
die Wasserversorgung und -nutzung reguliert. Daher besteht eine
Regellosigkeit, denn einerseits greift hier der Kompetenzbereich des
Gesundheitsministeriums. Gleichzeitig betrifft das Thema Wasser aber
auch die Kommunen, den Energie- und Bergbausektor sowie die
Ministerien für Umwelt und Landwirtschaft. Es ist dieses
regulatorische Durcheinander, das die Probleme hervorruft.

Eigentlich ist Guatemala reich an Wasser, dennoch kommt es trotz des
Überschusses mancherorts zu Wasserknappheit - aufgrund des genannten
Verwaltungsproblems. In Alta Verapaz zum Beispiel, regnet es das ganze
Jahr über am meisten. Dennoch ist die Zahl der Haushalte ohne Wasser
dort am größten.

Leider ist Wasser ein politisches Thema, auch wenn es das nicht sein
dürfte. So ist die Tatsache, dass es kein Gesetz zum Umgang mit Wasser
gibt, politisch zu begründen. Daher sollte die Verwaltung des Wassers
nicht politisch, sondern technischer Art sein. Es ist nicht in
Ordnung, dass wir uns der Tatsache unterwerfen müssen, dass wenn die
Regierung hinter dem Privatsektor steht, einige das Wasser nutzen
dürfen und andere eben nicht. Gleiches Recht auf Wasser muss in allen
Regierungen eingefordert werden. Wir werden uns dafür einsetzen.

Aber das Wasserproblem ist im Moment keine Priorität für die
Regierung ...

Die letzten Regierungen zeigten wenig Interesse und machten das Thema
zu keiner Priorität. Während der Regierung Álvaro Coloms gab es
einen Minister eigens zu diesem Thema und es kam zu einigen
Fortschritten. Es wurden Arbeitseinheiten geschaffen, die sich mit dem
Klimawandel befassten und eine internationale Zusammenarbeit
angestrebt. Auch im Privatsektor wurde das Problem thematisiert.
Grundsätzlich stellt dies aber keine Priorität dar. In einigen Ländern
haben sich die Regierungen der Aufgabe zwar angenommen, jedoch fällt
es ihnen oft schwer, die Bevölkerung davon zu überzeugen, wie wichtig
es ist, die natürlichen Ressourcen zu schützen. Der Vorteil, den wir
haben ist, dass in Guatemala genau das Gegenteil geschieht. Die
indigene Bevölkerung, genauso wie Universitäten und Forschungszentren,
aber auch einige Unternehmen sorgen sich um das Thema. Es gibt in
dieser Hinsicht ein großes zivilgesellschaftliches Bewusstsein. So
konnte mit Petitionen und gesellschaftlichem Druck bereits einiges
erreicht werden.


URL des Artikels:
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STIMMEN/159: Appell an die am Klimagipfel teilnehmenden Eltern (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Appell an die am Klimagipfel teilnehmenden Eltern

Von Parents For Future Global, 6. Dezember 2019



Our Kids' Climate und Parents For Future haben 222
Eltern-Klima-Gruppen aus 27 Ländern koordiniert und gemeinsam einen
leidenschaftlichen Appell unterzeichnet, in dem sie die Delegierten
der Klimakonferenz COP25 in Madrid dazu aufrufen, über die Liebe zu
ihren eigenen Kindern nachzudenken und entsprechend Maßnahmen zum
Schutz der Gesundheit und der Zukunft aller Kinder dieser Welt
einzuleiten.

Der Aufruf ist in verschiedenen Sprachen verfügbar [1].

Wir lieben unsere Kinder über alles. Trotzdem müssen wir mit ansehen,
wie ihnen eine kaputte Welt am Rande des Klimachaos und des
ökologischen Zusammenbruchs überlassen wird. Als Eltern ist das für
uns unerträglich.

Klimabedingte Katastrophen häufen sich und Kinder werden ihrer
Gesundheit, ihres Lebens und ihrer Zukunft durch das Klimachaos
beraubt. Von tropischen Wirbelstürmen in Afrika und Asien,
Überschwemmungen und Schlammlawinen in Teilen Europas und Brasiliens
bis zu den von der Dürre angefachten Feuersbrünsten in Kalifornien und
Australien, sind Familien und Gemeinschaften überall auf der Welt
betroffen. Die Eisdecke in Grönland schmilzt in einem nie zuvor da
gewesenen Tempo und der Klimanotstand wird immer mehr zur neuen
Normalität.

Wir richten diesen Appell als Eltern an die Delegierten des
Klimagipfels der Vereinten Nationen COP25 in Madrid, die in unserem
Namen und dem unserer Kinder dort verhandeln.

Der UN-Klimagipfel ist eine entscheidende Gelegenheit, um zusammen
ambitionierte Maßnahmen zur Bekämpfung der Klimakrise zu fordern, mit
dem Ziel, die Erderwärmung unter 1,5 Grad Celsius zu halten. Mit jeder
vergehenden Minute politischer Untätigkeit verschlimmert sich die
Krise und bedroht Leben, Gesundheit und die Zukunft von immer mehr
Kindern. Wir befinden uns an einem Scheideweg, an dem jede Tonne
ausgestoßenen CO2s uns gefährlichen Kipppunkten näher bringt, deren
Auswirkungen die menschliche Zivilisation, so wie wir sie kennen, für
immer verändern würden.

Mächtige Großkonzerne wie zum Beispiel der Kohle-, Öl- und
Gasindustrie, die ihre Geschäftsmodelle erhalten wollen, nutzen ihre
Macht und ihren Einfluss, um die nötigen politischen Schritte zu
blockieren. Die aktuellen Verpflichtungserklärungen der Regierungen
führen uns direkt zu einem katastrophalen Anstieg der globalen
Temperatur von 3-4 Grad Celsius.

Wir können nicht akzeptieren, dass dies die Welt sein soll, die wir
unseren Kindern hinterlassen werden.

Der Wunsch in der Bevölkerung nach konkreten Maßnahmen war nie höher
und der wissenschaftliche Konsens nie eindeutiger über das, was auf
dem Spiel steht, wenn wir nicht die bereits existierenden Lösungen
umsetzen, uns von fossilen Brennstoffen lossagen und unsere
Gesellschaft transformieren. Mit den Schulstreiks haben Millionen von
Kindern ihre Entschlossenheit gezeigt, die drohende Katastrophe zu
verhindern. Und nun stehen auch wir Eltern auf, um alle Kinder zu
schützen und entschlossenes Handeln für das Klima einzufordern. Für
die Zukunft unserer Kinder sind wir bereit alles zu tun. Die
Klimakrise zu bekämpfen ist nicht die Aufgabe unserer Kinder - es
liegt in unserer Verantwortung als Erwachsene und Eltern zu handeln
und für unsere Kinder die Zukunft sicherzustellen, die sie verdienen.

Wir befinden uns an einem Wendepunkt in der Geschichte der Menschheit
und Sie, die Delegierten dieses einflussreichen UN-Klimagipfels, haben
die Chance, die nächsten Schritte zu bestimmen. Wir fordern eine
sichere Zukunft für unsere Kinder - für alle Kinder - und für
zukünftige Generationen. Dafür brauchen wir jetzt in Madrid
entschlossenes Handeln.

Wir erwarten von den Delegierten dieses Gipfels mutiges Voranschreiten
und gemeinsames Handeln anstatt zögerliches Warten auf die Taten
einzelner Regierungen. Wenn wir alle zusammen diesen großen Schritt
wagen - hin zu einem neuen Weg - so wird es für uns alle sicherer
sein. Dies ist ein Moment großer Hoffnung, der nicht verpasst werden
darf.

Viele der Delegierten der COP25 sind selber Eltern und an sie
appellieren wir ganz besonders. In ihrer Doppelrolle als Delegierte
und Eltern sind sie aufgrund ihrer beruflichen Position und ihrer
Fähigkeiten dazu in der Lage, echte Helden für alle Kinder dieser Welt
zu sein.

Unser Appell an die Delegierten ist deshalb: Nehmen Sie sich einen
Moment Zeit bevor sie Entscheidungen treffen, schließen Sie kurz die
Augen und stellen Sie sich die Gesichter ihrer Kinder vor. Denken Sie
nun an die Zukunft, die Sie für ihre Kinder, ihre Enkel und Urenkel
wollen. Werden Sie tun was nötig ist, damit diese Zukunft Realität
wird?

Für unsere Kinder und all jene, die diese Erde von uns erben werden.

Wir wissen, dass Sie es können und wir vertrauen darauf, dass Sie es
tun werden.


Die Unterzeichnenden siehe unter:

https://www.parentsforfuture.org.uk/plea-de


Erstveröffentlichung:

https://www.parentsforfuture.org.uk/plea-de

Anmerkung:


[1] https://www.parentsforfuture.org.uk/
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MASSNAHMEN/309: Gemeinsam mit Schäfereien für mehr biologische Vielfalt im Werratal (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN): Gemeinsame Pressemitteilung mit dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU)

Berlin/Bonn, 5. Dezember 2019

Gemeinsam mit Schäfereien für mehr biologische Vielfalt im
Werratal 

Neues Projekt im Bundesprogramm Biologische Vielfalt startet



Wiesen, Weiden, Heiden - das sind Lebensräume, die das Werratal prägen
und zu einer Schatzgrube der Natur machen. Heute ist in Hessen ein
Projekt gestartet, das dort die Lebensräume der biologischen Vielfalt
durch Hüteschafhaltung langfristig schützen und erhalten soll. Das
Bundesumweltministerium fördert das Projekt bis 2025 mit 5,2 Millionen
Euro im Bundesprogramm Biologische Vielfalt. Es wird vom Bundesamt für
Naturschutz (BfN) inhaltlich begleitet.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Region Werratal mit Hohem
Meißner und Kaufunger Wald ist eine geologisch wie landschaftlich sehr
abwechslungsreiche Region, in der, auch durch die traditionellen
Landnutzungen vor Ort, Lebensräume mit einer hohen biologischen
Vielfalt entstehen konnten. Viele der wertvollen, mittlerweile selten
gewordenen Magerstandorte im Werratal sind jedoch gefährdet, etwa
durch intensive Landwirtschaft, Nutzungsaufgabe und Verbuschung. Mit
dem Projekt 'Schaf schafft Landschaft' sollen jetzt durch
Hüteschafhaltung Biotopverbundkorridore etabliert werden. Der
Schaftrieb hilft dabei, wertvolle Standorte in der Region miteinander
zu vernetzen und so die Lebensraum- und Artenvielfalt zu sichern und
zu verbessern."

BfN-Präsidentin Prof. Beate Jessel: "Die Hüteschafhaltung hat die
einzigartige, kleinstrukturierte Kulturlandschaft im Werratal in
besonderem Maße geprägt und zur hohen biologischen Vielfalt in der
Region erheblich beigetragen. In dem neuen Projekt werden
Schäfereibetriebe jetzt dabei unterstützt, eine tragfähige
Hüteschafhaltung aufzubauen. Schafkorridore sollen besser miteinander
vernetzt, Weide- und Triftflächen gepflegt und aufgewertet werden. Von
Anfang an sind dabei die Schäferinnen und Schäfer in das Projekt
eingebunden. Die wissenschaftliche Begleitung des Vorhabens stellt
zusätzlich sicher, dass die umgesetzten Maßnahmen auf ihren Erfolg hin
geprüft und bei Bedarf optimiert werden. Für zukünftige Vorhaben
werden diese Erfahrungen und Ergebnisse von großem Nutzen sein."

Ziel von "Schaf schafft Landschaft" ist es, die selten gewordenen
Lebensräume einer nachhaltig bewirtschafteten Kulturlandschaft
langfristig zu erhalten. Wertvolle Bereiche außerhalb der
Schutzgebiete, wie magere Wiesen, Weiden, Streuobstbestände und
Wegränder profitieren ebenso wie Magerrasen und Wacholderheiden von
der Pflege und Entwicklung von Flächen, die für die Hüteschafhaltung
geeignet sind. Zudem sollen Flächen langfristig gesichert werden. Der
Schaftrieb hilft dabei, wertvolle Standorte in der Hotspot-Region
miteinander zu vernetzen. Das Werratal gehört zu den "Hotspots der
biologischen Vielfalt", die eine besonders hohe Dichte und Vielfalt
charakteristischer Arten, Populationen und Lebensräume aufweisen.

Im Rahmen des Projekts werden zudem Strategien zur Vermarktung der im
Hotspot hergestellten Schafprodukte entwickelt. Die Unterstützung beim
Marketing von Erzeugnissen wie Lammfleisch, Schafskäse und Wolle sowie
der geplante Aufbau eines regionalen Akteursnetzwerks können
entscheidend zu einer zukunftsfähigen, sozial und wirtschaftlich
tragfähigen Schafhaltung beitragen. Die Maßnahmen werden durch eine
intensive Öffentlichkeitsarbeit und durch Umweltbildung ergänzt.

"Strahlkraft und Vorbildcharakter erreicht ein Projekt nur, wenn sich
die angestoßenen Maßnahmen auf Dauer bewähren. Dies wollen wir
erreichen, indem wir Akteure aus Wissenschaft und Praxis
zusammenbringen und auch diejenigen mitentscheiden lassen, die die
Maßnahmen letztlich umsetzen", so der Projektleiter Prof. Dr. Gert
Rosenthal. Die Koordination und die Projektleitung übernimmt das
Fachgebiet Landschafts- und Vegetationsökologie der Universität
Kassel. Projektpartner sind das Fachgebiet für Betriebswirtschaft der
Universität Kassel in Witzenhausen, der Werra-Meißner-Kreis und der
Geo-Naturpark Frau-Holle-Land.

Projekt-Steckbrief unter: http://bit.ly/SchafLand

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Information und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.

Weitere Informationen zum Bundesprogramm:

www.biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.12.2019

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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MASSNAHMEN/308: UN-Dekade zeichnet "Uhlstädter Heide" aus (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 6. Dezember 2019

 Waldweide "Uhlstädter Heide" wird UN-Dekade-Projekt



Altenburg, 6. November 2019 - Wie kann die Beweidung eines
Wirtschaftswaldes mit Rindern und Pferden forstwirtschaftlich
verträglich und biodiversitätsfreundlich gestaltet werden? Das
untersucht und erprobt das Projekt der Naturforschenden Gesellschaft
Altenburg (NfGA). Für seinen Beitrag zur Förderung der Biodiversität
erhält das Projekt heute die Auszeichnung der UN-Dekade Biologische
Vielfalt. Überreicht wird sie von Olaf Möller, Staatssekretär des
Thüringer Ministeriums für Umwelt, Energie und Naturschutz. Die
Auszeichnungsveranstaltung findet im Naturkundemuseum Mauritianum
Altenburg statt.

Das Projektgebiet umfasst insgesamt 600 ha: Teilflächen des
Naturschutzgebiets "Uhlstädter Heide" sowie ein Vogelschutzgebiet. Die
Fläche wird mit Rindern und Pferden beweidet. Die Naturforschende
Gesellschaft erwartet, dass die Weidedynamik positive Auswirkungen auf
die Biodiversität im Untersuchungsgebiet haben wird. So sollen etwa
Land-Reitgräser zurückgedrängt und damit das kräuterreiche
Artenspektrum gefördert werden. Die neu geschaffenen Lebensräume
sollen auch bedrohten Tierarten, bspw. dem Ziegenmelker, eine
Lebensgrundlage bieten. Mit verschiedenen Monitoring-Maßnahmen
untersucht die NfGA, wie sich die Vielfalt und der Bestand von
Insekten, Vögeln und Fledermäusen entwickelt.

Die Fachjury der UN-Dekade Biologische Vielfalt hat sich für eine
Auszeichnung des Projekts entschieden, da es wertvolles Wissen dazu
liefert, welche positiven ökologischen Effekte eine extensive
forstliche Nebennutzung mit sich bringt und inwieweit sie die
biologische Vielfalt fördert.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Naturforschende Gesellschaft Altenburg e.V.

Parkstraße 10

04600 Altenburg

uhlstaedt@nfga.de

www.nfga.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.12.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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MASSNAHMEN/307: Auszeichnung für Biotopverbundprojekt der Regierung Mittelfrankens (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 6. Dezember 2019

Biotopverbundprojekt "Landgang" erhält Auszeichnung der UN-Dekade



Nürnberg, 6. Dezember 2019 - Das Biotopverbundvorhaben "Landgang", mit
dem sich die Regierung von Mittelfranken seit 2010 für mehr
Biodiversität am Main-Donau-Kanal einsetzt, erhält heute den Titel
"Offizielles Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt". Dr.
Christian Barth, Amtschef und Ministerialdirektor im Bayerischen
Umweltministerium, würdigt das Projekt. Die Auszeichnungsveranstaltung
findet am Main-Donau-Kanal im Bereich der Schleuse Eibach statt.

Entlang der 170 km langen Wasserstraße setzt der Projektträger
gemeinsam mit zahlreichen Kooperationspartnern Maßnahmen zur Förderung
der biologischen Vielfalt um. Lebensräume und Arteninventare werden
kartiert, bewertet und vernetzt. Um bessere Bedingungen für die dort
beheimateten Arten zu schaffen, werden Strukturelemente angelegt und
Mahd-Termine an naturschutzfachliche Zielsetzungen angepasst. Von den
Pflege- und Aufwertungsmaßnahmen profitieren zahlreiche Tierarten wie
der Wachtelweizen-Scheckenfalter, die Zaun- und Waldeidechse,
Kreuzotter, Grasmücke und Goldammer. Anwohner freuen sich zudem über
neue, naturnahe Erholungsorte.

Die Fachjury der UN-Dekade Biologische Vielfalt lobt insbesondere die
Überregionalität des Biotopverbundprojekts und die vorbildliche
Kooperation mit vielen Nutzern und Naturschützern.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Regierung von Mittelfranken

Sachgebiet Naturschutz

Promenade 27

91522 Ansbach

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.12.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de
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RESSOURCEN/239: Weltbodentag - Okkupation des Erdreichs ... (SB)




Alle fünf Sekunden wird weltweit eine fußballfeldgroße Fläche Boden
erodiert. Dadurch gehen entscheidende Voraussetzungen für die
Nahrungsproduktion und ökologische Vielfalt verloren. Der
Bodenverlust hat nicht zuletzt mit dem vorherrschenden
landwirtschaftlichen Produktionsmodell zu tun. Denn es begünstigt den
Monokulturanbau, die Verwendung von Kunstdünger und Pestiziden und
verringert den organischen Anteil im Boden. Das Erdreich klebt nicht
mehr so gut, verliert den Zusammenhalt und ist durch Wind und Wasser
leicht angreifbar. Außerdem wird der Bodenschwund durch vermeintliche
Effizienzmaßnahmen wie Knickbeseitigung und Feldzusammenlegung, das
Fällen "lästiger" Bäume, etc. gefördert.

Am 5. Dezember wurde der "Weltbodentag" begangen. Erstmals ausgerufen
2002 von der FAO, der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen, wird seitdem ein jedes Jahr der "Boden des
Jahres" ernannt und an die Bedeutung der Böden für bewirtschaftete
und unbewirtschaftete Flächen erinnert.

Bereits einen Tag später rücken wieder andere Themen in den medialen
Vordergrund. Das ist kurzsichtig, denn, vergleichbar mit der globalen
klimatischen Entwicklung, die Negativentwicklung schreitet auch bei
der Bodenerosion schleichend voran. Die Landwirtschaft steigert zwar
zur Zeit ihre Produktivität noch, aber die Entwicklung geht zu Lasten
zukünftiger Generationen, denen, allgemein gesprochen, weitgehend
leblose, kunstdüngerübersättigte, wahlweise auch gülleertränkte
Restböden vererbt werden.

Die EU beispielsweise teilt jedes Jahr viele Milliarden Euro
Subventionen an die Landwirtschaft aus, doch die Bekämpfung der
Bodenerosion wird nur unzureichend unterstützt. Das hat sehr viel mit
der Exportorientierung der EU-Landwirtschaft zu tun. Dabei wäre es
nicht schwierig, andere Gewichtungen bei der Prämienzahlung
festzulegen, nämlich weg von der Flächensubventionierung und hin zur
Qualitätssicherung von Landwirtschaft und Landschaft. Das hätte eine
Abkehr vom System der engen Fruchtfolgen und eine stärkere Förderung
von Zwischenfrüchten zwecks Steigerung der Bodenqualität zur Folge.
Landschaft sollte nicht mehr Inbegriff für Langeweile sein. Dafür
wäre der Erhalt der Böden eine sprichwörtlich fundamentale
Voraussetzung.

Gute Böden, die sich nicht dadurch auszeichnen, daß sie dem Wunsch
des Menschen nach Ertragsmaximierung um jeden Preis entsprechen,
sondern die über lange Zeiträume hinweg aus ihrer natürlichen
Umgebung hervorgegangen sind und dementsprechend bewirtschaftet
wurden, bieten enorm viele Vorteile: Geringerer Erosionsverlust bei
Starkregen oder kräftigen Winden; stärkere Bindung von organischem
Material und somit von Kohlenstoff aus der Atmosphäre (Klimaschutz);
höhere Wasseraufnahmefähigkeit und dadurch Verringerung von
Überschwemmungen; Rückkehr der in den letzten Jahrzehnten immer mehr
verschwindenden Bodenlebewesen und, darauf gestützt, Aufbau ganzer
Ökosysteme bis hin zu den insektenfressenden Vögeln; Senkung der
Feinstaubbelastung in landwirtschaftlichen Produktionsgebieten.

Erodiertes Bodenmaterial landet in Gewässern, die dadurch überdüngt
werden und vorzugsweise an den Mündungsgebieten von Flüssen zu
Algenblüten führen. Auch dem könnte entgegengewirkt werden. Doch sind
die Bodenverluste nicht einfach und schon gar nicht innerhalb kurzer
Zeit umzukehren, wollte man nicht gleichzeitig Ertragseinbußen und in
der Folge einen gesteigerten Nahrungsmangel hinnehmen. Aber die
Geschwindigkeit, mit der Boden erodiert wird, könnte bei
entsprechendem politischen Willen durchaus gebremst werden, in
Deutschland, der EU und der übrigen Welt. Das setzte allerdings
voraus, daß sich die Produktionsweisen ändern, denn das Problem des
Bodenverlustes ist keines, das die Landwirtschaft allein zu
verantworten hätte. Sie produziert im Rahmen politischer Vorgaben,
und wenn es für sie profitabler ist, beispielsweise Kunstdünger
einzusetzen, dann wird das gemacht.

Der Weltbodentag 2019 ist inzwischen vergangen, doch die Probleme der
Bodenerosion sowie zusätzlich der hier noch gar nicht angesprochenen
Verluste der Verfügbarkeit der Böden für die Landwirtschaft aufgrund
der Flächenversiegelung sind höchst akut.

9. Dezember 2019
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SCHADSTOFFE/168: Pflanzenschutzmittel im Grund- und Oberflächenwasser gefährden das Trinkwasser (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 27. November 2019

Pflanzenschutzmittel im Grund- und Oberflächenwasser gefährden das
Trinkwasser

- In über 60% der baden-württembergischen Wasserschutzgebiete sind
chemisch-synthetische Pflanzenschutzmittelrückstände nachweisbar

- Das Land muss sensible Gebiete ausweisen und die Ausbringung von
Pflanzenschutzmitteln dort verbieten

- Neben Naturschutzgebieten müssen auch Wasserschutzgebiete besser
geschützt werden



Im Zusammenhang mit dem Volksbegehren "Rettet die Bienen" hat die
Landesregierung ein Eckpunktepapier entworfen. Mit dem Ziel, die
Interessen von Naturschutz und Landwirtschaft zu verbinden, sollen
insbesondere in Bezug auf Pflanzenschutzmittel Verbote und
Reduzierungen veranlasst werden. Der Geschäftsführer des Verbandes für
Energie- und Wasserwirtschaft Baden-Württemberg e.V. (VfEW), Torsten
Höck sagt: "Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist mitursächlich
für das Artensterben. Darüber hinaus ist auch die wichtige Ressource
Wasser konkret bedroht. Dies muss in der Diskussion Berücksichtigung
finden". Denn Pflanzenschutzmittel und deren Abbauprodukte gelangen
seit Jahren auch in das Grund- und Oberflächenwasser.

In einer aktuellen Erhebung der Grundwasserdatenbank Wasserversorgung
wurden an mehr als 60% der baden-württembergischen Wasserschutzgebiete
chemisch-synthetische Pflanzenschutzmittelrückstände nachgewiesen. "An
5,3% der Messtellen wurde der Grenz- bzw. Gesundheitliche
Orientierungswert schon überschritten", stellt Johann-Martin Rogg,
Vorsitzender des Beirats Grundwasserdatenbank Wasserversorgung, dar.
Er betont zudem, dass die Messwerte bereits seit 30 Jahren erhoben
werden. "Bisher können wir aber keine nachhaltige Verbesserung
erkennen, ganz im Gegenteil. Das zeigt, dass die bisherigen Maßnahmen
nicht wie erhofft gegriffen haben."

Prof. Frieder Haakh, Geschäftsführer des Zweckverbands
Landeswasserversorgung sieht dies ähnlich: "In drei von fünf
Wasserschutzgebieten sind Pestizidrückstände messbar. Das
Landwirtschaftsministerium will aber, dass nach wie vor Pestizide in
Wasserschutzgebieten gespritzt werden statt integriertem
Pflanzenschutz mit weitgehendem Spritzmittelverzicht. Das MLR
verweigert zudem die Umweltdaten der Pestizidaufwandmengen und setzt
damit EU-Recht nicht um, ganz so, als gäbe es etwas zu verbergen oder
würde es zu viel Arbeit machen, sich um die Umwelt zu kümmern.
Grenzwertüberschreitungen an 81 Rohwassermessstellen belegen, dass dem
MLR der chemische Pflanzenschutz in Wasserschutzgebieten wichtiger
ist, als der Verbraucherschutz. Die Zeche zahlen die Wasserversorger
durch teure Aufbereitung und am Ende der Bürger über den Wasserpreis."

Der VfEW und die Landeswasserversorgung fordern daher gemeinsam, dass
neben den Naturschutzgebieten auch die Wasserschutzgebiete mit in das
Eckpunktepapier und die Strategie zur Pflanzenschutzmittelreduktion
einbezogen werden. Unterstützung erhält der Verband durch den BUND
Baden-Württemberg: "Wenn wir in der Konkretisierung der Eckpunkte über
eine bessere Kontrolle und Reduzierung von Pflanzenschutzmitteln
sprechen, so sollten wir dabei die Synergieeffekte aus Biodiversität,
Ressourcenschonung und gleichzeitigem Trinkwasserschutz in
Wasserschutzgebieten nicht aus dem Blick verlieren.", so
BUND-Landesgeschäftsführerin Sylvia Pilarsky-Grosch.

Nur mit Hilfe von ausschließlich von behördlicher Seite umsetzbaren
Einschränkungen oder Verboten der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln
in Wasserschutzgebieten lassen sich die Einträge von Wirkstoffen oder
deren Metaboliten nachhaltig reduzieren. Insbesondere
Wasserschutzgebiete mit Grenzwertüberschreitungen sollten aus Sicht
der Wasserversorger als sensible Gebiete ausgewiesen werden, in denen
chemisch-synthetische Pflanzenschutzmittel nicht mehr ausgebracht
werden dürfen. "Wir erkennen auch die Anliegen der Landwirte an.
Allerdings darf die Produktion von Lebensmitteln nicht mit dem Erhalt
des Lebensmittels Wasser in Konkurrenz stehen. Wir müssen von einem
Gegeneinander zu einem Miteinander kommen", sagt Höck. Denn das Ziel
ist ein gemeinsames: der Schutz unserer Natur und unserer
Lebensgrundlagen. 

 * 

Quelle:

Presseinformation, 27.11.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
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BEGEGNUNG/1924: Cuxhaven - nächster Freizeit- und Interessentreff am 17.12.19


Stadt Cuxhaven

Freizeit- und Interessentreff



Der letzte Freizeit- und Interessentreff des Jahres findet am
Dienstag, den 17. Dezember um 18 Uhr statt. Unternehmungsfreudige
Cuxhavener, ob neu zugezogen oder schon alteingesessen, können sich im
Rahmen des Treffs kennenlernen und zu weiteren gemeinsamen
Unternehmungen verabreden. Geplant sind zum Beispiel Ausflüge,
Spieleabende, Cafébesuche oder Spaziergänge. Schauen Sie einfach mal
rein - eine Anmeldung ist nicht erforderlich! 

Die Veranstaltungsreihe findet monatlich in Kooperation der 
Stadtbibliothek mit der Wissens- und Interessenbörse statt.

Kontakt: Stadtbibliothek Cuxhaven, Kapitän-Alexander-Str. 1, Tel.:
04721/700 70 800.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.12.19

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/10-19-dsci4464.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/sph07114-1.jpg
88888888






OEBPS/Images/cover.jpg
Berihic

v K .. e Textbeige . Dokumentc

Schat

MA-Verlsg

Elektronische Zcitung Schatinblick  Dicnsg, 10 Dssmber 2019

POLITIK/ KOMMENTAR
Auf der Strafc -
Sturm zicht auf.
Am 21, Mirz lste Prs-
don e Moo el

Internationale Presseagentur Pressenza - Biro Berlin
Solidarititist kein Verbrechen

Medienmitelun von Amnesty Inernaional ez, . Dezember 2019

gem fen Pariser P

it tavienmy m Amnesty Intemational und Soli- e, icht mhr stafrchilich be-
Didir Ll

lomen. Do 3rign s v Mg oo Sl

Bordeaux der RuFeines autoriir-_Kein Verbrehen” bhegeben. Fast “Es it hchste Zei, dass Perso-

und gradenioseHrdinrs 30000 Mensehn und 20 Ao e, i sih i Menschen i No

voraus, A cla- cinstzen. i

Haupstadt bersis e Bl snsyeial bl eyt ks
den Tnnen- ) haben dic fine

i Chrtobe Cuanet it
den Woren i “Den
fagen!

Dienst de

en Polizeiappara
5000 Uniformianan s .

‘merzeichnet und fordern cine. e Auswis der hilfibe

Aspascung des Auslkndur und Perion 7 Knnvllire’, o Re
camonsgessass, damit sll o Ruft yon Aty It

darisches Handeln nicht linger

Kiminalsiert wird

digen

e erjingstin
vt Ko, v el
chen Frau miteren

DIENSTE / KALENDER

(Sete 3]

in

nenwegen Vertosses - A. e
el 16 des Auslinder onderfull

rationsgesetzes (AIG) verur-

il Alldings b i Nben Fnkvihshendie G

inmarin ch

S

e Notzen . Bulgaionsow
el o o <.vm iz wid - Zypem cine su.wmmuub

o
Gl i B
erflt nur don, wenn die "
o profiorenit . nad s
Mitgefihl erfolgt. Deshalb fo. ~dic Behilf 2 flgalem Aufent-
der Aty Schwescin Rev e hethopt it o
on des Artikels 116 des Auslin- Auch in der Scweiz war bis 20

der- und Tegratonsgesctzes, da-di Beihilfe 2l .mmm
imit Menschen,die selbstlos hel-  nicht strafbar, wen i






OEBPS/Images/wett8827_(c)_2019_by_schattenblick.jpg





